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mit der Bitte mn weitere verfassungsmäßige Be-
handlung. · · 
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(g·ez.) Dr. Ehard, 
Bayerischer MiniSterpräsident 

* 
Entwurf eines Gesetzes· 

iiber die Aufgaben und Befugnisse der Polizei· 
in Bayern (Polizeiaufgabengesetz - PAG. -) 

I. Begriff und Aufgaben der Polizei 

Art. 1 

Polizei im Sinn dieses Gesetzes sind die im 
Vollzugsdienst tätigen Dienstkräfte der Polizei des 
Staates und der Gemeinden. 

Art. 2 

Die Polizei hat die Aufgabe, als Vollzugsorgan 
der Behörden der allgemeinen inneren. Verwal­
tung und als Hilfsorgan anderer Verwaltungs­
behörden bei der Aufrechterhaltung der öffent­
lichen Sicherheit und Ordnung durch Abwehr von 
Gefahren und durch Unterbindung und Beseiti­
gung von Störungen mitzuwirken. 

Art. 3 

Die Polizei hat ferner die Aufgaben zu erfüllen, 
die ihr durch andere Gesetze zugev\7iesen sind, ins­
besondere Handlungen, die mit Strafe oder mit 
Geldbuße bedroht sind, zu verfolgen. 
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II. Allgemeine Bestimmungen ühe1· die Befugnisse 
der Polizei 

Art. 4 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe nach Art. 2 ist 
die Polizei befugt, im Rahmen der geltenden Ge­
setze Maßnahmen nach den folgenden Vorschriften 
zu treffen. Sie hat dabei nach pflichtmäßigem Er­
messen zn verfahren. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die ihr durch 
. andere Gesetze zugewiesen sind (Art. 3), hat die 

Polizei die dort vorgesehenen Befugnisse. Soweit · 
solche Gesetze Befugnisse der Polizei nicht regeln, 
hat sie die Befugnisse, die ihr i1ach diesem Gesetz 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe nach Art. 2 zustehen. 

Art. 5 

(1) Maßnahmen nach Abschnitt JII dieses Ge­
setzes darf die Polizei nur treffen, wenn die dort 
vorgesehenen besonderen Voraussetzungen ge­
geben sind. 

(2) 1111 übrigen darf die Polizei in Rechte natür­
licher oder juristischer Personen gegen den Willen 
des Berechtigten nur eingreifen, 

1. um Handlungen, die mit Strafe bedroht sind, 
zu verhüten; 

2. mn Handlungen, die mit Strafe oder mit Geld­
buße bedroht sind, zu unterbinden; 

3. außer in den Fällen der Ziffern 1 und 2 um 

a) Handlungen zu verhüten oder zu unterbfo­
den, durch die die Verfassung verletzt oder 
bedroht, insbesondere eine gem. Art. 9 Abs. 2 
des GrundgeFJetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland verbotene Vereinigung fort­
geführt, ihr organisatorischer Zusammenhalt 
auf andere 'Weise, insbesondere durch Fort­
setzung der Mitgliedschaft, aufrechterhalten 
oder sie sonst untersfötzt wird ( verfassungs­
feindliche Handlungen); 

b) Gefahren abzuwehren, durch die das mensch­
liche Leben bedroht wird; 

c) Gefahren abzuwehren oder Störungen zu 
beseitigen, durch die die Unversehrtheit der 
Person, die Freiheit, das Eigentum oder der 
Besitz bedroht oder verletzt werden, soweit 
dies im öffentlichen Interesse geboten er­
scheint. 

Art. 6 

Die Polizei darf nur die Maßnahmen treffen, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. 

Art. 7 

Soweit die Polizei nicht im Einzelfall auf An­
ordnung einer zuständigen Behörde tätig wird, hat 
sie sich in den Fällen, in denen sie in Rechte natür­
licher oder juristischer Personen eingreifen darf, 
auf unaufschiebbare Maßnahmen zu beschränken. 
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Art. 8 

(1) Die Polizei hat bei der Erfüllung ihrer Auf­
gaben nach pflichtmäfügem Ermessen unter mehre­
ren möglichen und geeigneten Maflnahmen diejeni­
gen zu treffen, die den einzelnen und die Allgemein­
heit am wenigsten beeinträchtigen. 

(2) Ein durch eine Maßnahme der Polizei zu er­
wartender Schaden darf nicht erkennbar aufler Ver­
hältnis zu dem beabsichtigten Erfolg stehen. 

(3) Maflnahmen sind nur zulässig, bis ihr Zweck 
erreicht ist oder bis sich zeigt, daß ihr Zweck nicht 
erreicht werden kann. 

Art. 9 

(1) Macht das Verhalten oder der Zustand einer 
Person Maßnahmen der Polizei nach diesem Gesetz 
notwendig, so sind diese gegen die Person zu rich­
ten, die die Gefahr oder die Störung verursacht hat. 

(2) Hat eine strafunmündiges Kind oder eine 
Person, die wegen Geisteskrankheit oder Geistes­
schwäche entmündigt oder unter vorläufige Vor­
mundschaft g·estellt ist, die Gefahr oder die Störung 
verursacht, so kann die Polizei ihre Maßnahmen 
auch gegen den richten, dem die Aufsicht über eine 
solche Person obliegt. 

(3) Hat eine Person, die zu einer Verrichtung 
bestellt ist, in Ausführung dieser Verrichtung die 
Gefahr oder die Störung verursacht, so kann die 
Polizei ihre Maßnahmen auch gegen den richten, der 
die Person zu der Verrichtung bestellt hat. 

Art. 10 

(i) Macht das Verhalten oder der Zustand eines 
Tieres oder der Zustand einer anderen Sache Maß­
nahmen der Polizei nach diesem Gesetz notwendig, 
so sind diese gegen den Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt zu richten. 

(2) Die Polizei kann ihre Mafüiahmen auch 
gegen den Eigentümer oder den sonst dinglich Ver­
fiigung·sberechtigten richten. Dies gilt nicht, wenn 
der Inhaber der tatsächlichen Gewalt diese gegen 
den Willen des Eigentümers oder sonst dinglich 
Verfügungsberechtigten ausübt. 

(3) Soweit auf Grund besonderer Rechtsvor­
schriften eine andere Person verantwortlich ist, sind 
die Maßnahmen m erster Linie gegen diese zu 
richten. 

Art. 11 

(1) Die Polizei hat die Gefahr oder die Störung 
selbst oder durch vertraglich Beauftragte zu be­
seitigen, wenn 

1. Maßnahmen gegen eine nach den Art. 9 oder 10 
verantwortliche Person nicht oder nicht recht­
zeitig möglich sind, 

2. die verantwortliche Person einer an sie gerichte­
ten Aufforderung der Polizei zur Beseitigung 
der Gefahr oder der Störung nicht nachkommt 
und die Polizei die Befolgung der Aufforde­
rung nicht erzwingen kann oder nach dem 
Grundsatz ,der Verhältnisrnäfügkeit (Art. 8) 
nicht erzwingen darf. 

(2) Ist im Falle des Abs. 1 Nr. 1 eine verant­
wortliche Person vorhanden, so hat die Polizei diese 
zu benachrichtigen wenn und sobald dies ~nöglich ist. 

Art. 12 

., (1) Zur Abwehr einer unmittelbar bevorstehen­
den erheblichen Gefahr oder zur Beseitigung einer 
erheblichen Störung kann die Polizei Maßnahmen 
auch gegen eine Person richten, die nicht nach Art. 9 
oder 10 verantwortlich ist, insbesondere sie zur 
Hilfeleistung anhalten, wenn und soweit weder 
Maßnahmen gegen die verantwortliche Person noch 
Maßnahmen nach Art. 11 möglich, ausreichend oder 
zulässig sind. , ,. 

(2) Maßnahmen nach Abs. 1 dürfen nicht ge­
troffen 'v-erden, wenn die nicht verantwortliche Per­
son dadurch selbst an Leben oder Gesundheit ge­
fährdet oder an der Erfüllung überwiegender an­
derweitiger Pflichten gehindert ·würde. 

Art. 13 

(1) Erläßt die Polizei eine Anordnung, in der 
von einer Person ein Handeln, Dulden oder Unter­
lassen verlangt wird, so muß diese Anordnung in­
haltlich hinreichend bestimmt sein. Es darf kein un­
zulässiges oder unmögliches Verhalten verlangt 
werden. 

(2) Die Anordnung kann schriftlich, mli.ndlich 
oder durch Zeichen gegeben werden. 

(3) Allgemein verbindliche Anordnungen, die 
ein Gebot oder Verbot für eine unbestimmte Anzahl 
von Fällen enthalten (Verordnungen), dürfen von 
der Polizei nicht erlassen werden. Anordnungen, die 
sich in einem bestimmten Fall an eine unbestimmte 
Anzahl von Personen richten. sind zulässig. 

III. Besondere Bestimmungen über die Befugnisse 
der Polizei 

1. Anhaltung, Vorführung; Platzver­
weisung, Gewahrsam 

Art. 14 

(1) Die Polizei kann eine Person zur Feststel­
lung- ihrer Personalien anhalten, wenn dies erfor­
derlich ist 
L zur Ermittlung oder Aufklärung einer Hand­

lung, die mit Strafe oder mit Geldbuße be­
droht ist, 

2. zur Ermittlung oder Aufklärung einer verfas­
sungsfeindliche11 Handlung, 

3. zur Bekämpfung _von Geschlechtskrankheiten, 
4. zur Sicherung eines g·enügencl glaubhaft gemach­

ten Rechtsanspruchs einer zur Selbsthilfe be­
rechtigten Person, sofern ohne diese Maßnahme 
die Gefahr besteht, daß die Verwirklichung des 
Anspruchs vereitelt oder wesentlich erschwert 
werden würde. 
(2) Die angehaltene Person kann zur Dienst­

stelle gebracht werden, wenn die Feststellung ihrer 
Personalien an Ort und Stelle nicht oder nur unter 



erheblichen Scliwierigkeiten vorgenommen werden 
kann oder wenn der Verdacht besteht, daß ihre 
Angaben unrichtig sind. 

Art. 15 

(1) Leistet eine Person, die auf Grund eines 
Gesetzes für Zwecke des Erkennungsdienstes oder 
zur Entnahme von Blutproben oder zur Unter­
suchung durcli einen Arzt des Gesundheitsamtes vor­
g·eladen wird, der Vorladung nicht Folge, so kann 
die Polizei sie vorführen. § 81c der Strafpro:~eßord­
nung bleibt unberührt. 

(2) Bei Bestimmung des Zeitpunktes der Vor­
ladung ist nacli Möglichkeit auf die beruflichen Ver­
pflichtungen und die sonstigen Lebensverhältnisse 
des Vorgeladenen RüCksicht zu nehmen. 

Art. 16 

Die Polizei kann eine Person vom Platz ver­
weisen, wenn dies erforderlich ist, um eine mit 
Strafe bedrohte oder eine verfassungsfeindliclie 
Handlung zu verhüten oder zu unterbinden. 

Art. 17 

. Die Polizei kann eine Person zur Rettung aus 
einer gegenwärtigen Gefah.r für Leib oder Leben 
m Gewahrsam nehmen, 
1 wenn die gefährdete Person sich erkennbar in 

einern die freie Willensbestimmung ausschlie­
ßenden Zustand oder sonst in einer hilflosen 
Lage befindet, 

2. wenn sie Selbstmord begehen will. 

Art. 18 

Die Polizei kann eine Person ferner in Gewahr­
sam nehmen, wenn dies erforderlicli ist, um 
1. die unmittelbar bevorstehende Begehung einer 

als Verbrechen oder Vergehen mit Strafe be­
drohten Handlung oder einer verfassungsfeind­

' lichen Handlung durch diese Person zu verhüten, 
2. eine mit Strafe bedrohte oder eine verfassung.s­

feindliche Handlung dieser Person zu unter­
binden. 

Art. 19 

(1) Die Polizei hat eine Person auf schriftliches 
Ersuchen einer dazu gesetzlich ermächtigten Ver­
waltungsbehörde in Gewahrsam zu nehmen. Das 
Ersuchen muß. den tatsächlichen und rechtlichen 
Grund der Maßnahme er kennen lassen. 

(2) Die Verwaltungsbehörde, die das Ersuchen 
gestellt hat, ist unverzüglich von der Durchführung 
zu verständigen. 

Art. 20 

Die Polizei hat eine Person, die auf Grund der 
Art. 14, 15, 17 bis 19 zur Dienststelle verbracht oder 
in Gewahrsam genommen worden ist, zu entlassen, 
sobald der Grund für die Maßnahme fortgefallen 
ist, spätestens jedoch mit dem Ablauf des folgenden 
Tages, falls nicht vorher auf Grund eines Gesetzes 
Fortdauer der Freiheitsentziehung durcli den Rich­
ter angeordnet wird. 
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Art. 21 

(1) Die in Gewahrsam genommene Person soll, 
soweit möglich, von anderen gesondert und nicht 
in demselben Raum mit Straf- oder Untersuchungs­
gefangenen verwahrt werden. Mit ihrer Zu,stim­
mung kann von dieser Vorschrift abgesehen werden. 
Männer und Frauen sind getrennt, Geisteskranke 
gesondert unterzubringen. Im übrigen gilt § 116 
Abs. 2, 3 und 4 Satz 1 der Strafprozeßordnung 
sinngemäß. 

, 
(2) Die in Gewahrsam genommene Person ist 

über den Grund der Maßnahme und die ihr zu­
stehenden Rechtsmittel zu belehren. 

Art. 22 

Der zur Dienststelle verbrachten oder in Ge­
wahrsam genomnienen Person ist Gelegenheit zu 
geben, einen Angehörigen oder eine Person ihres 
Vertrauens zu benachrichtigen. Die Polizei hat die 
Benachrichtigung zu übernehmen, wenn eine in 
Gewahrs·am genommene Person von ihrem Recht 
nach Satz J keinen Gebrauch maclit. Durch die B<?~ 
nachrichi.igung darf der .Zweck des Gewahrsams 
nicht gefährdet werden. 

2. S i c h e r s t e 11 u n g v o n Ge g e n s t ä n d e n 

Art. 23 

(1) Die Polizei kann Gegenstände sieb.erstellen, 
wenn bestimmte Tatsacliep vorliegen, aus denen zu 
schließen ist, · 
1. daß die Gegenstände zur Begehung einer mit 

Strafe bedrohten Handlung verwendet werden 
.sollen, 

2. ,daß die Gegenstlinde zur Begehung einer ver­
fassungsf eindlichen Handlung verwendet wer­
den sollen, 

3. dafl der Gebrauch, die Verwertung oder die Be­
lassung der Gegenstände an ihrem Ort zu einer 
Schädigung des Lebens oder der Gesundheit von 
Menschen führen würde, 

4. daß der Gebrauch, die Verwertung oder die Be­
lassung der Gegenstände an ihrem Ort zur 
Schädigung oder Vernichtung von Eigentum 
führen würde, dessen Erhaltung im öffentliclien 
Interesse liegt. 

(2) Die Polizei kann ferner Gegenstände sicher­
stellen, die zur Begehung einer verfassungsfeind­
lichen Handlung verwendet worden sind oder als 
Beweismittel für eine solclie Handlung von Bedeu­
tung sein können. 

(3) Die Polizei kann weiterhin Gegenstände 
sicherstellen, wenn sie von einer Person mitgeführt 
werden, die auf Grund dieses Gesetzes in Gewahr­
sam genommen oder auf Grund ein~s anderen Ge­
setzes vorläufig festgenonunen wird, sofern die 
Gegenstände zur Begehung einer mit Strafe bedroh­
ten oder einer verfassungsfeindlichen Handlung 
oder zur Scliädigung von Leben oder Gesundheit 
verwendet werden können. 
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(4) In den Fällen der Abs. 1 und 2 wird die 
Sicherstellung nicht dadurch ausgeschlossen, daß bei 
ihrer Durchführung die sicherzustellenden oder an­
dere Gegenstände beschädigt oder zerstört werden, 
es sei denn, daß der dadurch zu erwartende Schaden 
erkennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten 
Erfolg steht. 

Art. 24 

(1) Zur Sicherstellung gemäß Art. 23 kann die 
Polizei die Herausgabe der Gegenstände vo~1 der 
Person verlangen, in deren Gewahrsam sie sich be­
finden. Wird die Herausgabe :verweigert, so kann 
die Polizei die Gegenstände z·wangsweise weg­
nehmen (Beschlagnahm<:)). 

(2) Ist ein Gegenstand auf Grund der §§ 94, 98 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung durch die Polizei in 
Beschlag genommen worden und versagt der Richter 
die Bestätigung gern. § 98 Abs. 2 der Strafprozeß­
ordnung· oder sieht. er in dem Urteil von der Ein­
ziehung ab, so kann die Polizei den Gegenstand 
nach diesem Gesetz nur in Beschlag nehmen oder 
behalten, wenn 

a) nicht von der richterlichen Entscheidung ab­
gewichen wird, 'soweit sich diese auf die der 
richterlichen Würdigung unterliegende Feststel­
lung des Sachverhalts und die Strafbarkeit der 
Handlung bezieht oder 

b) ein neuer Sachverhalt gegeben ist. 

Art. 25 

(1) Befindet sich ein Gegenstand im Gewahrsam 
einer Person, sö ist die Sicherstellung dieser gegen­
über zu erklären und eine Bescheinigung zu er­
teilen, die den Grund der Maßnahme erkennen .läßt 
und die sichergestellten Gegenstände bezeichnet. 

(2) Im Falle d.er Beschlagnahme muß die Be­
scheinigung eine Belehrung über die zulässigen 
Rechtsmittel enthalten. 

(3) Kann nach den Umständen des Falles eine 
Bescheinigung nicht erteilt werden, so ist eine amt­
liche Niederschrift aufzunehmen, die auch erkennen 
läßt, ·warum die Erteilung der Bescheinigung unter­
blieben· ist. 

Art 26 

Gegenstände, die gemäß Art. 23 sichergestellt 
werden, sind amtlich zu verwahren. Falls die Be­
schaffenheit der Gegenstände dies nicht zuläßt oder 
die amtliche Verwahrung unzweckmäßig erscheint, 
ist die Sicherstellung auf andere geeignete Weise zu 
gewährleisten. 

Art. 27 

Wird ein sichergestellter GegenstauQ_ amtlich 
oder durch einen Dritten im amtlichen Auftrag ver­
wahrt, so hat die Polizei das Erforderliche zu veran­
lassen, um Wertminderungen vorzubeugen, es sei 
denn, daß der Dritte auf Verlangen eines Berech­
tigten mit der Verwahrung beauftragt worden ist. 

' . 

Art. 28 

Die Polizei hat binnen 48 Stunden der Kreis­
verwaltungsbehörde die Beschlagnahme anzuzeigen, 
falls sie den Gegenstand nicht vorher an den Be­
rechtigten zurückgibt oder nach Art. 30 Abs. 3 Satz 2 
oder Art. 31 verwertet, unbrauchbar macht oder ver­
nichtet. Die Beschlagnahme tritt außer Kraft, wenn 
die Kreisverwaltungsbehörde sie nicht binnen drei 
Tagen bestätigt. 

Art. 29 

(1) Erfordert der polizeiliche Zweck die weitere 
Sicherstellung· nicht mehr, so sind die Gegenstände 
an den herauszugeben, bei dem sie sichergestellt 
worden sind. Das gleiche gilt, wenn die Kreisver­
waltungsbehörde die Bestätigung der Beschlag­
nahme versagt oder binnen drei Tagen keine Ent­
scheidung über die Beschlagnahme trifft. 

(2) Ist die Herausgabe der Gegenstände an den, 
bei dem sie sichergestellt worden sind, ohne Ge­
fährdung des polizeilichen Zweck.es nicht möglich, 

·so können sie an einen anderen Berechtigten heraus­
gegeben werden, wenn der polizeiliche Zweck dies 
zuläHt. Als berechtigt gilt jeder, der seine Berechti­
gung glaubhaft macht. 

Art. 30 

(1) Erfordert der polizeiliche Zweck die weitere 
Sicherstellung von Gegenständen, so ist die Ver­
wertung zulässig 
1. wenn der Verderb der Gegenstände oder eine 

wesentliche Minderung ihres Wertes droht, 
2. wenn die Aufbewahrung, Pflege oder Erhaltung 

der Gegenstände mit unverhältnismäßig großen 
Kosten oder Schwierigkeiten verbunden ist, 

3. wenn die Gegenstände infolge ihrer Beschaffen­
heit nicht so verwahrt werden können, daß 
weitere Gefahren ausgeschlossen sind, 

4. nach einer Frist von zwei Jahren. 

(2) Die Verwertung ist ferner nach einer Frist 
von zwei Jahren zulässig, wenn die Herausgabe an 
einen Berechtigten nicht möglich ist, weil ein solcher 
nicht ermittelt werden kann. 

(3) Die Verwertung wird durch die Kreisver­
waltungsbehörde angeordnet. Die Anordnung kann 
auch durch die Polizeidienststelle getroffen werden, 
die die Sicherstellung angeordnet hat oder der der 
beteiligte Polizeibeamte angehört, wenn der Gegen­
stand so rasch zu verderben droht oder die von '· 
ihm ausgehende Gefahr so dringend ist, daß die 
Entscheidung der Kreisverwaltungsbehörde nicht 
abgewartet werden kann. 

(4) Eine Person, der ein Recht an dem Gegen­
stand zusteht, soll vor der Verwertung gehört wer­
den. Die Anordnung sowie Zeit und Ort der Ver­
wertung sind ihr, soweit tunlich, mitzuteilen. 

(5) Die Verwertung wird nach den Vorschriften 
,der Zivilprozeßordnung über die Verwertung einer 
gepfändeten Sache durchgeführt. An die Stelle des 
Vollstreckungsgerichts tritt die Kreisverwaltungs-

„ 



hehörde. Sie kann eine Anordnung·· nach § 825 der 
Zivilprozeßordnung auf Antrag eines Berechtigten 
nach Abs. 4 oder von Amts wegen gleichzeitig mit 
der Verwertungsanordnung· oder nachträglich tref­
fen. In den Fällen des Abs. 3 Satz 2 bestimmt die 
Polizeidienststelle die Art und Weise der Ver­
wertung. 

(6) Ein Erlös aus der Verwertung ist dem 
herauszugeben, bei dem der verwertete Geg·enstand 
sichergestellt worden ist. Ist ein Berechtigter nicht 
zu ermitteln oder bestehen Zweifel an der Berech­
tigung, so ist der Erlös gemäß §§ 372 ff. des Bürger­
lichen Gesetzbuches zu hinterlegen. 

Art. 31 

Sichergestellte Gegenstände dürfen unbrauchbar 
gemacht oder vernichtet werden, wenn bei ihnen 
auch nach der Verwertung die Voraussetzungen für 
die Sicherstel~ung fortbestehen würden. Art. 30 Abs. 
3 und 4 gilt entsprechend. 

3. T ö t u n g v o n T i e r e n 

Art. 32 

(1) Die Polizei kann in unaufschiebbaren Fällen 
ein Tier ohne vorherige Sicherstellung töten, wenn 
von dem Tier eine unmittelbare Gefahr für das 
menschliche Leben ausgeht und die Gefahr ·nicht auf 
andere \V eise abgewehrt werden kann. 

(2) Das gleiche gilt unter den Voraussetzungen 
des Art. 5 Abs. 2 Ziffer 3 Buchst. c, es sei denn, daß 
der durch die Tötung des Tieres entstehende Scha­
den außer Verhältnis zu einein drohenden Sach­
schaden steht. 

~ Durchsuchung von 
Sachen. Betreten von 

Art. 33 

Personen und 
Wohnungen 

(1) Die Polizei kann eine Person durchsuchen, 
wenn bestimmte Tatsachen vorliegen, aus denen 
zu schließen ist, daß dabei Gegenstände aufgefunden 
werden, die der Sicherstellung nach Art. 23 unter­
liegen. Dies gilt nicht für Gegenstände, die zur Be­
gehung einer als Übertretung mit Strafe bedrohten 
Handlung verwendet werden sollen. 

(2) Die Polizei kann ferner eine Person durch­
suchen, wenn diese sich i;n bewußtlosem oder er­
kennbar in einem anderen die freie Willensbe­
stimmung ausschließenden Zustand befindet und die 
Durchsuchung zur Feststellung der Personalien er­
forderlich ist. 

(3) Weibliche Personen dürfen nur durch weib­
liche Angehörige der Polizei oder im Auftrag der 
Polizei durch sonstig·e geeig;nete Frauen durchsucht 
werden. 

Art. 34 

(1) Die Polizei kann bewegliche Sachen sowie 
Wohnungen, Geschäftsräume und befriedetes Be­
sitztum durchsuchen, wenn bestimmte Tatsachen 
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vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß dabei 
Gegenstände aufgefunden werden, die der Sicher­
stellung nach Art. 23 unterliegen, oder daß sich darin 
eine Person verborgen hält, die nach Art. 18 oder 19 
in Gewahrsam genommen werden kann. Art. 33 
Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Wohnungen, Geschäftsräume und befriedetes 
Besitztum dürfen nur durchsucht werden, wenn es 
sich um die Wiederergreifung einer aus amtlichem 
Gewahrsam entwichenen Person handelt öder wenil 
sonst Gefahr im Verzug besteht. 

Art. 35 

(1) Bei der Durchsuchung von beweglichen Sa­
chen sowie von Wohnungen, Geschäftsräumen und 
befriedetem Besitztum darf der Inhaber anwesend 
sein. Ist er abwesend, so ist, wenn möglich, sein 
Vertreter oder ein erwachsener Angehöriger, Haus­
genosse oder Nachbar zuzuziehen, es sei denn, daß 
Gefahr im Verzug besteht. Dem Inhaber oder der 
zugezogenen Person ist der Grund der Durchsuchung 
vor deren Beginn bekanntzugeben, soweit dadurch 
der Zweck der Maßnahme nicht gefährdet wird. 

(2) Dem Inhaber ist nach der Beendigung der 
Durchsuchung auf Verlangen eine· schriftliche Mit­
teilung zu machen, die den Grund der Durchsuchung 
bezeichnet. Würde die· Mitteilung den Zweck der 
Durchsuchung gefährden, so sind lediglich die Vor­
nahme der Durchsuchung unter Angabe der für die 
Durchführung verantwortlichen Polizeidienststelle 
sowie Zeit und Ort der Durchsuchung schriftlich 
zu bestätigen. 

Art. 36 

(1) Abgesehen von den in Art. 34 sowie in an­
deren Gesetzen geregelten Fällen darf die Polizei 
Wohnungen, Geschäftsräume und befriedetes Be­
sitztum nur zur Abwehr einer gemeinen Gefahr 
oder einer Lebensgefahr sowie in anderen Fällen 
des Art. 5 Abs. 2 bei denen Gefahr im Verzug be­
steht, betreten. 

(2) Wohnungen von Personen, die unter Polizei- ' 
aufsieht stehen, sowie Räume, die jedem zugänglich 
sind oder die als Herbfügen oder Versammlungs­
orte bestrafter Personen oder als Schlupfwinkel für 
verfassungsfeindliche Bestrebungen, Glücksspiel, 
Schmug·gel, Rauschgifthandel oder gewerbsmäßige 
Unzucht bekannt oder dringend verdächtig sind, 
kann die Polizei unter den Voraussetzung·en des 
Art. 5 Abs. 2 jederzeit betreten. 

Art. 37 

Die Durchsicht der Papiere des von der Durch­
suchung Betroffenen ist nur zulässig, soweit der 
Inhaber sie genehmigt oder die Durchsicht zur Fest­
stellung der Personalien erforderlich ist. Andern­
falls sind die Papiere in Beschlag zu nehmen und in 
verschlossenem und . versiegeltem Umschlag der 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen, der die Durch­
sicht obliegt. Einer besonderen Anzeige nach Art. 28 
Satz 1 bedarf es nicht. 
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5. A n w e n d u n g u n m i t t e 1 b a r e n Z w a n g e s 

Art. 38 

(1) Unmittelbarer Zwang im Sinn dieses Ge­
setzes ist die Einwirkung auf Personen oder Sachen 
durch körperliche Gewalt oder durch Anwendung 
von Waffen oder sonstigen zugelassenen Mitteln, 

(2) Der Gebrauch von Schuflwaffen ist nur 
unter den dafür bestimmten besonderen Voraus­
setzungen zulässig. Das gleiche gilt für die Fesse­
lung von Personen. 

Art. 39 

(1) Die Polizei kann unmittelbaren Zwang ge­
gen Personen oder Sachen anwenden, wenn der 
Zweck einer Maßnahme der Polizei auf andere 
weise nicht erreicht werden kann. 

(2) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
(Art. 8) ist zu beachten. 

(3) Die Vorschriften über Notwehr und Not­
stand bleiben unberührt. Ebenso bleiben unberührt 
die Bestimmungen über die Anwendung unmittel­
baren Zwanges durch die Polizei, die in anderen 
Gesetzen enthalten sind. 

Art. 40 

Unmittelbarer Zwang ist, wenn die Umstände 
es zulassen, unmittelbar vor seiner Anwendung an­
zudrohen. 

Art. 41 

Eine Person, die sich im Gewahrsam der Polizei 
befindet, darf gefesselt werden, 

1. wenn sie besonders gefährlich oder widersetz­
lich ist, 

2. wenn sie zu fliehen versucht oder aus anderen 
Gründen der Flucht verdächtig ist, 

3. wenn Selbstmordgefahr besteht. 

Art. 42 

(1) Der Gebrauch von Schußwaffen ist außer in 
den Fällen der Notwehr und des Notstandes sowie 
in den durch andere Gesetze geregelten Fällen nur 
zulässig 

1. zur Verhütung oder Unterbindung einer mit 
Strafe bedrohten Handlung, die sich den Um­
ständen nach als ein Verbrechen darstellt; 

2. zum Anhalten einer Person, die sich der Fest­
nahme oder der Feststellung ihrer Personalien 
durch die Flucht zu entziehen versucht, wenn sie 

a) bei der Begehung einer mit Strafe bedrohten 
Handlung betroffen wird, die sich den Um­
ständen nach als ein Verbrechen darstellt 
oder unter Anwendung von Schußwaffen 
oder Sprengstoffen begangen wird, 

b) unmittelbar nach der Begehung einer solchen 
Tat verfolgt wird, 

c) eines Verbrechens dringend verdächtig ist; 

3. gegenüber einer Person, die bei gewaltsamer 
Gefangenenbefreiung, bei Landfriedensbruch, 
beim Wildern, oder beim Forstfrevel nach Art. 59 
Ziff. 3 oder 4 des Bayer. Forstgesetzes betroffen 
wird, wenn sie trotz Anrufs von der Straftat 
nicht abläßt oder zu entfliehen versucht: 

4. zur Vereitelung der Flucht oder zur Wieder­
ergreifung einer Person, die sich 
a) zur Verbüßung einer Zuchthaus- oder Ge­

fängnisstrafe, 
b) wegen eines Verbrechens oder Vergehens 

oder des dringenden Verdachtes eines Ver­
brechens oder Vergehens in behördlichem 
Gewahrsam befindet oder befand; 

5. gegen eine. Menschenansammlung, aus der her­
aus Gewalttätigkeiten begangen werden oder 
unmittelbar bevorstehen, wenn die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges gegen bestimmte Teil­
nehmer der Menschenansammlung offensichtlich 
keinen Erfolg verspricht. 

(2) Für die mit der Überwachung und dem poli­
zeilichen Schutz der Landesgrenzen beauftragten 
Dienstkräfte der Polizei ist der Gebrauch von 
Schußwaffen außer in den Fällen des Abs. 1 inner­
halb des besonderen als „Zollgrenzbezirk" oder 
„Zonengrenzbezirk" gekennzeichneten Gebietes ge­
gen eine Person zulässig, die sich der Befolgung del.' 
polizeilichen Anordnungen durch die Flucht zu ent­
ziehen versucht. 

Art. 43 

(1) Von SchuH·waffen darf nur Gebrauch gemacht 
werden, wenn andere Mittel erfolglos angewendet 
worden sind oder ihre Anwendung offensichtlich 
keinen Erfolg verspricht. Auf Personen darf erst 
geschossen werden, wenn der Zweck der Maß.nahme 
mit der Waffenwirkung gegen Sachen nicht erreicht 
wird· oder nicht erreicht werden kann. 

(2) Der Gebrauch von Schußwaffen ist unzu­
lässig, wenn der zu erwartende' Schaden erkennbar 
außer Verhältnis zu dem beabsichtigten El·folg steht 
oder wenn durch den Schußwaffengebrauch Unbe­
teiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet wer­
den, es sei denn, daß sich dies beim Einschreiten 
gegen Menschenansammlungen nicht vermeiden läßt. 

(3) Das Ziel des Schuflwaffengebrauchs gegen 
Personen darf nur sein, angriffs- oder fluchtunfähig 
zu machen. 

(4) Von Schußwaffen darf nur Gebrauch ge­
macht werden, bis der Zweck der Maßnahme er­
reicht ist oder bis sich zeigt, daß auch durch den 
Schuß.waffengebrauch der Zweck nicht erreicht wer­
den kann. 

Art. 44 

(1) Der Gebrauch von SchuRwaffen ist außer in 
den Fällen der Notwehr und des Notstandes stets 
unmittelbar vo:vher anzudrohen. 

(2) Als Androhung kann ein WarnschuB abge­
geben werden, wenn es die Umstände erfordern. 
Bei Menscheilansammlungen sind in diesem Fall 
mindestens zwei Schüsse abzugeben. 



6. G e h ü h r e n p f 1 i c h +i g e V e r ·w a r n 1111 g e n 

Art. 45 

(1) Die im Außendienst verwendeten Dienst­
kräfte der Landpolizei, der Grenzpolizei und der 
Gemeindepolizei können aus Anlaß einer Über­
tretung den auf frischer Tat betroffenen Täter unter 
Ansatz einer Gebiihr verwarnen, wenn seine Schuld 
gering ist, die Folgen der Tat unbedeutend süid und 
kein öffentliches Interesse an der Herbeiführung 
einer strafgerichtlichen Entscheidung besteht. 

(2) Die Verwarnung ist nur rechtswirksam, wenn 
der Täter nach Belehrung· über sein Weigerungsrecht 
mit ihr einverstanden ist und zur sofortigen Zahlung 
der Gebiihr bereit ist. Hierüber sowie über die 
Strafbarkeit seines Verhaltens ist der Täter zu 
belehren. 

(3) Die in Abs. 1 genannten Dienstkräfte der 
Polizei sind befugt, die Verwarnungsg·ebühr an Ort 
und Stelle einzuheben. 

(4) über die Verwarnung und die Zahlung der 
Gebühr ist eine Bescheinigung z11 erteilen. 

(5) Die Verwarnungsgebühr beträgt 2.- DM; 
Zuschläge werden nicht erhoben. 

IV. Rechtsbehelfe 

Art. 46 

Geg·en eine Anordnung· oder eine sonstige Maß­
nahme der Polizei steht .redem, der behauptet, durch 
die Maßnahme in seinen Rechten verletzt zu sein, 
nach den folgenden Vorschriften die Beschwerde zu. 

Art. 47 

(1) Beschwerden g·emäfl Art. 46 sind biirnen zwei 
\Vochen, nachdem die Anordnung oder sonstige Maß­
nahme dem Betroffenen zur Kenntnis gelang·t ist, 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Polizei­
dienststelle einzulegen, die die Maßnahme getroffen 
hat oder der der beteiligte Polizeibeamte angehört. 

(2) Die Beschwerdefrist gilt auch dann als 
gewahrt, wenn die Beschwerde rechtzeitig bei der 
zur Entscheidung zuständigen Verwaltungsbehörde 
(Beschwerdebehörde) eingelegt wird. Das gleiche 
gilt, wenn die Beschwerde rechtzeitig bei der Polizei­
dienststelle, in deren Bereich die Maßnahme getrof­
fen wurde, eingelegt wird; in diesem Fall ist die 
Beschwerde unverzüglich der zuständigen Polizei­
dienststelle im Sinne des Abs. 1 zuzuleiten. 

(3) Bei Anordnungen oder sonstigen Maßnahmen, 
die nicht schriftlich g·etroffen worden sind, beg·ürnt 
die Beschwerdefrist altch dann zu laufen, wenn keine 
Rechtsmittelbelehrung erteilt worden ist. 

Art. 48 

Bei Maßnahmen der staatlichen Polizei kann die 
nach Art. 47 Abs. 1 zuständige Polizeidienststelle, 
bei Maßnahmen der Gemeindepolizei der Gemeinde­
rat der Beschwerde abheHen. Andernfalls entscheidet 
die Beschwerdebehörde. 

- ·----·----. .-~---, ~--o-----;----,------:-----~-------:-----;------------- -·----~- -~-i--~ 
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Art. 49 

(1) Die Besdrwerde hat keine aufschiebende 
Wirkung·. Die Beschwerdebehörde kann ,jedoch die 
Aussetzung der Vollziehung anordnen und, wenn 
die polizeiliche Maßnahme bereits vollzogen ist, auch 
Anordnungen zur Ri.ickgäng·igmachung des Vollzuges 
oder zur Milderung seiner Wirkungen treffen. 

(2) Für die Anfechtungsklage und die Befugnisse 
des Verwaltungsgerichts und des Gerichtsvorsitzen­
den im Anfechtungsverfahren gilt Abs. 1 e1it­
sprechend. Im übrig·en findet § 51 Abs. 3 Satz 2 bis 4 
des Gesetzes über die Verwaltung~gerichtsbarkeit 
Anwendung·. Vorläufige Anordnungen des Gerichts­
vorsitzenden sind unverzüglich durch Gerichts­
beschluß zu ersetzen oder aufzuheben. 

Art. 50 

über die Beschwerde entscheidet bei Maßnahmen 
1. der Gemeindepolizei die Rechtsaufsichtsbehörde 

der Gemeinde, 
2. der Landpolizei, der Grenzpolizei und der Be­

reitschaftspolizei das zuständige Landratsamt, 
wenn die Maßnahme im Bereich des Landkreises 
g·etroffen worden ist; die zusfänclig·e Regierung, 
wenn die Maßnahme im Bereich einer kreis­
freien Stadt gefro·ffen worden ist, 

3. des Landeskriminalamtes das Staatsministerium 
des Innern. 

Art. 51 

Die Art. 46-50 gelten nicht bei Maßnahmen, 
die die Polizei auf Ersuchen oder auf Anordnung· 
der Staatsanwaltschaft oder einer Gerichtsbehörde 
trifft, sowie bei Maßnahmen, die die Dienstkräfte 
der Polizei nur in ihrer Eigenschaft als Hilfsbeamte 
der Staatsa'nwaltschaft treffen können. 

Art. 52 

(1) Ma.ßnalunen, die die Polizei nach diesem 
Gesetz auf Ersuchen oder auf Anordnung einer Ver­
waltungsbehörde trifft, gelten für das Beschwerde­
verfahren als Maßnahmen der ersuchenden oder 
anordnenden Verwaltungsbehörde, wenn das Er­
suchen oder die Anordnung eine bestimmte Maß­
nahme in einein Einzelfall betrifft. 

(2) Hat eine Kreisverwaltungsbehörde gemäß 
Art. 28 die Beschlagnahme vor\ Gegenständen be­
stätigt, so gelten die Beschlagnahme und die Be­
stätigung· für das Beschwerdeverfahren als· MaH-
11ahme der Kreisverwaltungsbehörde. 

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 g·ilt Art. 49 
entsprechend. 

Art. 53 

Richtet sich eine Beschwerde auch gegen das 
Verhalten von Dienstkräften der Polizei bei der 
Durchführung vo11 Maßnahmen, so ist vor der Eni.­
scheiclung der Dienstvorgesetzte zu hören. 

Art. 54 

Für die Entscheidung über Aufsichtsbeschwerden 
gelten die Art. 50 und 53 entsprechend. 
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Art. 55 

Richtet sich eine Beschwerde lediglich gegen das 
Verhalten von Dienstkräften der Polizei bei der 
Durchführung von Maßnahmen, so entscheidet der 
Dienstvorgesetzte. 

V. Entschädigungs-, Erstattungs­
und Ersatzanspriiche 

Art. 56 

(1) Erleidet jemand, gegen den Maßnahmen nach 
Art. 12 getroffen worden sind, einen Schaden, so ist 
dem .Geschädigten dafür Entschädigung zu leisten, 
soweit der Schaden durch die polizeiliche Maßnahme 
entstanden ist und der Geschädigte nicht von einem 
anderen Ersatz zu erlangen vermag-. · 

(2) Das gleiche gilt, wenn jemand, der nicht nach 
den Art. 9 und 10 verantwortlich ist und gegen den 
nicht Maßnahmen nach Art. 12 gerichtet worden sind, 
durch eine polizeiliche Maßnahme getötet oder ver­
letzt wird oder einen nicht zumutbaren sonstigen 
Schaden erleidet. 

(3) Im Falle der Tötung ist den Personen, denen 
g·egenüber der Getötete zur Zeit der Verletzung 
kraft Gesetzes unterhaltspflichtig war oder unter­
haltspflichtig werden konnte, für entgangenen Unter­
halt Entschädigung zn leisten. 

Art. 57 

(1) Ein Entschädigungsanspruch nach diesem 
Gesetz besteht nicht, soweit die Maßnahme auch dem 
Schutz der Person oder des Vermögens des Ge­
schädigten gedient hat. 

(2) Ist die Entschädigungspflicht aus Anlaß von 
Maßnahmen der Polizei in besonderen gesetzlichen 
Vorschriften geregelt, so gelten diese Vorschriften. 

Art. 58 

(1) Entschädigungspflichtig ist der Träger der 
Polizei, die die zur Entschädigung verpflichtende 
Maßnahme getroffen hat. 

(2) Bei einem Einsatz der Polizei im Fall eines 
öffentlichen Notstandes (Art. 58 des Gesetzes über 
die Organisation der Polizei in Bayern) trifft die 
Entschädigung·spflicht den Staat. 

Art. 59 

(1) Entschädigung nach Art. 56 wird nur für 
Vermögensschaden gewährt. Dabei sind Vermögens­
vorteile, die dem Berechtig·ten aus der zur Ent­
Hchädig·ung verpflichtenden Maßnahme entstehen, 
sowie ein mitwirkendes Verschulden des Berechtig­
i en zu berücksichtigen. 

(2) Die Entschädigung wird in Geld gewährt. 

Art. 60 

(1) Ist die Polizei auf Ersuchen einer anderen 
Polizeidienststelle oder einer Behörde tätig gewor­
den, so ist die Körperschaft, der die ersuchende 
Polizeidienststelle oder Behörde angehört, dem nach 

Art. 58 Abs. 1 entschädigungsp:flichtigen Polizeiträger 
erstaUungpflichtig. Dies gilt nicht für Anordnungen 
der zuständigen Staatsbehörden gegenüber Gemein­
den im Rahmen der Rechts- oder Fachaufsicht. 

(2) . Ist staatliche Polizei nach Maßgabe . der 
gesetzlichen Bestimmungen auf Anordnung der zu­
ständigen Staatsbehörde im Bereich einer Gemeinde 
mit eigener Polizei tätig geworden, so ist die Ge­
meinde dem Staat erstattungspflichtig, sofern die 
Anordnung auf Grund eines Verschuldens der Ge­
meinde notwendig geworden ist. 

(3) Ist die Polizei auHer in den Fällen der Abs. 1 
und 2 außerhalb ihres örtlichen Zuständigkeifs­
bereiches tätig geworden, weil die örtlich zuständige 
Polizei nicht zur Stelle war oder nicht rechtzeitig 
zur Stelle sein konnte, so ist der Träger der örtlich 
zuständigen Polizei dem nach Art. 58 Abs. 1 ent­
schädigungspflichtigen Polizeiträger erstatfüngs­
pflichtig. 

(4) Die Erstattungspflicht nach Abs. 1 bis 3 ent­
fällt, soweit der Schaden durch ein Verschulden der 
Polizei bei der Durchführung der Maßnahme ent­
standen ist. 

(5) Soweit bei einein Einsatz der Polizei im Fall 
eines öffentlichen Notstandes der Schaden durch ein 
Verschulden einer Gemeindepolizei bei der Durch~ 
führung der Maßnahme entstanden ist, ist die je­
weilige Gemeinde dem Staat erstattungspflichtig. 

Art. 61 

Die erstattungspflichtige Körperschaft hat dem 
entschädigungspflichtigen Polizeiträger die auf 
Grund der Art. 56 bis 59 geleisteten notwendigen 
Aufwendungen zu erstatten. 

Art. 62 

(1) Hat der nach Art. 58 entschädigungspflichtige 
Polizeiträger keinen Erstattungsanspruch nach 
Art. 60, so kann er von der nach A--i.t. 9 oder 10 ver­
antwortlichen Person Ersah der notwendigen Auf­
wendungen verlang·en. 

(2) Hat die nach Art. 60 erstattungspflichtige 
Körperschaft ihre Verpflichtung erfüllt, so kann sie 
von der nach Art. 9 oder 10 verantwortlichen Person 
Ersatz der notwendigen Aufwendungen verlangen. 

Art. 63 

Hat die Polizei eine Gefahr oder Störung nach 
Art. 11 selbst oder durch vertraglich Beauftragte 
beseitigt, so kann der Träger der Polizei von einer 
nach Art. 9 oder 10 verantwortlichen Person Ersatz 
seiner notwendigen besonderen Aufwendungen 
verlangen. 

Art. 64 

(1) über die Entschädigungsansprüche nach 
Art. 56, 58 entscheiden im Streifall die ordentlichen 
Gerichte. 

(2) über die Erstattungsansprüche nach Art. 60 
und die Ersatzansprüche nach Art. 62 und 63 ent­
scheiden im Streitfall die Verwaltungsgerichte im 
Parteistreitverfahren. 



VI. Sc11lußhestim:munge11 

. Arl:. 65 

Die Befugnisse nach diesem Gesetz haben zur 
Er-füllung ihrer besonderen Dienstaufgaben auch 

L die Personen, denen die Befugnisse von Hilfs­
beamten der Staatsanwaltschaft z11erkannt sind, 
ohue clafl ihnen die Rechte von Polizeibeamten 
zustehen, 

2. die Personen, denen durch Gesetz die Rechte von 
Polizeibeamten zuerkannt sind. 

ArL 66 

(1) Werden im Fall des Art. 9J des Grund­
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland Dienst­
kräfte der Polizei eines anderen Bundeslandes oder 
Dienstkräfte des Bundes, die mit Aufgaben im Sinn 
dieses Gesetzes betraut sind, in Bayern tätig, so 
haben sie die Befugnisse, die der Polizei nach diesem 
Gesetz zustehen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn DiensibäHe im Sinn 
des Abs. 1 auf Grund des Art. 60b des Gesetzes 
über die Organisation der Polizei in Bayern tätig 
werden. 

(3) Die Befugnis von Dienstkräften der Wasser­
schutzpolizei der Länder. Baden-\Vürttemberg und 
Hessen, auf Grund des Staatsvertrages über die 
Wasserschutzpolizei auf dem Rhein, dem Main und 
dem Neckar vom 12. Oktober 1950 (GVBL 1951 S. 87) 
in Bayern tätig zu werden, bleibt unberührt. 

Art. 67 

(1) Das Staatsministerium des Innern kann in 
besonderen Fällen die Wahrnehmung von Aufgaben 
des ständigen polizeilichen Vollzugsdienstes in 
bestimmten Abschnitten des Grenzbereiches durch 
Vereinbarung Dienstkräften der Polizei eines ande­
ren Bundeslandes oder Dienstkräften des Bundes, 
die mit Aufgaben im Sinn dieses Gesetzes betraut 
sind, einräumen. In diesem Fall haben diese Dienst­
kräfte in Bayern die Befog·nisse, die der Polizei nach 
diesem Gesetz zustehen. 

(2) Soll sich eine Reg·elung nach Abs. 1 auf den 
Bereich einer Gemeinde mit eigener Polizei er­
strecken, so ist vorher das Einvernehmen mit der 
Gemeinde herzustellen. 

Art. 68 

(1) In den Fällen der Art. 66 und 67 entscheidet 
über die Beschwerde . 

1. bei Maßnahmen, die im. Bereich einer Gemeinde 
mit eigener Polizei getroffen worden sind, die 
Rechtsaufsichtsbehörde der Gemeinde, 

2. im übrigen das Landratsamt, in dessen Bereich 
die Maßnahme getroffen worden ist. 

(2) In den Fällen der· Art. 66 Abs. 2 und 3 und 
Art. 67 trifft die Entschädigungspflicht den Träger 
der Polizei, an deren Stelle die zur Entschädigung 
verpflichtende Maßnahme getroffen worden ist. 

3'' 
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Art. 69 

Die Vorschriften über die Anwemlung unmittel­
baren Zwang·es (Art. 38 bis 44) gelten auch fi.ir die 
im Forstschutz verwendeten Beamten, Ang·estellten 
und sonstigen Personen, die enhveder einen Dienst­
eid geleistet haben oder auf Grund der Art. 115, 119, 
J21 des Bayer. Forstgeseizes als Hilfspersonen der 
Forststrafgerichtsbarkeit eidlich verpflichtet sind. 

Art. 70 

Für den Vollzug der Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. 
·a, Art. 1,t Abs. :l Ziff. 2, Art. rn, 23 Abs. 1 Zi1ff. 2, 
Abs. 2 und 3, Art. ;36 stellt die Staatsregierung .fest, 
·welche Vereinigungen gemäß Ar L 9 Abs. 2 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
verboten sind. Die Entscheidung der Staatsregierung 
ist im Bayerischen Staatsanzeig·er zu veröffentlichen. 

Art. 71 

Auf Grund dieses Gesetzes können das Recht 
auf körperliche Unversehrtheit, die Freiheit der 
Person, das Recht der freien Meinungsäußerung, die 
Versammlungsfreiheit, die Unverletzlichkeit der 
vVohnung· und das EigenÜUll eü1g·eschränkt werden 
(Art. 2 Abs. 2, Art. 5, Art. 8 Abs. 2, Art. 13 und 14 
des Grundgesetzes fi.ir die Bundesrepublik Deutsche 
land, Art. 102, 103, 106, HO und 113 der Verfassung 
des Freistaates Bayern). 

Art. 72 

Aufgaben und Befugnisse, die in bundes- oder. -
landesrechtlichen Vorschriften den „Polizeibehör­
den" übertragen sind, werden nui· dann von der 
Polize.i wahrgenommen, V-renn das Staatsministerium 
des Innern . im Einvernehmen mit den sachlich be­
teiligten Staatsministerien es durch Verordnung 
bestimmt. Im übrigen sind die Behörden der all­
gemeinen inneren Verwaltung· zuständig, soweit 
nicht andere Gesetze eine besondere Regelung treffen. 

Art. 73 

Die Staatsregierung erläßt die zur Ausführung 
dieses Gesetzes erforderlichen H.echtsvcrordnungen. 

Art. 74 

·Das Gesetz über die Örganisation der Polizei 
in Bayern vom 28. Oktober 1952 (GVBI. S. 285) wird 
wie folg·t geändert: 

1. Art. 2 Abs. 1 Ziff. 1 erhält folgende Fassung: 
„1. die Verhütung, Unterbindung und polizei­

liche Verfolgung mit Strafe oder mit Geld­
buße bedrohter Handlungen, die Verhütung 
jedoch nur, soweit die Androhung der Strafe 
oder Geldbuße nicht auf Ortsrecht beruht;" 

2. Art. 2 Abs. 1 Ziff. 2 erl1ält folgende Fassung: 
„2. die Verhülung oder Unterbindung· nicht mit 

Strafe bedrohter Handlung·en, durch die die 
Verfassung verletzt oder bedroht, insbeson­
dere eine gemäH Art. 9 Abs. 2 des Grund­
gesetzes für die Bundesrepublik Deutsch­
land verbotene Vereinigung fortg·eführt, ihr 
organisatorischer Zusammenhalt auf andere 
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Weise, insbesondere durch Fortsetzung der 
Mitgliedschaft, aufrechterhalten oder sie 
sonst unterstützt wird (verfassungsfeind­
liche Handlungen)." 

3 .. Art. 2 Abs. 2 Satz 1 erhiilt folgende Fassung·: 
„(2) Die Verhütung ortsrechtlich mit Strafe oder 

mit · Geldbuße bedrohter Handlungen ist 
Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinden." 

4. Art. 2 Abs. 4 wird aufgehoben. 
5. Art. 17 erhält folgende Fassung: 

„(1) Außerhalb des Gemeindegebiets ist die Ge­
meindepolizei zu Amtshandlungen nur 
befugt, 
L wenn die örtlich zuständige Polizei nicht 

zur Stelle ist oder nicht rechtzeitig zur 
Stelle sein kann, 

2. zur Verfolg·ung von Personen auf frischer 
Tat sowie zur Verfolgung und Wieder­
ergreifung Entwichener, 

3. zur Vorführung Festgenommener vor den 
Richter, 

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Er­
mächtigung. 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist die 
örtlich zuständige Polizeidienststelle von den 
g·etro'ffenen Maß.nahmen unverzüglich zu 
benachrichtigen." 

6. Art. 26 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„(1) In Gemeinden mit eigener Polizei ist die 

Landpolizei außer in den Fällen der Art. 16, 
21 und 22 zu Amtshandlungen nur befugt, 
1. wenn die örtlich zuständige Polizei nicht 

zur Stelle ist oder nicht rechtzeitig zur 
Stelle sein kann, 

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer 
Tat sowie zur Verfolgung und Wieder­
ergreifung Entwichener, 

3. wenn die Eigenart einer Dienstverrich­
tung ihre Vornahme oder Fortsetzung an 
mehreren Orten durch die gleichen 
Dienstkräfte erfordert, 

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Er­
mächtigung." 

7. Dem Art. 26 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
„(3) In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist die 

örtlich zuständige Polizeidienststelle von 
den getroffenen Maßnahmen unverzüglich 
zu benachrichtigen." 

8. Art. 32 Abs. 1 erhält folgende Fassung·: 
„(1) In Gemeinden ohne eigene Polizei obliegt 

der Landpolizei außer der Wahrnehmung 
der Aufgaben nach Art. 24 und 31 auch die 
Durchführung der Verhütung ortsrechtlich 
mit Strafe oder mit Geldbuße bedrohter 
Handlungen. Ferner hat sie im Rahmen 
ihrer gesetzlichen Aufgaben die für die 
Wahrnehmung der öffentlichen Verwal­
tungsaufgaben der Gemeinde notwendigen 
Ermittlungen gemäß den Ersuchen des Ge­
meinderats vorzunehmen. Die Überwachung 
des Vollzugs von Verwaltungsakten der 

Gemeinde sowie die Vollstreckung solcher 
Verwaltungsakte und die Durchführung der 
Ersatzvornahme üd. im Rahmen der 'gcscü;­
lichen Aufgaben der Landpolizei ebenfalb 
gemäß den allgemein oder für den Einzel­
fall ergehenden Ersuchen des Gemeinderats 
auszuführen." 

9. In Art. 32 Abs. 2 wird die Verweisung auf Abs. 1 
Satz 2 ersetzt .durch die Verweisung auf Abs. 1 
Satz 3. 

:10. Art. 35 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) Außerhalb des Grenz- oder Flughafen­

bereichs ist die Grenzpolizei zu Amtshand­
lungen nur befugt, 
:L wenn die örtlich zuständige Polizei nicht 

zur Stelle ist oder nicht rechtzeitig zur. 
Stelle sein kann, 

2. zur Verfolgung von Personen auf frischer 
Tat sowie zur Verfolgung und Wieder­
ergreifung Entwichene·r, 

3. '"enn zur Durchführung einer polizei­
lichen Aufgabe im Rahmen des Art. 34 
Amtshandlungen ai1Re·rhalb des Grenz­
oder Flughafenbereichs notwendig wer~ 
den, 

4. auf Grund besonderer gesetzlicher Er­
mächtigung.'" 

11. Dem Art. 35 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) In den Fällen des Abs. 2 Nr. 1 und 2 ist die 

örtlich zuständige Polizeidienststelle von 
den getroffenen Maßnahmen unverzüglich 
zu benachrichtigen." 

12. Nach Art. 60 wird folgender Abschnitt eingefügt: 

„IV a. Zuständigkeit in besonderen 
Fällen 
Art. 60 a 

Die Anforderung von Polizeikräften anderer 
Länder zur Abwehr einer drohenden Gefahr 
für den Bestand oder die freiheitliche demokra­
tische Grundordnung des Bundes oder des 
Landes Bayern (Art. 91 Abs. 1 des Grund­
gesetzes für die Bundesrepublik Deutschland) 
ohlieg·t dem Bayerischen Ministerpräsidenten. 

Art. 60 b 
Dienstkräfte der Polizei eines anderen 

Bundeslandes und mit polizeilichen Aufg·aben 
betraute Dienstkräfte des Bundes sind, außer 
im Fall des Art. 91 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland und des Art. 67 
des Gesetzes über die Aufgaben und Befugnisse 
der Polizei in Bayern, zur Vornahme von Amts­
handlungen in Bayern befugt 
1. im Grenzbereich, wenn die örtlich zusfändigc 

Polizei nicht zur Stelle ist oder nicht rechl­
zeitig zur Stelle sein kann, 

2. zur Dur•chführung polizeilicher Maßnahmen 
im Rahmen des Schubwesens." 

Art. 75 
Art. 248 Abs. 2 des Bayerischen Bergg·esetzes 

vom 13. August 1910 (GVBI. S. 815) erhält folgende 
Fassung: 
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„Die Bergämter haben außer den in diesem 
Gesetz ihnen sonst übertragenen Obliege·n­
heiten insbesondere die Handhabung .der 
Bergpolizei nach den Vorschriften des Titels IX 
dieses Gesetzes wahr~unehmen. . 

Sie haben ferner mit Strafe bedrohte Hand­
Jung·en, die mit dem technischen Betrieb des 
Bergbaues in Zusammenhang stehen, zu ver­
folgen; insoweit stehen ihnen die Befugnisse 
zu, wie sie die Strafprozeßordnung den Polizei­
beamten zuerkennt." 

Art. 76 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt alles 
e11igegenstehende oder gleichlautende hayerisChe 
Recht auHer Kraft. Insbesondere werden außer Kraft 
gesetzt: 

L Art. 102 Abs. 2 bis 5 des Gesetzes zur Ausfüh­
rung der Reichsslrafp.rozeßordnung vom 18. Au­
g·ust 1879 (GVBI. S. 781), 

2. das Gesetz über die Anwendung· unmittelbaren 
Zwanges durch die Polizei vom 22. November 
1950 (GVBL S. 239), 

3. das Gesetz über g·ehi.ihrenpflichtige Verwarnun­
gen durch die Polizei vorn. 7. März 1952 (GVBl. 
s. 99). 

Art. 77 

Dieses Gesetz tritt am J 953 in Kraft. 

* 
Begründung 

A. A 11 g e m e i n e s 

I. Griinde für den Erlaß des Gesetzes 

Am 1. November 1952 ist das Gesetz über die Or­
g·anisation der Polizei in Bayern· (POG.) vom 28. Ok­
tober 1952 (GVBL S. 285) in Kraft getreten. Dieses Ge­
setz regelt in erster Linie den Aufbau ui1d die allge­
meinen Grundsätze über die Verwendung der Polizei (im 
Sinn der VollZllg·spolizei). Dagegen enthält es - ah­
gesehen von einig·en wenigen Einzelbestimmung·en des 
materiellen Polizeirechts - keine zusammenfassende 
Regelung· des allg·emeinen Tätig·keitsrechts der im Voll­
zug·sdienst verwendeten Dienstkräfte der Polizei des 
Staates und der Gemeinden. Das hiei·mit im Entwurf 
vorg·elegte Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse 
der Polizei in Bayem soll diese Lücke schließen. 

Die zusämmenfassencle g·esetzliche Regelung des all­
gemeinen Tätigkeitsrechts der Polizei in Bayern ist aus 
veTschiedenen Gründen dringend notwendig: 
1. Das bayerische Polizeirecht kannte bisher überhaupt 

keine Zusammenfassung· der allg·emeinen Grundsätze 
fii l' das polizeiliche Handeln in e in e m Gesetz. Diese 
Grundsätze sind vielmehr in verschiedenen Gesetzen 
verstreut; sie finden sich - abgesehen von Normen 
des Bundesrechts, wie vo.r allem der StPO. für das 
wichtige Gebiet der Verfolg·tmg strafbedrohter Hand­
lungen - zum überwieg·enden Teil in einzelnen Vor­
schriften des vielfach geänderten Polizeistrafgesetz­
huches vom 26. Dezember 1871 (GVBL 1871/1872 S. 9) 
und des Ausführungsgesetzes zur Strafprozeßordnung 
vom 18. August 1879 (GVBL S. 781). 
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Die zuletzt genannten, in erster Linie die v9r­
beugende Tätigkeit der Polizei tragenden landesrecht­
lichen Vorschriften - in Betracht kommen für die 
Polizei insbesondere Art. 20 PStGB. und Art. 102 AG. 
StPO. - sind veraltet, wurden unter ganz andei'en 
verfassung·srechtlichen Voraussetzungen erlassen und 
waren auf die Polizeibehörden im alten Sinn, also die 
Bürgermeister der Gemeinden als „Ortspolizeibehör­
den", die Oberbürgermeister der kreisfreien Städte 
und die Landratsämter als „Kreispolizeibehörden" so­
wie die. Regierung·en und das Staatsministerium des 
Innern als „Oberpolizeibehörden" zug·eschnitten, wenn 
auch die Polizei mindestens bis zum Jahre 1945 Voll­
zugsorgan der früheren „Polizeibehörden" war; sie 
passen daher nur teilweise für die Tätigkeit der Poli­
zei Im heutigen, institutionell auf die Dienstkräfte 
des polizeilichen Vollzug·sclienstes des Staates und der 
Gemeinden beschränkten Sinn. 

.2. Außerdem aher waren die bisherigen Regelungen des 
allgemeinen Tätigkeitsrechts del' Polizei so mwollc · 
ständig und lückenhaft, daß man sich in der Praxis 
zum Teil damit helfen muRte, die Befugnis der Poli­
zei. zum Handeln aus der Allgemeinen Staatsgewalt 
abzuleiten. Dies g·eschah in der Weise, daß man ent­
weder aus angeblich fortgeltenden Willenskundgebun­
gen des bayerischen Staatsoberhaupts über den Wir­
kungskreis der Polizei aus der Zeit vor der V e r -
f a s s u n g v o n 1818 oder aus der Fiktion einer ge­
wohnheitsrechtlichen Übernahme des berühmten § 1 O 
Teil II Titel 17 des preufüschen allg·emeinen Land­
rechts („Die nötigen Anstalten zur Erhaltung· der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur 
Abwendung der dem Publiko, oder einzelnen Mitglie­
dern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen, ist 
das Amt der Polizey") zunächst Grundsätze für die 
Aufgabe der Polizei herleitete und dann von die­
ser Aufgahe Schlüsse auf die B e f u g 11 iss e der 
Polizei zur Erfüllung ihrer Aufgabe zog. Diese noch 
in der absolutistischen Staatsauffassung wurzelnde 
Vorstellung, daß jedes Org·an, das eine Aufg·ahe im 
Staate zu erfüllen berufen ist, ohne weiteres auch das 
Recht habe, mit de~ erforderlichen Mitteln diese Auf­
gabe durchzusetz.en, und daf! ein etwa vorhandenes 
Gesetz nur eine Schranke für die im Prinzip un­
begrenzten Machtbefugnisse des innerhalb seines Auf­
gabenbereichs tätig werdenden Organs bildet" ist mit 
unserer heutigen verfassungsrechtlichen Lage kaum 
mehr vereinbar. Das ergibt sich allgemein aus dem 
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
(Art. 20 Abs. 3 GG., Art. 55 Ziff. 1 BV.), der auch für 
die Polizei als Or g·an der Verwaltung gilt und der 
nur dann voll gewährleistet erscheint, wenn sich die 
Organe der Verwaltung auf g es c h rieben es 
R e c h t berufen können (vg·l. Meinzolt „Das Gewohn­
heitsrecht als Quelle des Staats- und Verwaltungs­
rechts" im Bayer. Ve1"w. Bl. 1928 S. 225 ff.). Im beson­
deren. aber ist die Notwendigkeit, das Tätigkeitsrecht 
der Polizei auf eine eindeutige und unangreifbare ge­
setzliche Gruncllag·e zu stellen, durch die Ausgestal­
tung und den Schutz der staatsbürgerlichen Grund­
rechte im Grundgesetz und in der Bayerischen Ver­
fassung zwing·encl geworden. 

Es sei in diesem Zusammenhang verwiesen 

a) anf Art. 19 des Grundgesetzes, wonach - abgese­
hen von der j eclem im Grundgesetz garantierten 
Grundrecht von vornherein innewohnenden Schranke 
des Art. 2 Abs. 1 GG. - ein Grundrecht, wenn 
i.iberhaupt, nur durch ein Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, und 

b) auf Art. 98 der BV„ wo ausgesprochen ist, daß die 
durch die Verfassung gewährleisteten Grundrechte 

1 
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nur durch Gesetz eingeschränkt werden dürfen, 
wenn die öffeutliehe Sieherheit, Sittlichkeit, Ge­
sundheit und Wohlfahrt es. zwingend erfordern, 
ungeachtet des Art. 101 BV„ der dem Art. 2 Abs. 1 
GG. entspricht und die den Grundrechten der 
Bayerischen Verfassung von vornherein innewoh­
nenden Schranken absteckt. 

Daß sowohl in Art. 19 Abs. 1 Satz 1 GG. als auch 
in Art. 98 Satz 2 BV. nur an die unter bestimmten 
Voraussetzung·en zugelassene Möglichkeit der Ein­
schränkung· du r c h forme 11 e s Ge s et z oder 
a u f G r u n d e i n e s f o r m e 11 e n G e s e t z e s ge­
dacht war, ergibt sich für den Bereich des Grund­
gesetzes aus Art. 19 Abs. 1 Satz 2, für den Bereich der 
Bayerischen Verfassung wohl aus dem Zusammen­
hang· des Art. 98 Satz 2 i:iiit Art. 98 Satz 4 der Baye­
rischen Verfassung. 

Die Frage allerdings, ob dies auch für Recht aus 
der Zeit vor dem Grundgesetz und der Bayerischen " 
Verfassung gilt, wird in Literatur und Rechtsprechung 
nicht einheitlich beantwortet. Die Fassung des Art. 123 
GG. wie des Art. J86 Abs. 2 BV. schließt jedenfalls 
nicht aus, daH auch Gewohnheitsrecht aus der Zeit 
vor den beiden Verfassungen aufrechterhalten ge­
blieben ist, soweit es dem Grnndgesetz oder der 
Bayerischen Verfassung nicht widerspricht, voraus­
gesetzt natürlich, daf! man die Entstehung von Ge­
wohnheitsrecht im Bereich des öffentlichen llechts 
überhaupt für möglich hält (vgl. Bonner Kommentar 
zum Grundgesetz, Anmerkung II 2 zu Art. 123). Die 
Frage jedoch, ob auf Grund etwaiger gewohnheits­
rechtlicher Rechtssätze aus früherer Zeit auch in 
Grundrechte eingegriffen werden kann, ist sehr um­
stritten. Sie wird bejaht von Nehinger (Allgemeines 
Polizeirecht 1951 S. 14115), v. Mangoldt (Kommentar 
zum Grundgesetz, Anmerkung 3 zu Art. 19), Schneider 
(DVBL 1951 S. 776), OLG. Stuttgart (Urteil vom 31. Au­
gust 1951, NJW. 1951 S. 854) und Württ.-Bad. VGH. 
(Urteil voin 18. Februar 1952, DVBI. 1952 S. 212), ver­
neint vom Bonner Kommentar zum Grundgesetz (An­
merkung II 1 f zu Art. 19) und von Blomeyer-Barten­
stein u. a. („Der polizeiliche Eingriff in Freiheiten und 
Rechte" 1951 S. 19). Die bayerische Staatsregierung 
möchte sich der zweiten Auffassung anschließen, weil 
sie der festen Überzeugung ist, daß der Geist des 
Grundgesetzes wie der Bayerischen Verfassung einen 
weitergehenderen Schutz der Grundrechte, als er bis­
her gegeben war, verlangt, ganz abg·esehen davon, daß 
Art. 1 Abs. 3 GG. unmißverständlich ·sagt: „Die nach­
folgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, Verwal­
tung und Rechtsprechung a 1 s u n mit t e 1 bar g e 1-
t e n d e s R e c h t" und daß die Fassung· des Art. 98 
BV. mit der Ansicht, Eingriffe in die nach der Baye­
rischen Verfassung gewährleisteten Grundrechte seien 
auch auf Grund Gewohnheitsrechts möglich, nicht in 
Einklang zu bringen ist. 

3. Aber selbst wenn man die Frage offenlassen will, ob 
es denkbar ist, daH etwa auch in Bayern für das 
Tätigkeitsrecht der Polizei Gewohnheitsrecht gegolten 
hat, das weder durch Anordnungen der· Besatzungs­
mächte noch durch das Grundgesetz oder die Baye­
rische Verfassung unanwendbar geworden ist, so 
dürfte es doch auf jeden Fall unserer heutigen Auf­
fassung vom demokratischen Rechtsstaat und von der 
Notwendigkeit des besonderen Schutzes der staats­
bürgerlichen Freiheit gegen überg-riffe der öffent­
lichen Gewalt mehr entsprechen, wenn nach Umfang 
und Ausmaß. kaum abgrenzbares Gewohnheitsrecht 
durch klares und eindeutiges Gesetzesl'echt abgelöst 
wird. Das ist offe1ümr auch clie Meinung des Baye­
rischen Landtags, der in der Vollsitzung vom 13. Ok­
tober 1949 (Sten. Ber. Band V Nr.125 S. 2?) folgendes 
beschlossen hat: 

„Die Staatsregierung wird ersucht, dem Land­
tag den Entwurf eines Polizeigesetzes vorzulegen, 
durch welchen die Tätigkeit der Polizei auf eine 
gesetzliche Grundlage gestellt wird, die den Prin­
zipien eines demokratischen Rechtsstaates ent­
spricht". 

II. Zuständigkeit des Landes zur Gesetzgebung 

Das allg·emeine Tätigkeits1•echt der Polizei ist eines 
der Kernstücke des Rechts der allgemeinen öffentlichen 
Sicherheit. Nur für einige wenige Teilgebiete aus dem 
Gesamtbereich des Rechts der allgemeinen öffentlichen 
Sicherheit hat der Bund die Zuständigkeit zur ausschließ­
lichen, konkurrierenden oder Rahmengesetzgebung. Das 
allgemeine Tätigkeitsrecht der Polizei ist jedoch im Zu­
ständigkeitskatalog der Art. 73-?5 GG. nicht aufgeführt. 
Das Land hat somit für die g·esetzliche Regelung dieses 
Gegenstandes gern. Art. 30, 70 GG. die ausschließliche 
Zuständigkeit. 

III. Aufbau und Grundgedanken des Gesetzentwurfs 

1. Das Gesetz gliedert sich in 6 Abschnitte, die im ein­
zelnen folgende Vorschriften enthalten: 

1. Vorschriften über die Aufgaben der Polizei, 
II. allgemeine Bestimmungen über die Befugnisse 

der Polizei, 
III. besondere Bestimmungen über die Befugnisse der 

Polizei, 
IV. Vorschriften über die Rechtsbehelfe, 
V. Vorschriften über Entschädigungs-, Erstattungs­

und Ersatzansprüche, 
VI. Schlußvorschriften. 

2. Für diesen Aufbau des Gesetzes und seinen Inhalt im 
einzelnen waren folgende grundsätzliche Überlegun­
gen maß.gebend: 
a) Das Gesetz geht - wie schon unter AI dieser Be­

gründung angedeutet - von dem eingeschränkten 
Polizeibegriff aus, wonach die „Polizei" institutio­
nell nur die Polizeiverbände und Polizeieinrichtun­
gen samt Dienstkräften und Sachmitteln umfaßt, 
deren Organisation und grundsätzliche Verwen- · 
dung im POG. geregelt worden sind, nicht dagegen 
die Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung, 
auch wenn sie auf den Gebieten der früher soge­
nannten „Verwaltungspolizei" oder „Sicherheits­
polizei" tätig werden. Demgemäß regelt der vor• 
liegende Entwurf eines Gesetzes über die Auf­
gaben und Befugnisse der Polizei grundsätzlich 
nur das Handlungsrecht der im POG. behandelten 
Polizeiverbände und -einrichtungen, soweit diese 
bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung durch Abwehr von Gefahren 
und durch Unterbindung und Beseitigung von 
Störungen mitwirken. Der auf die Vollzugspolizei 
und ihre Funktionen beschränkte Polizeibegriff 
wird in dem vorliegenden Gesetzentwurf nicht 
etwa deshalb übernommen, weil er den Richtlinien 
entspricht, die die angelsächsischen Besatzungs­
mächte nach 1945 in ihren Zonen für den Neuauf­
bau der deutschen Polizei erlassen haben, sondern 
deshalb, weil er auf der Linie liegt, die sich in der 
Entwicklung des Polizeibegriffs auch im deutschen 
Polizeirecht abzeichnet. Diese Entwicklung führt zu 
einer fortschreitenden Einengung der Polizeigewalt 
im Lauf der Jahrhunderte, ausgehend vom Mittel­
alter, wo man unter Polizei die gesamte weltliche 
Henschaft im Gegensatz zum kirchlichen Regiment 
verstand, über die Z'eit des Absolutismus, in der 
man zur Polizei nur noch den Bereich der inneren 
Vei·waltung - allerdings unter Einschluß aller 



Einrichtungen und Anstalten zur Förderung der 
allgemeinen Wohlfahrt - rechnete, und· über die 
Zeit der konstitutionellen Monarchie sowie der 
Weimarer Republik, wo die sogenannte Wohl­
fahrtspflege aus dem Bereich der Polizei ausgeson­
dert und die als „Polizei" bezeichnete Tätigkeit 
der Verwaltungsbehörden wie der Vollzugspolizei 
auf die Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherh.eit und Ordnung beschränkt wurde, bis 
zum Jahre 1945, in dem die Besatzungsmächte den 
Entwicklungsprozell in Richtung einer völligen 
Entpolizeilichung· der Verwaltung dadurch voran­
trieben, daf! sie als Polizei nur mehr die Vollzugs­
polizei und ihre Tätigkeit gelten lief!en. Dabei 
mag für die Anordnungen der Besatzungsmächte 
in erster Linie der Mißbrauch der Polizeigewalt 
im Dritten Reich ausschlaggebend gewesen sein; 
indessen ist diese 1945 durch den Machtspruch der 
Alliierten auf dem Polizeigebiet geschaffene Lage 
doch nur das lediglich schneller herbeigeführte Er­
gebnis einer die Jahrhunderte durchziehenden Ten­
denz der Abkehr vom Polizeistaat, die allen demo­
kratischen Staaten gemeinsam ist. Die national­
sozialistische Zeit mit ihrer unkontrollierbaren 
Ausweitung de·r polizeilichen Mach Hülle muf! dem­
gegenüber als ein auf!erhalb dieser Entwicklung 

· liegender Rückfall in die Gedankenwelt des Poli­
zeistaates betrachtet werden. 

b) Eine zwangsläufig·e Folge der Beschränkung des 
institutionellen und funktionellen Polizeibegriffs 
ist die gTundsätzliche Ausscheidung all der auf 

.dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung liegenden Aufgaben aus dem Bereich poli­
zeilicher Tätigkeit, die mit Mitteln der Verwaltung 
zu erfüllen sind; dazu gehören vor allem der Er­
laf! von Rechtsvorschriften (sog. Polizeiverordnun­
gen) und die Erteilung von Erlaubnissen und Ge­
nehmigungen sowie jegliche richterliche oder 
quasi-richterliche Tätigkeit, wie z. B. der Erlaf! 
polizeilicher Strafverfügungen. Die Polizei hat sich 
nach dem Gesetzentwurf bei ihrer Tätigkeit zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung grundsätzlich auf die Maf!nahmen zu be­
schränken, die an Ort und Stelle getan werden 
müssen und die - wenn es sich um Eingriffe in 
die Rechtssphäre des Staatsbürgers handelt - un­
aufschiebbar sind, es sei denn, daf! sie Aufgaben 
zu erfüllen hat, die ihr durch Gesetz besonders zu­
gewiesen sind, wie z.B. die Mitwirkung bei der 
Strafverfolgung nach den Bestimmungen der Straf­
prozef!ordnung oder .die Vollzugshilfeaufgaben für 
die Verwaltungsbyhörden nach den Bestimmungen 
des POG. 

c) Der Gesetzentwurf unterscheidet zwischen den 
Aufgaben der Polizei einerseits und den Befugnis­
sen zur Erfüllung· dieser Aufgaben andererseits. 
Diese Unt,erscheidung wird im Anschluf! an die 
Rechtsprechung des Bayer. Verwaltungsgerichts­
hofs und des Bayer. Verfassungsgerichtshofs für 
notwendig gehalten, obg·leich unter dem Einfluf! 
des preuf!ischen allgemeinen Landrechts (§ 10 Teil II 
Titel 1?) und des preuf!ischen Polizeiverwaltungs­
gesetzes vom 1. Juni 1931 (§ 14) sich nahez1~ in ganz 

· Deutschland die Auffassung durchgesetzt oder ge­
halten hat, daß. die der Polizei überall g·enerell zu­
gewiesene Aufgabe de.r Abwehr von Gefahren für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung bereits die · 
Ermächtigung enthalte, im Rahmen der Gesetze 
alle Maß.nahmen zu ergreifen, die zur Erfüllung 
dieser Aufgabe notwendig sind. Der IV. Senat des 
Bayer. VGH. hat ,iedoch in seinem auf das Ge­
meinderecht bezüglichen Beschluf! vom 15. März 1951 
Nr. 3-IV-48- (VGHE. n. F. 4. Band I. Teil S. 19 ff.) 
ausgesprochen, daf! ein Schluf! von der A1ifgabe 

··;·· 
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auf die Befugnisse, vom Zweck auf die Miti.el mit 
rechtsstaatlichen Grundsäi.zen nicht vereinbar ist 
und daR n:ach dem Grnndsai.z der Gesetzmäfügkeit 
der Verwaltung behördliche MaHnahmen sich iil 
jedem Einzelfall auf eine konkrei.e Bestimmung 
des geltenden Rechts stützen mlissen. Ferner hat 
speziell für den Bereich der Polizei der Bayer. Ver­
fassungsgerichtshof in einer Entscheidung vom 
13. Oktober 1951 - Vf. 168 - V - 50 - (VGHE. n. F. 
4. Band II. Teil S. 194 ff.) ausgeführt, daf! im Poli­
zeirecht die unbestimmten Begriffe „öffentliche 
Sicherheit und Ordnung" lediglich die Bedeutung 
haben, daf! sie das Gebiet umreißen, in dem poli­
zeiliche Eingriffe unter ganz bestimmten, gesetz­
lich festgelegten Voraussetzungen zulässig sind. 
Diese Auffassung der obersten bayerischen Ver-

. waltungs- und V erfass1~ngsrech tsprech ung macht 
sich der Entwurf zu eigen, indem er nach einer 
·umschreibung der Aufgaben der Polizei (Art. 2 
und 3) l'ür die Befugnisse zur Erfüllung dieser Auf­
gaben in den Art. 4-13 allgemeine und in den 
Art. 14-45 besondere Vorschriften bringt. 

d) Im i.ib.rigen wurde bei der Fassung der Bestim­
mungen des Entwurfs zum Teil ail die in der 
Praxis der Polizei bewährten Vorbilder der Poli­
zeig·esetze anderer Länder, vor allem an die Vor­
schriften des preuf!ischen PVG. und des niedersäch­
sischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung vom 21. März 1951 - Nds. SOG. -
(Nds. GVBl. S. ?9) angeknüpft, zum Teil wurden 
auch die Polizeig·esetzentwürfe des Instituts zur 
Förderung öffentlicher Angelegenheiten e. V. in 
Frankfurt/Main und der Rechtskommission der Ar­
beitsgemeinschaft der Innenministerien der Bundes­
länder mitverwertet. In Erkenntnis der zwingen­
den Notwendigkeit, auch das auf Gesetzen der ein­
zelnen Bundesländer beruhende Tätigkeitsrecht 
der Polizei nach Möglichkeit zu koordinieren (z. B: 
im Hinblick auf Art. 91 GG.), wurde insbesondere 
der Entwurf der Rechtskommission der Arbeits­
gemeinschaft, der· ausgesprochen zu dem Zwe.ck d~r 
Koordinierung des materiellen Polizeirechts auf­
gestellt wurde, als Grundlage für die Ausarbei­
tung des bayerischen Gesetzentwurfs herangezo­
gen. Seine Grundgedanken wurden weitgehend in 
den bayerischen Entwurf übernommen. Der baye­
rische Entwurf geht einen anderen Weg nur inso­
weit, als er einerseits die Unterscheidung zwischen 
den Auf gaben der Polizei und den Befugnissen der 
Polizei zur Erfüllung dieser Aufgaben für notwen­
dig, andererseits eine Generalermächtigung 'der 
Polizei zum Handeln in der Form, wie dies durch 
§ 14 des preufüschen PVG. geschehen ist, mit der 
heutigen Auffassung vom Rechtsstaat und der Ge­
setzmäf!igkeit der Verwaltung nicht mehr für ver­
einbar hält, da die unbestimmten, he1i.te so und 
morgen anders auslegbaren Begriffe „öffentliche 
Sicherheit und Ordnung" als Ermächtigungsnormen 
zu Eingriffen in die Freiheitssphäre des Staats­
bürgers nicht geeignet erscheinen. Der Entwurf be­
schränkt sich daher bei der Ermächtigung der Poli­
zei zu Eingriffen in die Rechte natürlicher oder 
juristischer Personen auf möglichst genau um­
schriebene, dem süddeutscher). Sysi.em der Spezial­
delegation mehr entsprechende Gruppen von Tat-
beständen. · 

Zusammenfassend läß.t sich das Grundprinzip. 
von dem der Gesetzentwurf ausg·eht, wie folgt auf 
eine kurze Formel bringen: 
Dem Staatsbi.irg·er so viel Freiheit wie möglich, der 
Polizei aber nur so viel Machi. wie unbedingt nötig, 
damit sie ihrer in der Bayerischen Yerfassunp: 
(Art. 99) progTamnrntisch umschriebenen Auf g·abe 
genügen kann, dem Schutz der Verfassung und des 

J 
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geistigen und leiblichen Wohls der Staatseinwoh­
ner gegen AngTiffe von innen zu dienen. 

e) Da das Gesetz eine zusammenfassende Kodifikation 
des Tätigkeitsrechts der Polizei in Bayern bringen 
soll, wurden Materien in den Entwurf mitein­
bezogen, die aus Gründen der Unaufschiebbarkeit 
in den letzten Jahren durch kleinere Teilgesetze 
geregelt worden waren, nämlich das Recht zur An­
wendung unmittelbaren ·zwanges und das Recht 
zur Verhängung gebührenpflichtiger Verwarnun­
gen durch die Polizei. 

B. Der Gesetzentwurf im einzelnen 

Abschnitt 1: , 
Begriff und Aufgaben der Polizei 

Zu Art. 1 

An die Spitze des Gesetzes wird in Art. 1 eine Defi­
nition des Begriffs „Polizei" gestellt. Damit wird dar­
getan, dafl das Gesetz grundsätzlich nur das Tätigkeits­
recht der bayerischen Polizei im heutigen, institutionell 
auf die Dienstkräfte des polizeilichen Vollzugsdienstes 
des Staates und der Gemeinden beschränkten Sinn 
regeln will. 

Gewisse Abweichungen von diesem Grundsatz brin­
gen die Art. 65, 66, 6? und 69 in den Schluflbestimmungen. 
Auf die Erläuterungen zu diesen Artikeln wird ver­
wiesen. 

Bemerkt wird noch, daß. unter Dienstkräften des 
staatlichen Vollzugsdienstes sowohl Dienstkräfte des 
ständigen Einzeldienstes wie der Bereitschaftspolizei zu 
verstehen sind, ferner dafl die Anordnungs- und Voll­
zugsbefugnisse der Behörden der allgemeinen inneren 
V crwaltung (also der früheren „Polizeibehörden") auf 
dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in 
einem eigenen Gesetz, das bereits vorbereitet wird, ge­
regelt werden sollen. 

Z u A r t. 2 u n d 3 

In diesen Artikeln ist der Aufgabenbereich der Poli­
zei abgesteckt. 

1. Zum Aufgabenbereich der Polizei gehören 2 Teil­
gebiete. Das erste Teilgebiet umfaßt die eigentlichen 
oder originären Polizeiaufgaben; diese sind in Art. 2 um­
schrieben. In das 2. Teilgebiet (Art. 3) fallen die Auf­
gaben, die der Polizei zusätzlich zu ihren eigentlichen 
Aufgaben durch Gesetz besonders zugewiesen sind und 
die nicht Polizeiaufgaben im Sinne des Abs. 1 sein müs­
sen, wenn auch jedem hoheitlichen Verwaltungshandeln 
immer eine gewisse Beziehung zur „öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung" immanent ist. Das gilt insbesondere 
für die gröflte Gruppe der Aufgaben, die der Polizei 
durch andere Gesetze zugewieseli sind, nämlich für die 
durch Vorschriften der StPO. übertragenen Aufgaben der 
Strafverfolgung. 

2. Bei der Umschreibung der eigentlichen Polizei­
aufgaben in Art. 2 ist gesag·t, daß die Polizei als „Voll­
zugsorg·an der Behörden der allgemeinen inneren Ver­
waltung und als Hilfsorgan anderer Verwaltungsbehör­
den" bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung mitzuwirken hat. Dafl die Polizei 
unter dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung zur Ver­
waltung gehört, mag vielleicht selbstverständlich er­
scheinen; ebenso, dafl der institutionell auf die früher 
sogenannte Vollzugspolizei zurückgeführten Polizei nur 
Vollzugs- und Hilfsfunktionen zukommen. Die ausdrück­
liche Festlegung im Gesetz ersc'\ieint Jedoch aus 2 Grün­
den zweckdienlich: 

a) Einmal wird damit klargestellt, daß die Polizei trotz 
ihrer weitgehenden Mitwirkungsrechte und -pflichten 
auf dem Gebiet der Strafrechtspflege organisatorisch 
nicht zur Justiz gehört. 

b) Zum anderen aber gilt es, endgültig einer Entwick­
lung entgegenzutreten, die sich schon im national­
sozialistischen Staat, neuerdings aber unter dem Ein­
fluß der besatzungsrechtlichen Forderung nach funk­
tioneller wie institutioneller Trennung der sogenann­
ten administrativen Verwaltung von der Polizei (im 
Sinne der Vollzugspolizei) angebahnt hatte, nämlich 
dem allmählichen Aushau der Polizei zu einer völlig 
selbständigen, gewissermaßen 4. Gewalt im Staate. Die 
Polizei ist jedoch nach bewährter Tradition ein Teil 
der Verwaltung und soll es bleiben, auch wenn man 
- wie der Gesetzentwurf - die aufgabenmäfüge 
Trennung der administrativen Verwaltung von der· 
polizeilichen Exekutive bejaht. Von diesem Grund­
satz geht auch das POG. aus, das die Polizei nicht 
nur weisungsmäfüg wieder in weitem Umfang den 
Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung unter­
stellt, sondern darüber hinaus zum Vollzugshilfeorgan 
der Verwaltungsbehörden bestimmt. Auf diesem Weg 
schreitet der Gesetzentwurf fort, wenn in Art. 2 ge­
sagt wird, daß die Polizei als Vollzugsorgan der Be­
hörden der allgemeinen inneren Verwaltung un·d als 
Hilfsorgan anderer Verwaltungsbehörden bei der Auf­
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung· „mitzuwirken" hat. Die Polizei hat also - vom 
Zweck und Ziel ihrer Tätigkeit her gesehen - kein 
von dem der Verwaltungsbehörden völlig unahhän­
gig·es Aufgabengebiet, auch wenn sie im Einzelfall 
selbständig, also ohne Ersuchen einer Verwaltungs­
behörde, tätig wird. Die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung im Staat und in den Gemeinden kann be­
friedigend nur dann aufrechterhalten werden, wenn 
administrative Verwaltung und polizeiliche Exekutive 
entsprechend zusammenarbeiten. Dabei erscheint es 
das Gegebene, an die bewährte bayerische Tradition 
anzuknüpfen, wonach der Verwaltung· grundsätzlich 
die anordnenden, der Polizei die vollziehenden Funk­
tionen zukommen, die Polizei also gewissermaßen als 
verlängerter Arm der Verwaltung in Erscheinung tritt. 

3. Die Polizei hat bei der Aufrechterhaltung der 
„öffentlichen Sicherheit und Ordnung" mitzuwirken. Li­
teratur und Rechtsprechung haben sich an einer Um­
schreibung des Begriffs „öffentliche Sicherheit und Ord­
nung" versucht. Maßgebend für die Auslegung ist vor 
allem die Rechtsprechung des Preufüschen Oberverwal­
tungsgerichtes geworden, die ja auch in der Begründung 
zu § 14 des preufüschen PVG. verwertet worden ist. Da­
nach umfallt der Schutz der „ö ff e n t 1 ich e n Sicher -
h e i t" den Schutz der Allgemeinheit und des einzelnen 
gegen Schäden, die den Bestand des Staates oder seiner 
Einrichtungen oder das ungehinderte Funktionieren 
seines Organismus, die Leben, Gesundheit, Freiheit oder 
Ehre des einzelnen oder die endlich das Vermögen im 
Sinne des Inbegriffs aller durch die geltende Rechtsord­
nung gewährleisteten dinglichen und persönlichen Rechte 
physischer und juristischer Personen bedrohen. Den Be­
griff der „ö f f e 11 t 1 i c h e n 0 r d n u 11 g" definiert die 
amtliche Begründung zum PVG. als „den Inbegriff der 
Normen, deren Befolgung nach den jeweils herrschenden 
sozialen und ethischen Anschauungen als unentbehrliche 
Voraussetzung für ein gedeihliches Miteinanderleben der 
innerhalb eines Polizeibezirks vorhandenen Menschen 
angesehen wird". (Zitiert nach Klausener-Kerstiens­
Kempner: Das Polizeiverwaltungsgesetz, Berlin 1931, S.'59). 

Der Bayer. Verfassungsgerichtshof hat den Begriff 
öffentliche Sicherheit und Ordnung in der oben zitierten 
Entscheidung vom 13. Oktober 19'51 ganz ähnlich wie 
folgt erläutert: 



„lm deutschen Polizeirecht umfaßt die ,öffentliche Ord­
nung" die Gesamtheit jener ungeschriebenen Regeln· für 
das Verhalten des einzelnen in der öffen tlichkeit, deren 
Beobachtung· nach den jeweils herrschenden Anschauun­
gen als unerläßliche Voraussetzung· eines geordneten 
s taa tsbürger liehen Gemeinschaftslebens betrachtet wird 
(Pr. OVG. 91, 139, Nebinger Verwaliungsrecht, A.T., S. 86). 
Unter ,öffentlicher Sicherheit' versteht man die Unver­
sehrtheit von Gesundheit, Ehre, Freiheit und Vermögen 
sowie der Rechtsordnung und der grundlegenden Ein­
richtungen des Staates (Peters, Lehrbuch der Verwal­
tung S. 377)." 

Diese Definitionen, insbesondere des · Teilbeviffs 
„öffentliche Ordnung" sind auflerorden tlich weit gespannt 
und einer nahezu unbegrenzt extensiven Auslegung zu­
gänglich. Dies zeigt besonders eindrucksvoll der Wandel 
der Rechtsprechung des Pr. OVG. in der Auslegung des 
Teilbegriffs „öffentliche Ordnung" während des Dritten 
Reiches. (vgl. Just „Das Ende des § 14 in der Rechtspre­
chung des Pr. OVG." in „Reich - Volksordnung - Lebens­
raum" 2. Band S. 339 ff.). Indessen ist der Begriff „öffent­
liche Sicherheit und Ordnung·" als allg·emein eing·ebür­
gerter und in zahlreichen Rechtsvorschriften verwende­
ter sachlicher Begriff zur Kennzeichnung des polizei­
lichen Aufgabengebietes kaum zu entbehren. Wenn die 
Anschauungen über den Umfang· und die Bedeutung des 
durch diesen Begriff umschriebenen Rechts- und Lebens­
bereiches wechseln, so bedeutet dies nur, daH der Raum, 
in dem sich die Polizei bewegen darf, je nach der gerade 
herrschenden Auffassung weiter oder enger wird. Das 
ist jedoch für das Verhältnis des Staatsbürgers zur Poli­
zei nicht ausschlaggebend, wenn - wie dies im vorlie­
genden Gesetzentwurf geschieht - die Befuplis der 
Polizei zum Handeln innerhalb des ihr zustehenden Auf­
gabenbereiches dann, wenn Eingriffe in die Rechte Drit­
ter in Frage kommen, an konkrete, einem Wandel in der 
Auslegung nicht zugängliche Tatbestände geknüpft wird. 

4. Die Polizei hat bei der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung durch „Abwehr von 
Gefahren und durch Unterbindung und Beseitigung von 
Störungen" mitzuwirken. 

a) A b w e h r v o n G e f a h r e n. 
Gefahr ist ein Zustand, der nach verständigem Er­

messen in näherer Zeit den Eintritt einer Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung, insbesondere 
eines Schadens, mit Wahrscheinlichkeit erwarten läflt. 
Dieser Zustand kann auf Ereignisse in der Natur -
das Verhalten von Tieren eingeschlossen - oder auf 
Handlungen oder Unterlassungen von Menschen zu­
rückgehen. Jede Maflnahme zur Verhütung des Ein-

. tritts eines solchen Zustandes ist ein Akt der Ge­
fahrenabwehr („präventivpolizeiliches" Handeln). 

h) Unter bin cl u n g· u n d Bes e i t i g u n g von 
S t ö r u n g e n. 

Störung ist die wirklichgewordene Gefahr. Eine 
baufällig·e Brücke z.B. stellt eine Gefahr, die ein­
gestürzte Brücke eine Störung dar. Dabei ist die Mög­
lichkeit nicht ausgeschlossen, da!l die eingetretene 
Störung gleichzeitig die Quelle für weitere Gefahren 
darstellt, so daß. sowohl Maflnahmen zur Gefahren­
abwehr wie Ma!lnahmen zur Unterbindung oder Be­
seitigung der Störung in Frage kommen. Die Ver -
h ü tun g von Störungen gehört begrifflich zur Ab­
weh1· von Gefahren. Der Entwurf spricht daher bei 
der Umschreibung des Aufgabengebietes nicht von der 
„ Verhütung", sondern nur von der „Un terbinclung 
und Beseitigung" von Störungen. Dabei kommt eine 
„Unterbindung" nur zur Verhinderung der Fortset­
zung eines störenden Tuns (von Menschen oder Tie­
ren) in Frage. Ma!lnahmen zur Unterbindung oder 
Beseitigung von Störungen bezeichnet man auch als 
,. repressivpolizeiliches" Handeln. 

4. 

II. Allgemeine Bestimmungen 
iiber die Befugnisse der Polizei 
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Dieser Abschnitt enthält gT1mcllegende Bestimmun­
g·en, die zunächst für das gesamte polizeiliche Handeln 
im Aufgabenbereich des Art. 2, hilfsweise gern. Art. 4 
Abs. 2 Satz 2 aber auch im Aufgabenbereich des Art. 3 
ma!lgebend sind, mag dieses polizeiliche Handeln im 
einzelnen auch auf die besonderen Bestimmungen des 
Abschnitt III gestützt sein; es unterliegt in jedem Fall 
den Grundsätzen, die hier über die Ermächtigung zum 
Handeln, über die Grundsätze der Notwendigkeit, Un­
aufschiebbarkeit und Verhältnismäfügkeit der Mafl­
nahmen, über die Richtung des polizeilichen Ein­
schreitens und über den Inhalt und die Art und Weise 
polizeilicher Anordnungen niedergeleg·t sind. 

In den Art. 4 und 5 sind die generellen Normen fest­
gelegt, die die Polizei zum Handeln ermächtigen. Dabei 
ist zu unterscheiden 

1. das polizeiliche Handeln im Aufga,benbereich des 
Art. 2 und 

2. das polizeiliche Handeln im Aufgabenbereich des 
Art. 3. 

Auf das Handeln im Aufgabenbereich des Art. 2 be­
ziehen sich die Art. 4 Abs. 1 und 5, auf das Handeln im 
Aufg·abenhereich des Art. 3 der Art. 4 Abs. 2 und über 
Art. 4 Abs. 2 Satz 2 hilfsweise ebenfalls die Art. 4 Abs. 1 
und 5. 

Zu Art. 4 

Diese Bestimmung enthält in A h s. 1 Satz 1 eine 
g·enerelle Ermächtigung der Polizei zum Handeln inner-. 
halb des gesamten ihr durch Art. 2 zugewiesenen Auf­
gabenkreises, ähnlich dem § 14 des Pr. PVG. Diese gene­
relle Ermächtigung gilt aber nur nach Ma!lgabe der im 
Gesetzentwurf selbst enthaltenen einschränkenden 'Be­
stimmungen sowie im Rahmen des sonstigen Bundes­
und Landesrechts. Da Art. 5 die Befugnis zu Rechts­
eingriffen von besonderen Voraussetzungen abhängig 
macht, können auf Art. 4 allein derartige .Eingriffe nicht 
gestützt werden. Der Entwurf geht hier von der über­
legi.mg aus, dafl auf Beschränkungen der polizeilichen 
Handlungsfreiheit dann weitgehend verzichtet werden 
kann, wenn die der Polizei gegebene Ermächtigung zum 
Handeln nicht die Befugnis einschlieflt, in den Rechts­
bereich des Staatsbürgers gegen dessen Willen einzu­
greifen. Der Zwang zur Erreichung polizeilicher Ziele ist 
zwar für die Polizei typisch, aber keineswegs begriffs­
wesentlich. Es ist durchaus möglich, dafl die Polizei ihre 
Zwecke durch Maflnahmen ohne Gewaltanwendung. zu 
erreichen versucht, z. B. die Verhütung strafbarer Hand­
lungen durch Streifengänge oder die Besserung der Ver­
kehrsdisziplin durch Belehrung des Publikums in Vor­
trägen und Filmvorführungen über die Gefahren der 
Straß.e. Auch diese Maflnahmen müssen aber zur Er-· 
füllung d~r polizeilichen Aufgaben „notwendig" sein 
(Art. 6). Auch hierin liegt bereits eine Beschränkung 
der polizeilichen Tätigkeit. 

Abs. 1 Satz 2 schreibt vor, dafl die Polizei stets 
nach pflichtmäfügem Ermessen zu handeln hat. Soweit · 
nicht in Sondergesetzen (z.B. § 163 StPO.) auch für die 
Polizei das Legalitätsprinzip niedergelegt ist oder ent­
sprechende Anordnungen zuständiger Behörden gegeben 
sind, gilt für das polizeiliche Handeln stet.s das Oppor­
tunitätsprinzip; cl. h. innerhalb ihres in Art. 2 umschrie­
benen Aufgabenbereiches darf und mufl die Polizei aus 
eigener Initiative nur tätig werden, wenn nach ihrer 
Auffassung das öffentliche Interesse .dies erfordert; sie 
entscheidet auch, welche Maßnahmen zu treffen und 
welche Mittel anzuwenden sind. Dabei :inufl ihr Ermessen 
stets pflichtgemä!l gehandhabt werden; sie darf mit ihrer 
Entscheidung weder über die vom Gesetz gezogenen 



Grenzen hinuusgeheu (Ennesscnsüherschrel!ung) noch 
von ihrem Ermessensspielraum in einer dem Zweck der 
Ermächtigung widersprechenden, unsachlichen oder will­
kürlichen Weise Gebrauch machen (ErmcssensmiLlbrauch); 
beides würde eine Rechtsverletzung bedeuten. Die Ent­
scheidung ist dann von pflichtmäfügem Ermessen ge­
tragen, wenn MaLlnahmen und Mittel den Grundsätzen 
der Notwendigkeit, der Zweckmäfügkeit und - bej Rechts­
eingriffen - auch der Unaufschiebbarkeit und der Ver­
hältnismäfügkeit entsprechen. Die Grundsätze der Not­
wendigkeit, der Unaufschiebbarkeit und der Verhältnis­
mäfügkeit haben wegen ihrer besonderen Bedeutung für 
den Staatsbürger in den Art. 6, ? und 8 des Entwurfs 
noch eine ausdrückliche Normierung erfahren. Was die 
Frage der Zweckmäfügkeit anlangt, so ist es im all­
gemeinen für die Rechtmäfügkeit einer polizeilichen 
Maßnahme ohne Belang, ob sie mehr oder weniger 
zweckmäfüg ist. Anderes gilt nur, wenn eine Überschrei­
tung oder ein MiHbrauch des pflichtmäßigen Ermessens 
in dieser Richtung vorliegt. 

Ab s. 2 stellt insofern eine Entsprechung zu Abs. 1 
dar, als er sich auf das polizeiliche Handeln im Auf­
gabenbereich des Art. 3 bezieht, während Art. 4 Abs. 1 
mit Art. 5 ff. primär die Befug·nisse zur Erfüllung der 
Aufgaben im Bereich des Art. 2 regeln. 

Ab s. 2 S a t z 1 sagt an sich Selbstverständliches. 
Soweit es sich um die Zuweisung besonderer polizei­
licher Befugnisse durch Bundesgesetze handelt, erg·ibt 
sich der Vorrang dieser besonderen gesetzlichen Rege­
lung vor den Ermächtigungen zum Handeln, die der 
Gesetzentwurf einräumt, aus Art. 31 des Grundgesetzes. 
Bei der Zuweisung von Befugnissen an die Polizei durch 
besondere Landesgesetze gilt aber der Grundsatz, daH 
ein spezielles Gesetz· einem allgemeinen Gesetz vorgeht, 
auch wenn dieses jünger ist. Satz 1 hat somit nur de­
klaratorische Bedeutung. 

Dagegen bring·t Ab s. 2 Satz 2 eine sachliche Neu­
regelung insofern, als der Polizei die ihr nach diesem 
Gesetz zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach Art. 2 zu­
stehenden Befugnisse eingeräumt werden, wenn die 
Sondergesetze eine Regelung der Befugnisse nicht ent­
halten. Das gilt auch, wenn es sich bei den Sonder­
gesetzen um Bundesgesetze handelt, da die Ausführung 
der Bundesgesetze nach Art. 83 des Grundgesetzes den 
Ländern grundsätzlich als eigene Angelegenheit obliegt. 
Damit werden die in Art. 4 Abs. 1 und Art. 5 ff. ge­
nannten Voraussetzungen für das polizeiliche Handeln 
zu generellen Tätig·keitsvoraussetzungen für die Polizei, 
soweit nicht Sondergesetze etwas anderes bestimmen. 
Diese Regelung ist vor allem für die Gesetze von Be­
deutung, die einen Zwangsvollzug durch die Polizei oder 
eine polizeiliche Vollzugshilfe vorsehen, ohne hierüber 
nähere Vorschriften zu ·treffen. In diesen Fällen kan11 
die Polizei Rechtseingriffe nur unter einer der Voraus­
setzungen des Art. 5 und unter Beachtung der übrigen 
allgemein für das polizeiliche Handeln nach diesem Ge-
setz geltenden Vorschriften vornehmen. · 

ZuArt.5 

Sobald in die Rechte natürlicher oder juristischer 
Personen mit Zwang eingegriffen werden muß, ist es 
zum Schutze des Staatsbürgers erforderlich, die Befug­
nisse der Polizei zum Handeln vom Vorliegen konkreter 
Tatbestände abhängig zu machen, di.e eine willkürliche 
Ausweitung der polizeilichen Handlungsfreiheit nicht zu­
lassen. Demgemäß schränkt Art. 5 - zunächst wiederum 
für den Aufgabenbereich der Polizei nach Art. 2 - die 
in Art. 4 Abs. 1 eingeräumte Ermächtigung dadurch er­
heblich ein, daß Rechtseingriffe nur unter einer der in 
Abs. 1 oder Abs. 2 Ziff. 1-3 aufgeführten Voraussetzun­
gen zugelassen werden. Allen diesen Voraussetzungen 
ist gemeinsam, daß die besondere Schutzwürdigkeit be­
stimmter Gemeinschafts- und Individualgüter den poli-

zeilid1en Rechtseh1griff im öffcnllicheu fu[eresso noi­
wendig erscheinen lassen muH. 

1. Werden im Aufgabenhcl'ei<.:11 des Arl. 2 oder - iu 
Fällen des Art. 4 Abs. 2 Satz 2 - auch im Aufgaben­
bereich des Art. 3 RechlseingTiffe notwendig, die im 
Abschnitt HI dieses Gesetzentwurfs eine eigene Rege­
lung gefunden haben (Anhaltung, Vorführung', Platzvei·­
weisung; Gewahrsam, Sicherstellung von Gegenständen, 
Tötung von Tieren, Durchsuchung· von Personen und 
Sachen, Beireten von Wohnungen, Anwendung· unmittel­
baren Zwanges, gebührenpflichtige Verwarnungen), so 
gelten gern. Abs. 1 die dort bestimmten besonderen Vor­
aussetzungen. Da es sich hier um schwerer wieg·ende 
Maßnahmen handelt, ist für sie in jedem Einzelfall eine 
Sonderregelung unter Berücksichtigung einerseits des 
polizeilich Notwendig·en, andererseits des dem Staats­
bürger Zumutbaren getroffen worden. Eine Maßnahme 
der jeweils in Betracht kommenden Art ist deshalb nur 
gestattet, wenn "die für sie festgelegten besonderen Vor" 
aussetzungen vorliegen, nicht etwa unter Berufung auf 
Art. 4 Abs. 1, aber auch nicht auf Art. 5 Abs. 2. 

Im einzelnen wird bezüglich der zulässig·en H.echb­
eingriffe auf die Erläuterungen zu den Art. i4-45 ver­
wiesen. 

2. Andere Rechtseingriffe, als sie im Abschnitt III 
aufgeführt sind, können - ebenfalls zunächst im Auf­
gabenbereich des Art. 2 - nur unter den Voraussetzun· 
gen des Abs. 2 vorgenommen werden. 

u) Die Verhütung mit Strafe bedrohter Handlung·en 
(Z i ff. J) ist eine so grundlegende Aufgabe des Staates, 
daß zu ihrer Erfüllung auch polizeiliche Rechtseingriffe 
zulässig sein müssen. Diese Aufgabe ergibt sich aus 
Art. 99 BV. sowie aus dem Gesamtaufbau unserer Rechts­
ordnung, die davon ausgeht, daH die anerkannten und 
deshalb durch eine Strafdrohung geschützten Rechtsgüter 
vor Verletzungen bewahrt und der Persönlichkeitsraum 
des einzelnen sowie die gesamte Volksordnung im Staate 
vor Rechtsbrechern behütet und verteidigt werden 
müssen, nötigenfalls durch polizeiliche Abwehr dieser 
Rechtsbrecher. Die entsprechende Befugnis ist bereits 
jetzt geltendes Recht auf Grund des Art. 102 AG. StPO. 
Von ihrer Ausdehnung auf die mit GeldbuHe bedrohten 
Handlungen wurde abgesehen, da diese Tatbestände des 
sogenannten Verwaltung·sunrechts, deren Unrechtsgehali 
sich in dem Ungehorsam gegenüber den zur Durchfüh­
rung von Verwaltungsaufgaben erlassenen Ordnungs­
vorschriften erschöpft, gegenüber dem kriminellen Un­
recht an Gewicht so sehr zurücktreten, daß Rechts­
eingriffe lediglich zu ihrer Verhütung nicht gerechtfertigt 
erscheinen. Soweit eine polizeiliche Verhütungstätig·keit 
hier der Natur der Sache nach überhaupt in Betracht 
kommt, muß versucht werden, sie mit den Mitteln, die 
Art. 4 zuläßt, durchzuführen. 

b) Eine polizeiliche Unterbindung (Z i ff. 2) wird er­
forderlich, wenn sich die Gefährdung der Rechtsordnung 
bereits zu einer Störung in der Form der versuchten 
oder vollendeten Tat entwickelt hat und damit Strafe 
oder Geldbuße verwirkt ist. Dem Schutz des einzelnen 
oder der Allgemeinheit ist aber nicht damit genügt, daß 
in diesem Fall Anzeige erstattet und eine Ahndung her­
beigeführt wird; es ist ebenso notwendig, daß die Fort­
setzung der verbotenen Handlung verhindert wird. Hier 
müssen noch mehr als bei der Verhütu.ng die Rechte des 
Störers hinter den Rechten der geschützten Personen 
zurücktreten und deshalb Rechtseingriffe gegen den 
Störer zulässig sein. In diese Bestimmung wurden auch 
die Ordnungswidrigkeiten einbezogen, da das Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 1952 (BGBl. I 
S. 1??) in § 28 ein polizeiliches Einschreiten gegenüber 
begangenen Ordnungswidrigkeiten in gleicher Weise 
wie gegenüber Straftaten vorsieht und mit der dort vor­
geschriebenen Verfolgung das Unterbinden notwendiger­
weise Hand in Hand g·ehen muß. 



c) Z i ff. 3 hetrifft eine Reihe von Rechtsg·Utern, die 
w hochwertig sind, daß die Polizei zu ihrem Schutz tätig 
werden und in Rechte eingreifen können mufl, auch 
wenn ihre Verletzung nicht mit Strafe oder mit Gelcl­
Jrnße bedroht ist. 

B U: c h s t. a dient in besonderer Weise dem Schutz 
der freiheitlichen demokratischen Gnmdordnung des 
Bundes und des Landes auf einem Gebiet, das durch die 
Bestimmungen des Strafgesetzbuchs nicht hinreichend 
erfaßt wird. Die Tätigkeit der nach Art. 9 Abs. 2 GG. 
verbotenen Vereinigungen, insbesondere der rechts- wie 
linksradikalen Tarnorganisationen, ist nach § 129 a StGB. 
erst strafbar, wenn ein in dieser Bestimmung genanntes 
Gericht eine entsprechende Feststellung· getroffen hat. 
Schon um eine solche richterliche Feststellung herbei­
führen zu können, bedarf' es, wie im Strafprozefl, einer 
ermittelnden und aufklärenden Tätigkeit, zu '1.er, soweit 
es sich um unaufschiebbare und in Rechte eingreifende 
Maßnahmen handelt, die Polizei die Befugnis haben muß. 
Die hier :vorgesehene Vorschrift, die den Begriff „ver­
fas'sungsfeindliche Handlungen" einführt und in wört­
lichem Anschluß an § 129 a StGB. gesetzlich definiert, 
gibt hierfür die Rechtsgrundlage, indem sie die Polizei 
zum Verhüten und Unterbinden solcher die verfassungs­
mäßige Ordnung· gefährdender Handlungen ermächtigt 
und iht . im Zusammenhang· damit auch eine entspre­
chende Aufklärungstätig·keit ermöglicht. Aber auch in 
Fällen, in denen eine richterliche Feststellung nach 
Art. 129 a StGB. deshalb nicht herbeigeführt werden 
kann, weil es aus Gründen des Verfassungsschutzes nicht 
möglich ist, bestimmte Ermittlungsergebnisse in einer 
der Öffentlichkeit zugänglichen Gerichtsverhandlung 
offenzulegen, muß die Polizei befugt sein, die verfas­
sungsmäßige Ordnung gefährdende Handlungen der ge­
nannten Art zu verhüten und zu unterbinden. Welche 
Vereinigungen als verboten im Sinn des Art. 9 Abs. 2 
GG. anzusehen sind, soll nach Art. 70 des Entwurfs die 
Staatsreg·ierung entscheiden. 

Buchst. h dient der Abwehr von Gefahren für das 
Leben, soweit solche nicht von Menschen, deren Angriff 
mit Strafe bedroht wäre, sondern etwa von Tieren, Zu­
ständen oder Naturgewalten ausgehen. Das höchstwertige 
Hechtsgut des Lebens verdient in jedem Fall Schutz, 
ohne daß es einer Prüfung des öffentlichen Interesses 
bedürfte. 

Dag·egen ist bei den in B u c h s t. c genanntei1 
Rechtsgütern ein schützendes Eingreifen der Polizei, das 
nicht bereits auf eine Strafnorm zurückgeht, nur gerecht­
fertigt, wenn trotz des fehlenden Strafschutzes das öffent­
liche Interesse dieses Eingreifen fordert, z. B. Absperr-

. maß.nahmen bei der Auffindung von Munition aus dem 
Kriege. Die hier aufgenommenen Rechtsgüter entsprechen 
dem Katalog der Grundrechte des Grundg·esetzes und 
der bayerischen Verfassung, soweit deren Schutz der 
Polizei übertragen 1verden kann. 

Zu Art. 6 

Diese Bestimmung stellt klar, daß die Polizei auch 
heim Vorliegen der Voraussetzung nach Art. 4 Abs. 1 oder 
Art. 5 nur tätig werden darf, wenn polizeiliche Maß­
nahmen zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind, 
gleichgültig, oh diese Maßnahmen mit Rechtseingriffen 
für den Siaatsbürg·er verbunden sind oder nicht. An sich 
ergibt sich dieser Grundsatz der Notwendig·keit polizei­
licher Maßnahmen bereits aus der in Art. 4 Abs. 1 Satz 2 
festgelegten Verpflichtung der Polizei, hei allen diesen 
Maßnahmen nach pflichtmäfügem Ermessen zu verfahren. 
Im Interesse des Staatsbürgers erscheint es jedoch ge­
boten, den Grundsatz der Notwendigkeit allen polizei­
lichen Handelns gewissermaßen als gesetzliche Begren­
zung des pilichtmäfügen Ermessens der Polizei noch be­
sonders in einem eigenen Artikel herauszustellen. 

4'' 

1. 7 

Zu Art. 7 

Diese Bestimmung bringt die Subsicliarit.äi der 
Tätigkeit der Polizei zur Aufrechterhaltung der öffent­
lichen Sicherheit und Ordnung gegenüb~r der Tätigkeit 
der Behörden deutlich zum Ausdruck. Danach darf die 
Polizei · aus eigener l n i t i a t i v e Rechtseingriffe 
nur vornehmen, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
unaufschiebbar notwendig ist. Kann eine Maßnahme 
ohne Schaden zurückgestellt werden, so ist die Entschei­
dung der zuständigen Behörde herbeizuführen und deren 
Weisung abzuwarten. 

Zu Art. 8 

Nach Art. 4 des Entwurfs hat die Polizei bei den 
Amtshandlungen, die zur Erfüllung ihrer in Art. 2 um­
schriebenen Aufgaben notwendig sind, nach pflichtmäfü­
gem Ermessen zu verfahren. Dabei ist, wie bereits in 
den Erläuterungen zu Art. 4 hervorgehoben wurde, auch 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 
Lediglicli im Interesse des Schutzes des Staatsbürgers hat 
dieser Grundsatz in Art. 8 noch eine besondere Aus­
gestaltung erfahren, die sieb in dreierlei Richtungen er­
streckt: 

1. Ab s. 1 betrifft die Auswahl der zu treffenden Maß­
nahmen oder des anzuwendenden Mittels. Der Ge­
setzestext spricht nur von „Maßnahmen" nicht von 
„Mitteln", da die Anwendung eines Mittels ebenfalls 
eine „Maßnahme" (wenigstens im weiteren Sinn) ist. 
Jede Maßnahme der Gefahrenabwehr oder der Unter­
bindung oder Beseitigung von Störungen muß mög­
lich, geeignet und auch ausreichend sein. Unter meh­
reren möglichen und geeigneten Maßnahmen oder 
Mitteln sind die zu treffen oder anzuwenden, die nach 
pflichtmäfügem Ermessen als die mildesten noch aus­
reichenden erscheinen, um den erstrebten Erfolg zu 
gewährleisten. Der einzelne und die Allge)lleinheit 
sollen also so wenig wie möglich beeinträchtjgt wer­
den. Dieser Grundsatz erleidet allerdings eine Ein­
schränkung, wenn der Polizei von einer weisungs­
berechtigten Behörde die Anwendung einer bestimm­
ten Maßnahme oder eines bestimmten Mittels vor­
g·eschrieben wird oder wenn ein Sondergesetz eine 
bestimmte Maßnahme oder ein bestimmtes Mittel zur 
Erreichung eines gesetzlich gebotenen Zweckes vor.­
schreibt. In diesem Fall hat die Polizei keinen eigenen 
Ermessensspielraum. Soweit ein solcher. aber zur Ver­
fügung steht, ist der Grundsatz der Verhältnismäßig­
keit - in Fällen des Art. 4 Ahs. 2 Satz 2 auch im Auf­
gabenbereich des Art. 3 - zu beachten .. Wählt die Poli­
zei im Einzelfall Maflnahmen oder ein Mittel, die -
objektiv betrachtet - nicht am wenigsten schaden, so 
werden allerdings die Maßnahmen oder Mittel trotz­
dem nicht rechtswidrig, es sei denn, daß der Polizei 
ein Ermessensfehler (Ermessensüberschreitung· oder 
Ermessensmißhrauch) unterlaufen ist. 

2. Abs. 2 verbietet die Anwendung eines Mittels oder 
einer Maßnahme durch die Polizei schlechthin, wenn 
der durch die Maßnahme zu erwartende Schaden er­
kennbar außer Verhältnis zu dem beabsichtigten Er­
folg steht. Die Auswirkungen einer polizeilichen Maß­
nahme dürfen nicht zu einem größeren übel führen, 
als es die abzuwehrende Gefahr oder die zu unter­
bindende oder zu beseitigende Störung selbst darstellt. 
Dieser Grundsatz gilt jedoch naturgemäfl nicht für 
die im Strafgesetzbuch geregelten Fälle der Notwehr 
und des Notstandes, wie in Abschnitt III Unter­
abschnitt 5 über die Anwendung unmittelbaren Zwan­
ges noch ausdrücklich klargestellt wird (Art. 39 Abs. 3 
und Art. 42 Ahs. 1). 

3. Abs. 3 regelt die. Dauer zulässiger polizeilicher Maß­
nahmen. Zweck derartiger Maßnahmen ist die Abwehr 
einer Gefahr oder die Unterbindung oder Beseitigung 
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einer Störung. Damit ist auch die zeitliche Grenze 
der polizeilichen Maßnahmen bezeichnet. Ist der Zweck 
erreicht, so ist die Maßnahme zu beenden oder auf­
zuheben. Das g·leiche muß gelten, wenn sich dem Po­
lizeibeamten zeigt, daß der Zweck der Maßnahme nicht 
erreicht werden kann; in diesem Fall wäre eine Fort­
setzung der Maßnahme sinnlos und mit den Grund­
sätzen vernünftigen Handelns nicht vereinbar. 

Zu A r t. 9 b i s 12 
Gefahren oder Störungen für die öffentliche Sicher­

heit und Ordnung können auf das Verhalten oder den 
Zustand von Menschen oder Sachen oder auch auf Ereig­
nisse in der Natur zurückzuführen sein. Für die Rich­
tung· des polizeilichen Einschreitens zur Abwehr der 
Gefahren oder zur Unterbindung oder Beseitigung der 
Störungen kommt es zunächst darauf an, festzustellen, 
ob und gegebenenfalls welche Personen für die Ent­
stehung der Gefahr oder den Eintritt der Störung ver­
antwortlich sind. Gegen diese Personen („Störer") hat 
die Polizei in erster Linie ihre Maßnahmen zu richten. 
1. Art. 9 beantwortet die Frage nach der Verantwort­

lichkeit für den Fall, daß das Verhalten oder der Zu­
stand einer Per so n zum Eintritt einer Gefahr oder 
Störung· für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung· 
führt. 
n) Grundsätzlich ist die Person verantwortlich, die 

die Gefahr oder die Störung verursacht hat 
(Abs. 1). Ursache in diesem Sinn isl aber nieht 
schon jede Bedingung, die rein logisch und natur­
wissenschaftlich betrachtet Voraussetzung des Er­
eignisses war. Vielmehr kommen nur solche Bedin­
gungen als Ursachen im Sinn polizeirechtlicher Ver­
antwortlichkeit in Betracht, die nach der Erfahrung 
'des Lebens allgemein geeignet sind, eine Gefahr 
oder Störung der eing·etretenen Art herbeizufüh­
ren. Die Ursache muß also dem Erfolg· angemessen 
(adäquat) sein. 

Auf ein Verschulden kommt es dabei nicht an. 
So kann auch ein Verhalten einer Person, das an 
sich ordnungsmäßig ist und lediglich anderen Per-

. sonen Anlaß gibt, sich ordnungswidrig zu ver­
halten, für die eingetretene Gefahr oder Störung 
mitursächlich sein, wenn es erfahrungsgemäH ge­
eignet war, eine solche Folge herbeizuführen. Doch 
wird siCh die Polizei im Fall einer solChen Ver­
ursachung durch mehrere Personen in erster Linie 
an diejenigen zu wenden haben, die die Gefahr 
oder Stör.ung verschuldet, d. h. mit Wissen und 
Willen herbeigeführt haben. Wenn z: B. ein Redner 
durch seine das religiöse oder nationale Empfinden 
der Zuhörer grob verletzende Ausführungen Anlaß 
zu Tumulten gibt, so ist das Verhalten des Redners 
ebenso ursächliCh für die entstandene Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung', wie das Ver­
halten der Zuhörer, so daH sich die Maßnahmen der 
Polizei auch gegen diesen Redner richten können. 
überschreiten dagegen die Ausführungen des Red­
ners nicht die Grenzen, die bei solchen Gelegenhei­
ten (z. B. im Wahlkampf) vertretbarerweise üblich 
sind, werden sie aber trotzdem von Zuhörern zum 
Anlaß einer ernsthaften Störung der Versammlung 
genommen, so kann das Verhalten des Redners 
zwar auch für die Störung ursächlich sein; diese 
Ursache tritt jedoch dem Grad nach hinter dem 
Verhalten der störenden Zuhörer ztüück, so daH 
sich die Maßnahmen der Polizei in diesem Fall in 
erster Linie gegen die Zuhörer zu richten haben 
werden. 

b) Da die Verursachungshaftung des Störers weder 
Geschäftsfähigkeit noCh strafrechtliche Verantwort­
liChkeit voraussetzt, können auch Kinder und unzu­
reChnungsfähige Geisteskranke Störer sein, gegen 

die sich Maßnahmen ·der Polizei zur Beseitigung 
der Gefahr oder Störung richten können. In diesen 
Fällen sind aber für das Verhalten der Kinder 
oder der wegen Geisteskrankheit oder Geistes­
schwäche entmündigten oder ,unter vorläufige Vor­
mundschaft gestellten Personen g·em. Art. 9 Abs. 2 
auch die verantwortlich, denen die Aufsicht über 
diese Personen obliegt. Die Aufsichtspflichtigen 
sind also gleichfalls „Störer" und für die Beseiti­
gung der Gefahr oder Störung haftbar. Aufsichts­
pflicht ist dabei nicht identisch mit Personensorge­
recht im Sinne des BGB. Aufsichtspflichtig ist z.B. 
auch die Erzieherin, die im Auftrag· des personen­
sorgeberechtigten Vaters (§ 1627 BGB.) mit den 
Kindern spazieren geht. 

c) Für die Haftung des Dienstherrn (Abs. 3), die ein 
alter. polizeirechtlicher Grundsatz ist (vgl. § 19 
Abs. 3 PVG„ § 6 Abs. 3 Nds. SOG.), ist die Erwä­
gung maßgebend, daß der Dienstherr geg·enüber 
dem V errich tungsgehilfen ein Anordnungsrecht und 
eine Einwirkungsmöglichkeit hat und deshalb für 
sein Verhalten verantwor'tlich ist. Dabei beschränkt 
sich seine Haftung auf das Verhalten des Gehilfen 
in Ausführung der ihm aufgetragenen Verrichtung. 
Eine ordnungswidrige Handlung des Gehilfen muß 
also in einem inneren Zusammenhang mit dem er­
teilten Auftrag stehen, um eine Verantwortung· des 
Dienstherrn zu begründen. Die Rechtsform des 
Verhältnisses zwischen Auftraggeber und Verrich­
tung·sgehilfen ist fi.ir die Haftung des Dienstherrn 
ohne Belang» Das Verhältnis kann rein tatsächlich, 
fmnilienrechtlich, arbeitsrechtlich oder sogar be­
amtenrechtlicher Natur sein. Da die Mitverantwort­
lichkeit des Dienstherrn auch hier auf dem Grund­
satz der Verursaclrnngshaftung beruht, fehlt die 
Möglichkeit der Entlastung, die nach § 831 BGB. 
gegenüber zivilrechtlichen Schadensersatzansprü­
chen aus unerlaubten Handlungen des Verrich­
iungsgehilfen gegeben ist. 

2. Art. 10: Für den ordnungsmäßigen Z'ustand einer 
Sache, zu dem auch das Verhalten eines Tieres ge­
hört, zu sorgen, ist an sich Sache des Eigentümers . 
Wer als Eigentümer dulden würde, daß von einer ihm 
gehörenden Sache eine Gefährdung oder Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung ausgeht, würde 
sein Eigentumsrecht in unbefugter Weise gebrauchen 
(Art. 2 Abs. 1, 14 Abs. 2 GG. und Art. 101, j 03 Abs. 2, 
158 BV.). Es ist daher keine Enteignung im Sinne des 
Art. 14 Abs. 3 GG„ wenn die Polizei Maßnahmen er­
greift, um den ordnungswidrigen 'Zustand einer Sache 
abzustellen. Dämit erübrigt es sich aber auch, der 
Polizei die in der Praxis oft schwierige Prüfung der 
Eigentumsfrage bei ordnungswidrigen Zuständen 
einer Sache zuzumuten. Die Polizei wäre zu einer 
solchen Prüfung in Eilfällen ohnehin nicht in der 
Lage. Sie kann und muH sich vielmehr zunäChst an 
den halten, der nach den tatsächlichen Verhältnissen 
über die Sache verfügt und auf sie einwirken kann. 
Der Gesetzentwurf geht daher in Abs. 1 des Art. 10 
davon aus, daß der Polizei g·egenüber im Regelfall 
der Inhaber der tatsächlichen Gewalt für den ord­
nungsmäßigen Zustand einer Sache verantwortlich ist. 

Daneben kann die Polizei ihre Maßnahmen gern. 
Abs. 2 auch g·egen den Eigenti.imer oder den sonst 
dinglich Verfüg·ungsberechtigten (z.B. den Nießbrau­
cher) richten. Wenn dagegen die tatsächliche Gewalt 
gegen den Willen des Eigenii.imers oder des sonst 
ding·lich Verfügungsbereehtigten ausgeübt wird (z.B. 
vom Dieb), sind die Maßnahmen der Polizei nur 
gegen den Inhaber der tatsächlichen Gewalt zu 
richten. 

Abs. 3 sieht eine Sonderregeiung fi.fr den Fall 
vo1', daß auf Grund einer Rechtsvorschrift eine an-



dere Person - also eine Person, die weder Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt noch Eigentümer ist - für 
den Zustand einer Sache die Verantwortung trägt, 
z.B. der Konkursverwalter auf Grnnd der Bestim­
mungen der Konkursordnung. 

3. Art. 11 verpflichtet die Polizei unter bestimmten Vor­
aussetzungen, die Gefahr ode;r Störung selbst oder 
durch Beauftragte zu beseitigen. 
a) Es kann sein, claH MaHnahmen geg·en eine nach 

Art. 9 oder 10 verantwortliche Person nicht möglich 
sind, weil eine solche Person überhaupt niCht vor­
handen ist. Das ist z. ß. der Fall, wenn die Gefahr 
oder Störung auf ein Naturereignis zurückzufüh­
ren ist. 

h) Es kann sein, dail eine nach Art. 9 oder 10 verant­
wortliche Person zwar vorhanden ist, von der Poli­
zei aber trotzdem nicht in Anspruch genommen 
werden kann, z. ß. weil sie zum Kreis der soge­
nannten exterritorialen Personen gehört. 

c) Es kann sein, dail eine nach Art. 9 oder 10 ver­
antwortliche Person zwar vorhanden ist, aber von 
der Polizei nicht rechtzeitig in Anspruch genommen 
werden kann, z. ß. weil sie gerade verreist ist. 

d) Es kann der Fall sein, dail eine verantwortliche 
Person zwar vorhanden m1cl auch anwesend ist, 
dail sie aber der an sie gerichteten Aufforderung 
zur Beseitigtrng der Gefahr oder Störung nicht 
naChkommt und die Polizei die Befolgung der Auf­
forderung nicht erzwingen kann, etwa weil die im 
Augenblick zur Verfüg·ung· stehenden Kräfte der 
Polizei nicht ausreichen. 

e) Es kann schlieRliCh sein, dail die verantwortliche 
Person der polizeilichen Aufforderung zur Besei­
tigung der Gefahr oder Störung nicht nachkommt 
und die Polizei, obgleich sie die Befolgung· der Auf­
forderung objektiv erzwingen könnte, hiervon nach 
pflichtmäfügem Ermessel1 absehen muil, weil sie 
sonst den Grundsatz der Verhältnismäfügkeit ver­
letzen würde. 

Muß die Polizei in diesen Fällen selbst für die 
Beseitig·ung der Gefahr oder Störung sorgen, so ist 
es ihrer Entscheidung überla~sen, ob sie dazu selbst 
tätig werden oder Hilfspersonen heranziehen will. Im 
Rahmen des Art. 11 kann sie jedenfalls Unbeteiligte 
nicht durch hoheitliche Mailnahme, sondern nur im 
Wege privatrechtlicher Abmachung, also vertraglich 
auf der Grundlage der Freiwilligkeit verpfliChten. 
Den Erstattungsanspruch, der dem Träger der Polizei 
in diesen Fällen g·egenüber verantwortlichen Personen 
im Sinn der Art. 9 und 10 zusteht, regelt Art. 62.' 

4. Ar t. 12 gibt der Polizei die Befugnis, den sogenann­
ten „Nichtstörer" hoheitlich in Anspruch zu nehmen, 
wenn weder Mailnahmen gegen eine verantwortliche 
Person noch Mailnahmen nach Art. 11 möglich, aus-, 
reichend oder zulässig sind. Dies ist jedoch nur dann 
gestattet, wenn eine unmittelbar bevorstehende er­
hebliChe Gefahr abg·ewehrt oder eine erhebliche Stö­
rung beseitigt werden soll und wenn die Nichtstörer, 
die in Anspruch genommen ·werden sollen, durch die 
polizeiliChen Mailnahmen nicht selbst an Leben oder 
Gesundheit erheblich gefährdet oder an der Erfüllung 
überwiegender anderweitiger Pflichten gehindert 
würden. 

a) Wenn z.B. bei einem Eisenbahnunglück weder die 
Heranziehung der nach Art. 9 oder 10 verantwort­
liChen Personen noch die persönlichen oder sach­
lichen Mittel der Polizei ausreiChen, um die Ver­
letzten in das Krankenhaus zu verbringen, so kann 
die Polizei vorüberfahrende Kraftfahrzeuge anhal­
ten und zum Transport der Kranken in Anspruch 
nehmen. Ein Arzt jedoch, der selbst zu einem 
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Schwel'kranken unterwegs ist, dürfte nicht zur Bo­
förderung der Verletzten verpflichtet werden. 

b) Oh die Abwehr der Gefahr oder die Beseitigung 
der Störung ohne Inanspruchnahme eines Nicht­
störers möglich ist, muil nach der im Zeiipunkt des 
Eingriffs g·egebenen konkreten SaChlage beurteilt 
werden. Selbstverständlich muß die Polizei auCh 
einen unverhältnismäfüg hohen Kräfte- und Kosten­
aufwand in Kauf nehmen, wenn daclurCh die In­
anspruclmahme des Nichtstörers vermieden wer­
den kann. 

c) Eine Heranziehung des Nichtstörers kann auCh 
dann in Frage kommen, wenn Maßnahmen gegen 
die naCh Art. 9 oder 10 verantwortliChen Personen 
an sich zwar möglich wären, dabei aber Mittel ap.­
gewendet werden müRten, die eine schwerere Er­
schütterung der öffentlichen Ordnung zur Folge 
hätten, als die abzuwehrende Gefahr oder die zu 
beseitigende Siörung im Augenbliclc bedeutet. Die 
Anwendung dieser Mittel würde dem Grundsatz 
der Verhältnismäfügkeit (Art. 8) widerspreChen und 
wäre daher unzulässig. Weitere Voraussetzung in 
diesem Fall wäre allerdings, daß die Polizei nicht 
selbst die Gefahr abwehren oder die Störung un­
terbinden oder beseitigen kann. Beispiel: Bei einer 
Hung·ersnot schickt sich die Menge an, einen Bäk­
kerladen zu stürmen. Wenn nur die Anwendung 
der Schußwaffe die Menge von ihrem Vorhaben 
abbringen könnte, darf die Polizei den Laden vor­
übergehend schlieilen, obwohl nicht der Inhaber 
des Ladens, sondern die Demonstranten die Störer 
sind. 

d) Neben der Befugnis nach Art. 12, den Nichtstörer 
in Anspruch zu nehmen, steht die Vorschrift des 
§ 330 c StGB„ wonach bestraft wird, wer bei Un­
glücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not niCh.t 
Hilfe leistet, obwohl dies erforderlich und ihm den 
Umständen nach zuzumuten, insbesondere ohne er­
hebliChe eigene Gefahr und ohne Verletzung an­
derer wichtiger Pflichten möglich ist. Diese Vor~ 
schrift macht jedoch den Art. 12 dos Entwurfs niCht 
überflüssig, da die Voraussetzungen der beiden 
Vorschriften verschieden sind; insbesondere ist die 
Anwendupg des Art. 12 nicht auf Unglücksfälle. 
oder Fälle gemeiner Gefahr oder Not beschränkt. 

5'. Anordnungen 

Zu Art. 13 

Art. 13 enthält Bestimmungen über Art, Form und 
Adressaten polizeilicher Anordnungen. 

Die Vorschrift des Abs. 1 entspricht Grnndsätzen, 
die für alles Verwaltungshandeln gelten. Gleichwohl er­
scheint ihre Aufnahme zweckmäfüg, um dem Staatsbür­
ger einen verstärkten Schutz zu bieten und zugleich die 
Polizei besonders auf diese Grundsätze hinzuweisen und 
ihr damit Maßstäbe für die Handhabung des pfliCht­
mäfügen Ermessens zu geben. Dies gilt sowohl für die 
Forderung nach hinreichender inhaltlicher Bestimmtheit 
der Anordnungen als auch für das Verbot, etwas Un­
zulässiges oder Unmögliches zu verlangen. 

Abs. 2 sagt, in welcher Form die polizeilichen An­
ordnungen ergehen können. 

Abs. 3 Satz 1 bestimmt ausdrücklich, daß die 
Polizei allgemeinverbinclliche Anordnungen - also sog. 
„Polizeivorschriften" -- nicht erlassen . darf. Dieser 
Grundsatz folgt zwangsläufig aus dem Charakter der 
Polizei als eines reinen Vollzugsorgans (vgl. die Bemer­
kungen unter A III 2 b). 

In Abs. 3 Satz .2 wird dagegen die sogenannte 
„Allgemeinverfügung" (eine Anordnung im Einzelfall 
an alle, die es angeht) ausdrückliCh zugelassen, 
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. Abschnitt III: 

Besondere Bestimmungen über die Befugnisse 
der Polizei 

Dieser Abschnitt enthält Vorschriften für bestimmte 
einzelne Maßnahmen der Polizei, die die Rechte des 
Staatsbürgers in besonderem Maße berühren und des­
halb nur unter besonderen, gesetzlich festgelegten Ein­
schränkungen zulässig sein sollen. Wie sich aus der Be­
gründung zu Art. 5 ergibt, genügt es für die Anwen­
dung dieser Maßnahmen nicht, daß sie im Rahmen des 
allgemeinen Aufgabenbereichs der Polizei (Art. 2 und 
gegebenenfalls Art. 3) liegen, zur Erfüllung dieser Auf­
gaben erforderlich und unaufschiebbar sind, sowie 
pflichtmäfügem Ermessen entsprechen. Vielmehr sind 
diese Maßnahmen nur zulässig, wenn auflerdem die in 
den einzelnen Bestimmungen des Abschnitts III fest­
gelegten besonderen Voraussetzungen erfüllt sind. 

Die in diesem Abschnitt geregelten Befugnisse 
stehen der Polizei in erster Linie zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach Art. 2 zu, d. h. zur Aufrechterhaltung und 
gegebenenfalls Wiederherstellung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung durch Abwehr von Gefahren 
und Unterbindung und Beseitigung von Störungen. Dar­
über hinaus kommen diese Befugn~sse nach Art. 4 Abs. 2 
S. 2 des Entwurfs aber auch bei der Erfüllung von Auf­
gaben in Betracht, die der Polizei in anderen Gesetzen 
z:igewiesen sind (Art. 3), wenn diese. Gesetze die Befug­
msse der Polizei zur Erfüllung dieser Aufgaben nicht 
erschöpfend regeln. Die Bestimmungen dieses Abschnitts 
enthalten somit auch eine nähere Regelung des Rechts, 
an das die Polizei bei der Erfüllung ihres allgemeinen 
Auftrags zur Aufklärung und Verfolgung von Handlun­
gen, die mit Strafe oder mit Geldbuße bedroht sind 
(§ . 163 Abs. 1 StPO., § 28 Abs. 1 des Ordnungswidrig­
ke1tengesetzes, § 427 Abs. 1 RAO.), gebunden ist, soweit 
die genannten Gesetze nicht selbst Einzelregelungen ent­
halten. 

1. Anhaltung, Vorführung, Platzverweisung, Gewahrsam 

Den im L Unterabschnitt geregelten Maßnahmen ist 
gemeinsam, daß sie die Freiheit der Person berühren. 
Der Entwurf hält sich dabei in genauer Übereinstim­
mung mit Art. 104 GG., der in Verbindung mit Art. 2 
Abs. 2 GG. zum Schutz des Grundrechts der persönlichen 
Freiheit Bestimmungen über die Zulässig·keit von Frei­
heitsbeschränkungen · und -entziehungen trifft. Nach 
Art. 104 Abs. 2 Satz 3 GG., der nach Fassung und Inhalt 
gegenüber den anderen Sätzen des Abs. 2 selbständige 
Bedeutung hat, darf die Polizei eine Person „aus eigener 
Machtvollkommenheit", d. h. ohne richterliche Mitwir­
kung in gesetzlich vorgesehenen Fällen (Art. 2 Abs. 2 
GG.) ergreifen. und bis zum Ende des Tages nach dem 
Ergreifen „in ihrem Gewahrsam halten''. 

Bei den folgenden Vorschriften des Entwurfs handelt 
es siclt in Art. 14 bis 16 in der Regel nur um eine Frei­
heitsbeschränkung, in Art. 17 und 18 um eine polizeiliche 
Freiheitsentziehung aus eigener Machtvollkommenheit, 
in Art. 19 um einen Fall der Vollzugshilfe bei gesetzlich 
zulässigen Freiheitsentziehungen durch die Verwaltungs­
behörden. 

Die in diesen Artikeln der Polizei gewährten Befug­
nisse entsprechen einem unabweisbaren praktischen Be­
dürfnis, das bei der polizeilichen Tätigkeit im Interesse 
der öffentlichen Sicherheit und der Strafverfolgung täg­
lich auftritt. Die Regelung ist deshalb auch nach den 
Vorschriften der bayerischen Verfassung zum Schutz der 
Freiheit der Person (Art. 102; 98 Satz 2) zulässig. 

Zu Art. 14 

Art. 14 regelt in Abs. 1 die früher sogenannte Sistie­
nmg (Anhaltung·) und in Abs. 2 die Mitnahme von Per-

sonen zur.· Diensistelle, beides ausschlieRlich zum Zwecke 
der Feststellung der Personalien. 

Soweit diese Maßnahmen bei Handlungen vorgesehen 
sind, die mit Strafe oder mit Geldbuße bedroht sind 
(Abs. 1 Z i ff. 1), haben sie rein polizeirechtlichen Cha­
rakter und sin.d die Voraussetzung dafür, daß die Polizei 
die Aufgaben erfüllen kann, die ihr in § 163 StPO. und 
in § 2$ des Ordnungswidrigkeitengesetzes auferlegt sind. 
Die Mitnahme zur Feststellung der Personalien ist vor 
allem zur Ermittlung von Tatzeugen erforderlich. Es ist 
von der Mehrheit des Schrifttums und in der Rechtspre­
chung des Reichsgerichts anerkanni, daß diese Art einer 
polizeilichen Freiheitsbeschränkung, wie sie auch in § 17 
Pr. PVG. mit enthalten ist, neben § 127 Abs. 2 StPO. zu­
lässig ist und dafl § 6 EGStPO. nicht entgegensteht: da es 
sich nicht um prozessuale Befugnisse. handelt (vgl. 
Schwarz, Anm. 1 B zu § 163 StPO.; RGSt. 13, 426, 67, 351 ff:). 
Die Maßnahme ist deshalb auch im Entwurf eines hes­
sischen Polizeigesetzes als § 7 und im Kommissionsent­
wurf der Arbeitsgemeinschaft der Innenministerien als 
§ 14 vorgesehen; sie wird auch von Kaufmann (Der poli­
zeiliche Eingriff in Freiheiten und Rechte, 1951, S. 95. 
Anm. 8 und S. 336) für notwendig und zulässig erachtet. 

Der gleichen Befugnis bedarf die Polizei zur Ermitt­
hmg oder Aufklärung verfassungsfeincllicher Handlun­
gen im Sinn des Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. a, um gegen­
über Organisationen, die unter Art. 9 Abs. 2 GG. fallen, 
eine richterliche Feststellung gern. § 129 a StGB. vorzu­
bereiten (Z i ff. 2). Auf die Bemerkungen zu Art. 5 darf 
Bezug genommen werden. 

Weiter soll der Polizei ein entsprechendes Recht in 
Z i ff. 3 zur Bekämpfung· von Geschlechtskrankheiten ge­
geben und damit die im Interesse der öffentlichen Sitt­
lichkeit und Gesundheit dringend erforderliche Durch­
führung von Razzien gegen Dirnen ermöglicht werden. 
Ziff. 1 reicht hierfür nicht aus, da die Ausübung der Un­
zucht zum Erwerb als solche nicht strafbar ist. 

SchlieRlich ist die Anhaltung einer Person und nöti­
genfalls ihre Verbringung zur Dienststelle ein unent­
behrliches Mittel, wenn es sich darum handelt, daß die 
Polizei unter den Voraussetzungen des § 229 BGB. zur 
Verwirklichung eines sonst gefährdeten privatrechtlichen 
Anspruchs durch Feststellung der Personalien Hilfe lei­
sten soll (Z i ff. 4). Zu diesem einzigen Fall der Privat­
rechtshilfe, den der Entwurf für die Polizei vorsieht, darf 
aµf § 229 BGB. Bezug genommen werden. 

Die Verbringung einer angehaltenen Persern zur 
Dienststelle ist nur zulässig, wenn die besonderen Vor­
aussetzungen des Abs. 2 vorliegen. Sie kommt also in 
Betracht, wenn die besonderen Umstände des Falles eine 
sofortige Feststellung der Personalien ausschließen, etwa 
wegen der Zahl, Ausrüstung oder Stärke der angehal­
tenen Personen oder wegen der Besonderheiten des Or­
tes, feriler vor allem dann, wenn die angehaltene Person 
die notwendigen Angaben verweigert oder offenbar un­
'richtige Angaben macht, so daß eine nähere Überprüfung 
. und gegebenenfalls erkennungsdienstliche Maßnahmen 
nach § 81 b StPO. erforderlich werden. 

Zu Art. 15 

Art. 15 regelt die polizeiliche Vorführung. Eine solche 0 

soll - abgesehen von den in Sondergesetzen, vor allem 
in den Prozeßordnungen, geregelten Fällen - nur zu­
lässig sein, wenn einer Vorladung im Sinn des Ab s. 1 
ohne hinreichenden Grund nicht Folge geleistet wurde. 
Derartige Vorladungen müssen in jedem Fall eine be­
sondere Rechtsgrundlage haben. Als solche kommen z.B. 
in Betracht: Bei Vorladungen für Zwecke des Erken­
nungsdienstes § 81 b StPO.; bei Vorladungen zur Ent­
nahme von Blutproben § 81 a StPO; bei Vorladung·en 
durch einen Arzt des Gesundheitsamtes Art. 3 des Ver­
wahrungsgesetzes vom 30. April 1952 (GVBI. S. 163), des-



sen Erzwingb.arkeit damit gesichert wird. Wird einer der­
artigen Vorladung ohne hinreichenden Grund keine 
Folge geleistet, so ist die Vorführung zulässig. § 81 c 
StPO. enthält eine eigene Regelung der zulässigen 
Zwang·smaf!nahmen bei Verweigerung· der Entnahme von 
Blutproben eines Zeugen im Zusammenhang mit dem 
Strafverfahren und bleibt deshalb unberührt. 

Abs. 2 stellt aus rechi.sstaatlichen Gründen sicher, 
daß der mit einer Vorladung verbundene Eingriff in die 
Freiheitssphäre des einzelnen so gering wie möglich 
bleibt. 

Zu Art. 16 

Art. 16 regelt in der Platzverweisung eine Maß­
nahme, die der Polizei häufig auf einfache Weise einen 
Erfolg verbürgt, von ihr deshalb stets angewandt wurde 
und nun auf eine besondere Rechtsgrundlage gestellt 
werden soll. Die Verweisung vom Platz, deren Befolgung 
nötigenfalls durch Anwendung unmittelbaren Zwanges 
durchgesetzt werden kann, soll zur Verhütung oder 
Unterbindung mit Strafe bedrohter oder verfassungs­
feindlicher I~Iandlungen zulässig sein. Die Mafüiahme 
dient z.B. dazu, einen Jiartnäckig·en Versammlungsstörer, 
dessen V er halten den Tatbestand eine1; strafbaren Hand­
lung erfüllt, aus der Versammlung zu entfernen oder die 
bevorstehende Begehung einer Straftat durch die Ver­
weisung und Entfernung von dem vorgesehenen Bege­
hungsort zu verhüten. Sie kann sich nötigenfalls auch an 
einen Nichtstörer richten, der einer auf andere Weise 
nicht durchzuführenden polizeilichen Maßnahme, die zur 
Verhütung oder Unterbindung einer Straftat notwendig 
ist, im Wege steht. Es handelt sich dabei nicht um eine 
Entziehung, sondern lediglich um eine Beschränkung der 
körperlichen Bewegungsfreiheit, wie sie nach Art. 2 Abs. 2 
und Art. 104 Abs. 1 GG. auf Grund förmlichen Gesetzes 
zu] ässig ist. 

Wird eine Plat:z;verweisung nicht an einzelne Per­
sonen, sondem an eine auf öffentlichen Wegen, Straß.en 
oder Plätzen versammelte Menschenmenge gerichtet, so 
macht sich nach § 116 StGB. jeder der Versammelten, der 
nach der dritten Auffordernng sich nicht entfernt, wegen 
Auflaufs strafbar. Diese Bestimmung setzt somit die Be­
fugnis der Polizei zu derartigen Aufforderungen schlecht­
hin voraus. Die Rechtsprechung zu§ 116 StGB. hat eine der­
artige polizeiliche Befugnis auch stets bejaht (RG. 12, 426). 

Zu Art. 1? 

.Art. 1? gibt der Polizei die Befugnis, „aus eigener 
Machtvollkommenheit" (Art. 104 Abs. 2 Satz 3 GG.) eine 
Person in Gewahrsam zu nehmen, wenn dies erforderlich 
ist (Art. 3) zur Rettung aus einer gegenwärtigen Gefahr 
für Leib oder Leben dieser Person. Es muß jedoch hin­
zukommen, daß die Gefahr bereits zu einer hilflosen 
Lage der gefährdeten Person geführt hat (Ziff. 1) oder 
daR die Person Selbstmord begehen will (Ziff. 2); dieser 
Wille muß sich naturgemäf! erkennbar in Tatsachen 
äuf!ern. 

In diesen Fällen wird davon ausgegangen, daß .der 
Staat als allg·emeiner Schutzverband der Staatsbürger 
(Art. 99 BV.) eine vordringliche Pflicht hat,· das Grund-
1·echt des Lebens und der körperlichen Unversehrtheit 
(Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG.) zu schützen, und daß die Poli­
zei in unaufschiebbaren Fällen das einzige zum retten­
den Eingreifen in Betracht kommende Organ ist. Da der 
Selbstmord nach den herrschenden Überzeugungen dem 
Sittengesetz widerspricht, gibt es insoweit auch keine 
Berufung auf das Recht zur freien ,Persönlichkeitsentfal­
tung (Art. 2 Abs. 1 GG.). Die gleiche Auffassung liegt be­
reits dem Gesetz über die Verwahrung geisteskranker, 
geistesschwacher, rauschgift- oder alkoholsüchtiger Per­
sonen zugrunde, w·enn es in Art. 1 die Verwahrung kran­
ker oder süchtiger Personen zuläßt, sofern sie s e 1 b s t -
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g e f ä h r 1 ich sind. § 15 Pr. PVG. und § 9 Nds. SOG. 
enthalt.en gleichartig·e Regelungen. 

Soweit sich einzelne Personen zur Rettung aus einer 
Gefahr für Leih oder Lehen an die Polizei mit .der Bitte 
wenden, sie zu ihrem Schutz (z.B. gegen die Volkswut) 
in Sicherheit zu nehmen, ist die Polizei auf Grund des 
Art. 2 Abs. 1 verpflichtet, einer solchen .Bitte zu ent­
sprechen. Dieser Fall bedarf jedoch keiner besonderen 
Regelung, weil es sich insoweit nicht um einen Eingriff 
in Rechte und nicht um eine Freiheitsentziehung wider 
Willen somit nicht um einen Gewahrsam im Sinn dieses 
Gesetz~s, sondern um eine Sicherungsübernahme han­
delt. Aus dem gleichen Grunde spielt für deren Dauer 
Art. 104 Abs. 2 GG. keine Rolle; für sie ist vielmehr 
lediglich der Wille der gefährdeten Person maßgebend. 

Zu Art. 18 

Nach dieser Bestimmung kann die Polizei Personen 
in Gewahrsam nehmen zur Verhühmg oder Unterbin­
dung von Handlungen, die gegen strafrechtliche oder 
verfassungsrechtliche Verbote verstof!en. Die Regelung 
bringt gegenüber dem bisherigen Rechtszustand nichts 
Neues (vgl. Art. 102 AG. StPO. und Art. 2 Abs. 4 POG. 
mit Art. 102 AG. StPO. und den für eine sinngemäße An­
wendung in Betracht kommenden Bestimmungen der 
StPO.). Die M Unahme ist aber auch in gleicher Weise 
Bestandteil des Polizeirechts der anderen deutschen Län­
der (§ 15 Pr. PVG., § 9 Nds. SOG.). 

Da es sich bei dei; Gewahrsamnahme um einen 
schwerwiegenden Eingriff in die persönliche Freiheit 
handelt, soll sie nach dem Entwurf nur unter erheblichen 
Einschränkungen zugelassen 1verden. Als Mittel zur Ver­
hütung (Z i ff. 1) kommt sie nur in Betracht, wenn. die 
Begehung eines Verbrechens oder Vergehens oder emer 
verfassungsfeindlichen Handlung unmittelbar' bevorsteht. 
Es muß also die gegenwärtige Gefahr einer solchen 
Handlung bestehen. Auf Übertretungen wurde die B.e­
fugnis in diesem Fall nicht erstreckt, da es der gerin~ 
geren Strafdrohung und damit der geringeren Bedeu­
tung der dmch sie geschützten Red1tsgüter entspricht, · 
nicht sämtliche sondern nur gewisse mildere polizei­
liche Mittel zu; Verhütung zuzulassen. Es handelt sich 
hier um eine Anwendung des Grundsatzes der Verhält­
nismäfügkeit durch den G~setzgeber, selbst, wie sie bei 
sämtlichen Regelungen des Entwurfs im Auge behalten 
wurde. · 

Bei der Unterbindung (Z i ff. 2) wurde diese Schranke 
nicht gezogen. Ist eine mit Strafe bedrohte Handlung be­
reits begonnen und damit begangen, so sind die Rechte 
des einzelnen oder der Allgemeinheit, deren Schutz die 
kriminelle Strafdrohung dient, bereits verletzt. In diesem 

·Fall haben die Verletzten Anspruch darauf, daß die Poli­
zei auch mit schärfsten Mitteln ihre Rechte wahrt und 
gegen den Rechtsbrecher vorg·eht, um eine Foi;tset.zung 
der mit Strafe bedrohten oder verfassungsfemdbchen 
Handlung zu unterbinden. 

Auf Ordnungswidrigkeiten dagegen wurde das Recht 
der Gewahrsamnahme in keinem Fall erstreckt, da diese 
an Bedeutung und Gewicht hinter dem kriminellen oder 
Vel'fassungsunrecht erheblich zurückbleiben. Im übrigen 
ist die Maßnahme stets nur gegen den Störer selbst zu­
lässig. 

Vollzug und Dauer des Gewahrsams regeln die 
.A l'i. 20-22, 

Zu Art. 19 

Im Falle des Art. 19 handelt es sich nicht um einen 
Gewahrsam, clen die Polizei aus eigener Machtvollkom­
menheit gern. Art. 104 Abs. 2 Satz 3 GG. herbeiführt. Die 
Polizei wird hier vielmehr auf schriftliches Ersuchen 
einer Verwaltungsbehörde tätig. Ein solches Ersuchen 
setzt voraus, daß die ersuchende Verwaltungsbehörde zur 

:.·;· 
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Anordnung· der Gewahrsamnahme durch besonderes Ge­
setz, das den Anforderungen der Art. 2 Abs. 2 und 104 
Abs. 2 GG. entspricht, befugt und zuständig ist. Ein der­
artiges Gesetz ist z. B. Art. 9 des bayerischen Verwah­
rungsgesetzes vom 30. April 1952 (GVBL S. 163), der der 
Kreisverwaltungsbehörde die Aufgabe überträgt, die ge­
richtlich angeordnete Unterbringung kranker oder süch­
tiger Personen in einer Anstalt durchzuführen. Die Ver­
waltungsbehörde kann sich dabei der Polizei bedienen 
und diese ersuchen, die Person in Gewahrsam zu neh­
men und in die Anstalt zu verbringen. Weiter kommt 
als einschlägiges Gesetz z. B. § 18 des Gesetzes zur Be­
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 23. Juli 1953 
(BGBL I S. 700) in Betracht. 

Es handelt sich bei Art. 19 demnach um einen be­
sonderen Fall der Vollzugshilfe, zu der die Landpolizei 
und die Gemeindepolizei gegenüber den Behörden der 
allgemeinen inneren Verwaltung ohnehin auf Grund von 
Art. 15 Abs. 2 und 3 sowie Art. 31. Abs. 2 und Art. 32 Abs. 2 
des Polizeiorganisationsgesetzes verpflichtet ist. Die Be­
sonderheit dieser Regelung gegenüber der des POG. be­
steht darin, daß nach Art. 19 des Entwurfs ein unmittel­
bares Ersuchen an die Polizei nicht wie in den genann­
ten Bestimmungen des POG. den Behörden der allge­
meinen inneren Verwaltung vorbehalten, sondern für 
diese Sonderfälle auch anderen gesetzlich dazu befugten 
Behörden gewährt ist. Hierfür besteht wegen der häu­
figen Eilbedürftigkeit dieser Angelegenheiten eine Not­
wendigkeit. 

Die Verantwortung für die Mailnahme trifft in die­
sem Fall die ersuchende Verwaltungsbehörde. Die Poli­
zei hat lediglich für die Art und Weise der Durchfüh­
rung einzustehen, sofern nicht auch diese auf das Er­
suchen der Verwaltungsbehörde zuriickgeht. Satz 2 des 
Abs. 1 soll nicht etwa der Polizei ein materielles Prü­
fungsrecht gegenüber dem Ersuchen der Verwaltungs­
behörde auferlegen, sondern ihr nur die Möglichkeit 
geben, der Vorschrift des Art. 21 Abs. 2 des Entwurfs zu 
entsprechen. 

Abs. 2 stellt sicher, <lafl die ersuchende Verwaltungs­
behörde, auch wenn sie nicht der g·leichen Körperschaft 
angehört wie die ausführende Polizei, unverzüglich vom 
Vollzug ihres Ersuchens unterrid1tet wird. 

Zu A.r t. 20 

Diese Bestimmung legt die äußerste zeitliche Grenze 
einer Festhaltung durch die Polizei fest. Danach ist eine 
Person zu entlassen, sobald die Personalienfeststellung 
oder der sonstige Zweck der Maßnahme erreicht ist, 
jedenfalls aber innerhalb des in Art. 104 Abs. 2 Satz 3 
GG. und Art. 102 Abs. 2 BV. vorgesehenen Zeitraums. 
Eine längere Festhaltung ist nur auf Grund richterlicher 
Anordnung zulässig, etwa auf Grund Haftbefehls nach 
§§ 112 ff. StPO. oder einer Unterbringungsanordnung 
nadi § 429 a StPO. oder nach Art. 5 des Verwahrungs­
gesetzes. 

Für Personen, die sich freiwillig in den Schutz der 
Polizei begeben haben, gilt diese Grenze, wie in Abs. 3 
der Bemerkmigen zu Art. 17 ausgeführt ist, nicht. 

Zu Art. 21 

Diese Bestimmung regelt den Vollzug des Gewahr­
sams. Sie berücksichtigt dabei, dafl sidi die Maflnahmen 
der Art. 17-19 nicht nur gegen kriminelle Elemente ridi­
ten, und sieht deshalb in Sqtz 1 eine Absonderung der 
im Polizeigewahrsam befindlidien Personen gegenüber 
den Straf- und Untersudrnngsgefangenen vor. 

Im übrigen (Satz 3) werden Bestimmungen der Straf­
prozeßordnung über den Vollzug der Untersudiungshaft 
für sinngemf(fl anwendbar erklärt. Damit wird weiter 

den grundlegenden Unterschieden, die gegenüber der 
Straf- und der Untersuchungshaft bestehen, Redrnung 
getragen und angeordnet, daß der festgehaltenen Person 
keine weiteren Beschränkungen auferlegt werden dürfen, 
als der Zweck der Maflnahme oder die Aufrechterhaltung 
der Ordnung erfordern. Satz ·2 des Abs. 1 beruht vor 
allem auf Zweckmäßigkeits- und Ordnungsgründen. 

Die in Abs. 2 vorgesehene Belehrung entspricht 
einem Erfordernis des Reditsstaates. 

Zu Art. 22 

Die Regelung des Art. 22 beruht auf der Überlegung, 
daß in einem Rechtsstaat dem von der Polizei Festgehal­
tenen Gelegenheit gegeben werden muß, Angehörige 
oder vertraute Personen zu benachrichtigen, damit sie 
über seinen Verbleib unterrichtet und in der Lage sind, 
ihm anwaltsdiaftliche Hilfe oder benötigte Gegenstände 
zu versdiaffen. Madit die festgehaltene Person von die­
sem Recht keinen Gebraud1, ist sie insbesondere in Fäl­
len des Art.17 zu einer Benachrid1tigung nicht in der 
Lage, so muß die Polizei selbst helfend eintreten. In 
jedem Fall, vor allem bei einer Gewahrsamnahme nach 
Art. 18, muß das Benachrichtigungsrecht jedoch seine 
Grenze an überwiegenden Interessen der öffentlichen 
Sicherheit finden. 

2. Sicherstellung von Gegenständen 

Die Aufgabe der Polizei, gern. Art. 2 des Entwurfs 
Gefahren abzuwehren und Störungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung zu verhüten und zu unterbinden, 
erfordert zwingend auch die Befugnis, Gegenstände, von 
denen solche Gefahren oder Störungen ausgehen können 
oder die zur Begehung verbotener Handlungen verwen­
det worden sind oder verwendet werden sollen, so lange 
vorläufig sicherzustellen, bis die Gefahr oder die Störung 
beseitigt ist. 

Der Entwurf verwendet in den entsprechenden Vor­
schriften in Übereinstimmung mit der Strafprozeßord­
nung (§§ 94-98) den Oberbegriff der „Sicherstellung". 
Damit wird die Maßnahme bezeichnet, durch die ein 
Gegenstand dem entzogen wird, in dessen Hand er ge­
fährlich oder störend sein kann, oder durch die er von 
dem Ort entfernt wird, an dem er Gefahren oder Stö­
rungen verursachen kann. Die Sicherstellung· kann durch 
eine freiwillige Herausgabe seitens des Inhabers gewähr­
leistet werden; wird zu ihrer Durdifi.ihrung eine zwangs­
weise Wegnahme aus dem Gewahrsam einer Person not­
wendig, so bezeichnet der Entwurf diese Maflnahme als 
„Beschlagnahme" (Art. 24 Abs. 1); auf ihr liegt natur­
g·emäß das Schwergewicht der Regelung. 

Die Vorschriften dieses Unterabschnittes berlihren 
das Grundrecht des Eigentums (Art. 14 GG„ Art. 103 BV.), 
das alle vermögenswerten Red1te umfaßt (BGH„ Be­
schluß vom 9./10. Juni 1952, JZ. 52, 622). Sie enthalten je­
doch, audi wo sie die Verwertung, Unbrauchbarmachung 
und Vernichtung vorsehen, in der Regel keine Enteig­
nung· im Sinne des Art. 14 Abs'. 3 GG. Nach Art. 14 Abs. 1 
GG. werden Inhalt und Schranken des Eigentums durch 
die Gesetze bestimmt; der Gebrauch des Eigentums soll 
zug·leich dem Gemeinwohl dienen (Art. 14 Abs. 2 GG.; 
ebenso Art. 103 Abs. 2 BV.). Aus diesen Grundsätzen folgt, 
daß offenbarer Mißbrauch des Eigentums- oder Besitz­
rechts keinen Rechtsschutz genießt, wie dies Art. 158 BV. 
ausdrücklich ausspricht.. Die Vorschriften des vorliegen­
den Entwurfs gehen in diesem Sinne von der Voraus­
setzung aus, daß jeder Staatsbürger die Pflicht hat, seine 
Gegenstände in einem ordnungsgemäflen Zustand zu er­
halten und von ihnen einen ordnungsgemäßen Gebrauch 
zu machen; sie beschränken das Eigentum nur insofern, 
als es nicht zu gemeinschaftswidrigen Zwecken verwen-
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det wei·den oder einen gemeinschaftsbedroheuden Cha­
rakter haben darf. Sie enthalten damit lediglich eine 
Konkretisierung der dem Eigentum innewohnenden 
Schranken im Sinn des Art. 14 Abs. 1 GG. und der „dem 
Crundrechi des Eigentums immanenten, d. h. von vorp­
herein zugehörig·en Bindungen an Art. 103 Abs. 2, 158 BV." 
(E. d. Bayer. Verf. G. H. vom 15. Juni 1951, GVB1. S. 155 ff„ 
165). Mit den Bestimmungen über die Verwertung, Un­
brauchbarmachung und Vernichtung wird die Folgerung 
aus Art. 158 Satz 2 BV. gezog·en. 

Zu Ai· t. 23 

Art. 23 umschreibt die Voraussetzungen der Zuläs­
sigkeit einer Sicherstellung von Gegenständen. 

Abs. 1 betrifft alle wesentlichen Fälle, in denen die 
Aufrechterhaltung dei· öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung einen Zugriff der Polizei auf Gegenstände erfor­
dert und die Vorschriften der Strafprozeßordnung nicht 
in Betracht kommen. Voraussetzung der Sicherstellung· 
ist dabei stets, daß bestimmte Tatsachen vorliegen, aus 
denen nach pflich tmäfügem Ermessen zu schließen is!, 
daß eine konkrete Gefahr im Sinn eines der Tatbestände 
des Abs. 1 vorliegt. Z'iff. 1 ermöglicht den Vollzug der 
präventiven Aufgabe der Polizei gegenüber den mit 
Strafe bedrohten Handlungen.· Ziff. 2 enthält die ent­
sprechende Regelung für die Verhütung verfassungs­
feindlicher Handlungen. Ziff. 3 dient dem Schutz von 
Leben und Gesundheit ünd bezieht sich auf die Entfer­
nung von gefährlichen Gegenständen, z.B. von Spreng­
körpern, in bewohnten Gebieten. Ziff. 4 betrifft z. B. 
feuergefährliche Gegenstände, die auf freiem Felde oder 
in Lagern landwirtschafi:licher Erzeugnisse oder in 
lebenswichtigen Anlagen angetroffen werden, ohne daß 
Grund für die Annahme einer mit Strafe bedrohten 
Handlung besteht. 

Abs. 2 ist eine Sonderregelung für verfossungsfeincl­
liche Handlungen. Diese sind nach der Definition des 
Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. a nicht mit Strafe bedroht. Da 
demnach eine Anwendung der Strafprozellordnung für· 
die zur Begehung der Tat verwendeten Gegenstände 
nicht in Betracht kommt, muß der Polizei hier das dem 
§ 94 StPO. entsprechende Recht gegeben werden, solche 
zu verfassungsfeindlichen Zwecken benutzten Gegen­
stände sicherzusteilen, um die Urheber der Tat ausfindig 
zu machen und an weiterer Betätigung zu hindern oder 
um Beweismittel für ein Verfahren nach § 129 a StGB. 
zu gewinnen oder auch um z. B. die Vernichtung verfas­
sungsfeindlicher Flugblätter gern. Art. 31 zu veranlassen. 

A b s. 3 enthält in einem Sonderfall eine für die 
Praxis sehr wichtige Erweiterung gegenüber Abs. 1. Er 
betrifft Personen, die von der Polizei zur Dienststelle 
verbracht (Art. 14) oder in Gewahrsam genommen 
(Art. 17-19) oder vorläufig festgenommen werden müs­
sen (§ 12? StPO.). Solchen Personen können Gegenstände 
im Sinne des Abs. 1 aJJgenommen werden, auch ohne daß 
bereits konkrete Anhaltspunkte für eine verbotene oder 
g·efährliche Handlung vorliegen. In dieser besonderen 
Situation muß bereits die abstrakte Möglichkeit einer 
verbotenen Handlung oder einer Lebens- oder Gesund­
heitsschädigung die Sicherstellung rechtfertigen. Die Vor­
schrift dient nicht nur dem Schutz der Polizei, sondern 
insoweit auch dem der betroffenen Person, als diese da­
durch davor bewahrt wird, sich selbst· Unheil zuzufügen. 

Abs. 4 beruht auf der Überlegung, daß die durch 
zwing·encle öffentliche Interessen gebotene polizeiliche 
Maßnahme den Vorrang haben muß. vor privaten Rech­
ten, sofern nicht erkennbar ein Mißverhältnis zwischen 
dem zu erwartenden Schaden und dem beabsichtigien Er­
folg besteht. Dies gilt auch, wenn der polizeiliche Zugriff 
Rechte Unbeteiligter beeinträchtigt; in diesen Fällen ge­
währt Art. 56 Abs. 2 einen Entschädigungsanspruch. 
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Zu Art. 24 

Abs. 1 dieses Artikels gibt der Polizei clie Befugnis, 
bei sicherzustellenden Geg·enstänclen, die sich im Ge­
wahrsam einer Person befinden, die Herausgabe von 
dieser zu verlangen und im Weig·erung·sfalle die Be­
schlagnahme auszusprechen. Die Bestimmung entspricht 
inhaltlich dem § 94 Abs. 2 StPO. 

Abs. 2 beruht auf der grundsätzlich verschiedenen 
Zielrichtung", die der polizeilichen Beschlagnahme gegen­
über der strafprozessualen innewohnt. Schon Art. 23 
Abs. 1 Ziff. 3 und 4 lä!H erkennen, daß es bei der polizei­
lichen Beschlagnahme nach diesem Gesetz nicht um die 
Sicherung von Beweismitteln oder der Vollstreckung illl' 
Zusammenhang mit einem Strafverfahren wie nach § 94 
Abs. 1 StPO. geht, sondern daß. sie vorbeugend - dem 
Schutz anerkannter Rechtsg·i.iter und der Gefahren­
abwehr dient. Die Notwendigkeit einer solchen präven­
tiven Beschlagnahme liegt in den Fällen des Art. 23 Abs.1 
Ziff. 1 und 2 in gleicher Weise vor; sie kann auch dann 
gegeben sein, wenn die Beschlagnahme zunächst auf 
Grund des § 94 StPO. erfolgt ist und die nur in einer 
Sollvorschrift vorgesehene richterliche Bestätigung nach 
§ 98 Abs. 2 StPO. nicht erteilt werden kann, weil die Vor­
aussetzungen des § 94 nicht oder vielleicht noch nicht 
vorgelegen haben. 

Dies gilt in jedem Falle bei verfassungsfeindlichen 
Handlungen, bei denen zunächst der Anschein bestehen 
kann, es handle sich um einen auf Grund des Straf­
rechtsänderungsgesetzes vom 31. August 1951 strafbaren 
Tatbestand, während die nähere Prüfung ergibt, daß die 
Handlung zwar unter die Tatbestände des Strafgesetz­
buches nicht eingeordnet werden kann, wohl aber unter 
Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. a und damit auch unter Art. 23 
Abs. 1 Ziff. 2 oder Abs. 2 dieses Gesetzes fällt. 

Der gleiche Grundsatz gilt aber auch bei den mit 
Strafe bedrohten Handlungen, dort allerdings nicht ohne~ 
Einschränkung. War der Richter auf Grund des § 98 

. Abs. 2 StPO. bereits mit der Sache befaßt, so soll die 
Polizei insoweit an seine Entscheidung gebunden sein, 
als sich diese auf die strafrechtliche Beurteilung des Tat­
bestandes und auf die dazu notwendige Feststellung des 
Sachverhalts bezieht (Z'iff. 1). Dies erg·ibt sich aus dem 
uneingeschränkten Vorrecht des Strafrichters zur Wiir­
digung strafrechtlicher Tatbestände, das es ausschließt, 
daß die Polizei bei gleichem Sachverhalt zu einem an­
deren strafrechtlichen Ergebnis kommt oder von der Tat .. 
sachenfeststellung, die der Richter immrhalb seiner Zu­
ständigkeit getroffen hat, abweicht. Liegt dagegen ein 
neuer Sachverhalt vor, so kann die Polizei nicht gehin­
dert sein, die polizeirechtlichen Vorschriften über die 
Sicherstellung und Beschlagnahme in vollem Unifong an­
zuwenden und damit eine Beschlagnahme neu anzuord­
nen oder zu begründen (Ziff. 2). 

Zu Art. 25 

Art. 25 regelt das V erfahren bei der Sicherstellung 
und Beschlagnahme. Insbesondere bestimmt Abs. 1 den · 
tatsächlichen Inhaber des Gegenstandes als den Adres-. 
saten der Maßnahme. Ferner wird aus rechtsstaatlichen 
Gründen die Ausstellung einer amtlichen Bescheinigung 
•oder Niederschrift an den Berechtigten, gegen den die 
·Mailnahme gerichtet wurde, gewährleistet. 

Z u A r t. 26 u n d 27 

Die Art. 26 und 27 betreffen den Vollzug i:Ier Sicher­
stellung. Nach Art. 26 sind die sichergestellten Gegen­
stände in erster Linie in amtliche Verwahrung zu neh­
men. Können sie von ihrem Orte nicht entfernt werden, 
so kommt z.B. die Anbringung eines Siegels an dem 
Gegenstand oder die Versiegelung· des Raumes, in, dem 
er sich befindet, in Betracht. Erscheint die amtliaie Ver-

.• 
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wahrung unzweckmäßig, etwa weil ein Gegenstand be­
sondere Vorsieh tsmaHregeln oder eine besondere tech­
nische Behandlung erforderlich macht oder der Berech­
tigte eine solche verlangt, so kann auch ein Drifter amt­
lich mit der Verwahrung beauftragt werden. 

A "r t. 27 gewährleistet, daH die sichergestellten 
Gegenstände in der Verwahrung keine Wertminderung 
erfahren. Ist .iedoch der Verwahrungsauftrag an einen 
Dritten auf Veranlassung eines Berechtigten ergangen, 
so muß. das Risiko der Behandlung des Gegenstandes 
durch den Dritten der Berechtigte tragen. 

Zu Art. 28 

Die Beschlagnahme stellt einen nicht unerheblichen 
Eingriff in das freie Verfügungsrecht des Eigentümers 
oder Besitzers einer Sache dar. Da bei ihr nicht wie bei 
der Gewahrsamnahme bereits die Verfassung eine zeit­
liche Grenze vorsieht, erscheint es im Interesse des 
Staatsbürgers geboten, möglichst rasch die Entscheidung 
einer Verwaltungsbehörde über die Zulässigkeit und 
Aufrechterhaltung dieser Maßnahme herbeizuführen. 
Allerdings darf dadurch die Wirksamkeit der polizei­
lichen Maßnahme nicht gefährdet werden. 

Der Entwmf sieht vor, daß die Polizei die Beschlag­
nahme innerhalb von 48 Stunden der Kreisverwaltungs­
behörde anzuzeigen hat. Dieser obliegt, in Angleichung 
an die· Bestimmung des § 98 Abs. 2 StPO., von Amts 
wegen eine Bestätigung der .Maßnahme innerhalb von 
drei Tagen. Wird die Bestätigung versagt oder innerhalb 
der Frist nicht erteilt, so tritt die Beschlagnahme außer 
Kraft. Damit wird einerseits der rasche Zugriff der Poli­
zei nicht gehindert, ande1·erseits die alsbaldige Überprü­
fung der Maßnahme sichergestellt. Die Kreisverwaltungs­
behörde erscheint hierfür als die geeignete Stelle, da ihr 
ohnehin das Weisungsrecht gegenüber der staatlichen 
(Art. 2 Abs. 3 POG.) wie gegenüber der kreisangehörigen 
gemeindlichen Polizei (Art. 14 Abs. 1 POG.) zusteht. In 
kreisfreien Städten folgt aus der vorgesehenen Regelung, 
daß die polizeiliche Beschlagnahme durch eine städtische 
Verw a 1 tun g s stelle (das Amt für öffentliche Ord­
nung) z.u bestätigen ist. 

Gegen die Bestätigung· der Beschlagnahme und die 
Beschlagnahme selbst ist einheitlich die Beschwerde und 
der weitere Rechtsweg vor den Verwaltungsgerichten zu­
lässig. Hierüber enthält Art. 52 Abs. 2 und 3 des Ent­
wurfs die nähere Regelung. 

Eine Anzeigepflicht und eine Bestätigung kommen 
nicht in Betracht, wenn die beschlagnahmten Gegen­
stände innerhalb der 48-Stunden-Frist bereits zurück­
gegeben sind oder nach den besonderen Bestimmungen 
dieses Gesetzes wegen rascher Verderblichkeit oder der 
besonderen von ihnen ausgehenden Gefahren durch die 
Polizei verwertet, unbrauchbar gemacht oder vernichtet 
werden mußt~n. In diesen Fällen besteht die Beschlag­
nahme als solche nicht mehr; soweit erforderlich, sind 
die normalen Rechtsmittel gegeben. 

Zu Art. 29 

Art. 29 regelt die Rückgabe sichergestellter Gegen­
stände. Sie muß einmal geschehen, sobald der polizei­
liche Zweck eine weitere Sicherstellung nicht mehr er­
fordert, und ist insoweit von dem hier entscheidenden 
Gesichtspunkt der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
bestimmt. Eine Erledigung des polizeilichen Zweckes 
kann auf dem Wegfall der Voraussetzungen der Sicher­
stellung gern. Art. 23 Abs. 1 oder 2 beruhen; sie kann 
sich bei Gegenständen, die zu verfassungsfeindlichen 
Handlungen verwendet wurden, auch daraus ergehen, 
daR infolge veränderter Umstände die Gefahr erneuter 
Verwendung zu solchen Handlungen nicht besteht. Im 
iibrig·en ist eine Rückgabe geboten, wenn die Kreis-

verwaltungsbehörde die Bestätigung versagt und damit 
die Voraussetzungen der Beschlag·1rnhme für nicht ge­
geben erachtet, oder wenn sie innerhalb von drei Tagen 
keine Entscheidung über die Beschlagnahme getroffen 
hat; letzteres folgt notwendig aus der Vorschrift des 

Art. 28 Satz 2. 

In der Regel werden die Gegenstände bei der Rück­
gabe an den herausgegeben,. bei dem sie sichergestellt 
worden sind, vorausgesetzt, daß er als berechtigt er­
scheint. Steht dem der polizeiliche Zweck entgeg·en, so 
kann der Gegenstand an einen anderen Berechtigten 
herausgeg·ehen werden. Insoweit handelt die Polizei nach 
pflichtg·emäßern Ermessen und auf Grnnd der Glaubhaft­
machung der Rechte der Beteilig·ten. Zur Entscheidung 
privatrechtlicher Streitigkeiten ist sie nicht berufen. 

Zu Art. 30 

Sichergestellte Gegenstände bleiben im Eigentum des 
Berechtigten; sie werden ihm nach Art. 29 zurückgegeben, 
sobald der polizeiliche Zweck die weitere Sicherstellung 
nicht mehr erfordert oder wenn die Kreisverwaltungs­
behörde eine vorgenommene Beschlagnahme nicht bestä­
tigt. LäRt der polizeiliche Zweck die Rückgabe nicht zu, 
so kann die amtliche Verwahrung nicht unbegrenzt 
dauern. Vielmehr kann aus Gründen, die in der Natur 
der Gegenstände selbst oder in der Notwendigkeit einer 
Befreiung der Polizei von allzu grollen Lasten liegen, 
eine Verwertung der Gegenstände erforderlich werden. 

· Aus ähnlichen Erwägungen wurden auf dem Gebiet 
des Wirtschaftsstraf- und des Abgabenrechts bereits Vor­
schriften über die vorzeitige Verwertnn g sichergestellter 
oder beschlagnahmter Gegenstände erlassen (§ 57 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes i. d. F. vom 25. März 1952 -
BGBl. I S.190 - in Verbindung mit § 43 des Ordnungs­
widrigkeitengesetzes vom 25. März 1952 - BGBl. I S. 177 -; 
§ 433 Abs. 2 RAbg.0.). Entsprechende Vorschriften gelten 
auch im Bereich des bürgerlichen Rechts (z. B. §§ 383 
Abs. 1, 1219 BGB.; § 373 Abs. 2 HGB.; § 930 Abs. 3 ZPO.) 
sowie für das Strafverfahren (§ 101 a StPO. in der Fas­
sung des Dritten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
4. August 1953 - BGBL I S. 735). 

Art. 30 stimmt im Grundgedanken des Verfahrens 
und zum Teil auch in der Fassung mit § 43 des Ord­
nungswidrigkeitengesetzes und mit § 101 a StPO. über­
ein. Diese Regelung erschien erforderlich, um nicht durch 
Verfahrensunterschiede auf einem in der Sache überein­
stimmenden Gebiet unnötige Rechtszersplitterung zu 
schaffen. So deckt sich Abs. 1 Ziff. 1 und 2, der die Ver­
wertung bei Gefahr des Verderbs und bei Schwierig­
keiten in der Aufbewahrung zuläßt, wörtlich mit den ge­
nannten Bestimmungen. Ziff. 3 enthält eine durch die 
Eigenart des Polizeirechts gebotene Sonderregelung für 
Gegenstände, von denen ihrer Beschaffenheit nach Ge­
fahren ausgehen. Hier muR eine unmittelbare Beseiti­
gung der Gefahr durch Verwertung, die gegebenenfalls 
zur Zerlegung oder Umwandlung des Gegenstandes 
führt, möglich sein. Ist auch eine solche nicht möglich, 
so kann die Vernkhtung oder Unbrauchbarrnachung er­
forderlich werden (vgl. Art. 31}. Abs. 1 Ziff. 4 sieht die 
Verwertung von Gegenständen, deren Rückgabe der poli­
zeiliche Zweck nicht zuläßt, ferner nach einer Frist von 
2 Jahren vor. Diese Vorschrift findet sich in den ver­
gleichbaren Vorschriften des Ordnungswidrigkeiten- und 
des StrafprozeRrechts nicht. Sie erklärt sich wiederum 
aus der Besonderheit des Polizeirechts. Während nämlich 
beim Ordnungswidrigkeiten- und StrafprozeRrecht die 
Begehung einer mit Geldbuße oder mit Strafe bedrohten 
Handlung die Sicherstellung der Gegenstände veranlaßt 
hat und mit der Entscheidung über diese Handlung, also 
innerhalb einer abzusehenden Frist, auch über die Ein­
ziehung oder Rückgabe der sichergestellten Gegenstände 



entschieden wird, handelt es sich im Bereich dieses Ge­
setzes in der Regel um präventive Sicherstellungen aus 
AnlaR einer drohenden Gefahr im Sinne des Art. 23 
Abs. 1. über deren Fortbestand entscheidet nach Er­
teilung einer etwa. notwendigen Bestätigung gemäß 
Art. 28 Satz 2 nicht mehr von Amts wegen eine richter­
liche oder Verwaltungsbehörde; vielmehr hängt die Rück­
gabe der sichergestellten Gegenstände in diesem Falle 
ausschlieL!lich von den Notwendigkeiten der öffentlichen 
Sicherheit, d. h. von dem polizeilichen Zweck ab. Dauert 
dieser zwei Jahre nach der Sicherstellung noch fort, so 
kann es der Polizei nicht zugemutet werden, den Geg·en­
stancl auf unabsehbare Zeit bei sich zu verwahren. Eine 
Verwertung, deren Erlös dem Berechtigten zusteht, ist 
dann vielmehr zur Entlastung der Polizei unvermeid­
bar. Die vorgesehene Frist von 2 Jahren erscheint im 
Hinblick auf die Interessen der Beteiligten ausreichend. 

Die gleiche Erwägung liegt der Regelung des A h s. 2 
zu Grunde, der eine Verwertung nach Ablauf von 2 Jahren 
vorsieht, wenn der polizeiliche Zweck eine weitere Sicher­
stellung an sich nicht erfordert, eine Rückg·abe aber nicht 
möglich ist, weil der Berechtigte nicht ermittelt werden 
kann. Hier kann es sich vor allem um gefundene gefähr­
liche Gegenstände sowie um Sachen handeln, die anläß­
lich der Verhütung einer Yerbotenen Handlung im Sinne 
des Art. 23 Abs. 1 Ziff. ·1 und 2 sichergestellt wurden. 

Da es sich bei der Verwertung um einen endgültigen 
EingTiff in das Eigentum handelt, soll ihre Anordnung· 
nach Ab s. 3 grundsätzlich der Verwaltungsbehörde vor­
behalten bleiben. Nur bei unmittelbar drohendem Ver­
derb oder unmittelbarer Gefahr ist hiervon eine Aus­
nahme gemacht. Die zulässigen Rechtsmittel bestimmen 
sich nach Abschnitt IV dieses Gesetzes und nach dem 
V erwal tungsgerich tsgesetz. 

Abs. 4 schreibt aus rechtsstaatlichen Gründen die 
Anhörung berechtigter Personen vor, sofern nicht der 
Zweck der Mailnahme dem entgegensteht. 

A h s. 5 regelt das Verfahren der Verwertung und 
schließt sich dabei an § 43 .des Ordnungswidrigkeiten­
gesetzes und § 101 a StPO. an. Danach sind im Regelfall 
für das Verfahren die Vorschriften der §§ 814 ff. Z'PO. 
maßgebend. Gegenstände sind grundsätzlich vom Gerichts­
vollzieher öffentlich zu versteigern. Doch kann nach § 825 
ZPO. auch eine andere Art, insbesondere der freihändige 
Verkauf, ang·eordnet werden. In den besonderen Eil- und 
Gefahrenfällen des Abs. 3 Satz 2, in denen eine vor­
herige Beteiligung der Verwaltung·sbehörde aus Zeit­
mangel nicht möglich ist, muß es der zuständigen Polizei­
dienststelle über lassen sein, die geeignete Art der Ver­
wertung nach pflichtgemäilem Ermessen zu bestimmen. 
Gegen dieAnordnu ngen der Kreisverwaltungsbehörde sind, 
ebenso wie im Falle des Abs. 3, Beschwerde und Anfech­
tungsklage nach den Bestimmungen des Verwaltungs­
gerichtsgesetzes gegeben. 

Ab s. 6 regelt die Behandlung des Erlöses. Dieser 
üitt an die Stelle der verwerteten Gegenstände und ist 
an einen Berechtigten herauszugeben, sofern der polizei­
liche Zweck nicht auch dem entgegensteht, wie z. B. bei 
Sicherstellungen nach Art. 23 Abs. 1 Ziff. 2. Liegt ein 
solcher Fall vor, so muil der Erlös bei der Polizei ver­
wahrt werden, der die Entscheidung darüber zukommt, 
wann der polizeiliche Zweck die Herausgabe an den Be­
rechtigten zuläilt. Ist der Berechtigte überhaupt nicht zu 
ermitteln oder zweifelhaft, so ist die Hinterlegung des 
Erlöses nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts 
vorgesehen. Es ist dann Sache der Beteiligten, ihre Be­
rechtigung der gerichtlichen Hinterlegungsstelle nach 
Maßgabe des § 13 der Hinterlegungsordnung vom 10. März 
193? (RGBl. I S. 285) nachzuweisen. Damit werden 
clie Ansprüche der Beteiligten gewahrt, ohne daß die 
Polizei mit wesensfremden Aufgaben belastet würde. 
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Zu Art. 31 

Diese Bestimmung betrifft Gegenstände, deren Art 
oder Beschaffenheit eine Zerlegung, Umwandlung· oder 
Verwendung zu ungefährlichen Zwecken ausschließt und 
deshalb aüch eine Verwertung unmöglich macht. Es kom­
men z. B. aufgefundene Bomben oder sonstige Spreng­
körper sowie gewisse Einbruchswerkzeuge oder unzu­
lässige Jagd- oder Fischereigeräte (§ 2? Nr. ? u. 9 des 
Bayer. Jagdgesetzes vom 15. Dezember 1949 - GVBl. 1950 

· S. 33, her. S. 48; § 19 Abs. 1 Nr. 8 u. 13 des Bundesjagd­
gesetzes vom 29. November 1952 '---- BGBl. S. ?80) in Be­
tracht. Bei diesen ist es im Hinblick auf die überwiegen­
den Interessen der öffentlichen Sicherheit nicht nur zu­
lässig, sondern geboten, sie unbrauchbar zu machen oder 
zu vernichten. Bezüglich der Frage, ob in dieser Mail­
nahme eine entschädigungspflichtige Enteignung liegt, 
wird auf Abs. 3 der Vorbemerkung· vor Art. 23 Bezug 
genommen. 

Für das Verfahren gelten die bei der Verwertung 
vorgesehenen Bestimmungen über die Anordnung der 
Mailnahme und die Anhörung Berechtigter entsprechend. 

3. Tötung von Tieren 

Zu Art. 32 

1. Die Bestimmung regelt einen Sonderfall des Ein­
griffs in das Eigentum, bei dem infolge der Unmittelbar­
keit der drohenden Gefahr eine vorherige. BesChlag­
nahme nicht möglich ist, ~ondern die Polizei sofort han­
deln muil. Abs. 1 ist im wesentlichen bereits geltendes 
Recht, da eine gleichartige Regelung im jetzigen Art. 19 
Abs. 1 PStGB. enthalten ist. Diese Bestimmung gibt der 
„Polizeibehörde" die 'Befugnis, gefährliche. Tiere töten zu 
lassen. Für unaufsChiebbare Fälle wird die Befugnis ent­
sprechend dem Grundaufbau dieses Entwurfs im vor­
liegenden Artikel .der Polizei übertragen; für Fälle, die 
Aufschub dulden, wird die Befugnis, die Tötung; anzu­
ordnen, in einem weiteren ·die Rechte der Verwaltungs­
behörden auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung regelnden Gesetz der Ven~altungsbehörde über­
tragen werden müssen. Abs. 1 in seiner vorliegenden, 
auf unaufschiebbare Fälle beschränkten Form, enthält 
dementsprechend eine gewisse Verschärfung in den Vor-

. aussetzungen gegenüber Art. 19 Abs. 2 PStGB„ der in­
soweit dann gegenstandslos wird. 

Abs. 2 erweitert die gleiche Befugnis auf Fälle, in 
denen die Gefahr nicht dem Lehen, sondern der Gesund-. 
heit oder anderen in Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. c ge­
nannten Gütern dl'Oht, sofern im Fall einer Sachgefähr­
dung der Wert des Tieres nicht außer Verhältnis zum 
Wert der gefährdeten Sache steht. 

2. Art. 32 enthält für die Polizei eine lanclesrecht­
liche Konkretisierung des hundesrechtlichen Notstands­
rechtes des § 228 BGB. Nach dieser Bestimmung hat 
.tedermann das Recht, eine fremde Sache und damit auch 
Tiere zu beschädigen und zu zerstören, um eine durch 
sie drohende Gefahr von sich oder einem anderen ab­
zuwehren, wenn die Beschädigung oder Zerstörung zur 
Abwehr der Gefahr erforderlich ist und der Schaden 
nicht auiler Verhältnis zu der Gefahr steht. Dabei ist 
die Notstandshandlung zulässig zur Abwehr von Ge­
fahren nicht nur für Leben und Gesundheit, sondern 
auch für andere geschützte Rechtsgüter wie das Eigen­
tum. Art. 32 hält sich somit im Rahmen des § 228 BGB. 

Gegen die Zulässigkeit dieser landesrechtlichen Be­
stimmung bestehen, keine Bedenken. Die angeführte 
bundesrechtliche Vorschrift enthält einen Rechtfertigungs­
grund für Handlungen, die an sich mit Strafe bedroht 
sind. Solche Rechtfertigungsgründe können sich nach 
allgemein anerkannten Rechtsgrundsätzen aus den ver­
schiedensten Gründen, wie Einwilligung oder Vertrag, 
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Amts- oder Dienstpflichle11, Gesetz oder Gewohnheits­
recht ergeben. Als Gesetz kommen Vorschriften des Straf­
rechts wie des bürgerlichen Rechts, des Bundes- wie des 
Landesrechts in Betracht. So schließt das Vorlieg·en eines 
lmndesrechtlichen Rechtfertignngsgrundes es nicht aus, 
einen zusätzlichen landesrechtlichen Grund zu schaffen, 
sofern nur hierfür eine Zuständigkeit besteht, wie sie im 
vorliegenden Fall auf dem Gebiet der öffentlichen Si­
cherheit außer Frage steht. 

Bei Art. 32 handelt es sich nicht um die Schaffung 
eines neuen, sondern um die Konkretisierung eines be­
reits bestehenden Rechtfertigungsgrundes für den beson­
deren Personenkreis der Polizei. Gegen seine Z'ulässig­
kei t können deshalb um so weniger Bedenken bestehen. 
Es ist aber aus Gründen der systematischen Zusammen­
fassung des gesamten polizeilichen Tätigkeitsrechts ge­
boten, auch diesen Fall eines polizeilichen Eingriffs im 
vorliegenden Entwurf, sei es auch nur deklura(orisch, zu 
regeln. § 228 BGB. bleibt dabei unberührt. 

3. Wegen des Eing·riffs in ·das Eigentum, der mit 
Art. 32 verbunden ist, wird auf die Vorbemerkung vor 
Art. 23 Bezug· geno1mnen. Es handelt sich auch hier um 
im1nanente Schranken des Eigentums, das so gehalten 
und benutzt werden m uR, d all es keinen anderen ge­
fährdet oder schädigt. Mißbrauch genießt k,einen Rechts­
schutz (Art. 158 BV.). 

4. Durchsuchung von Personen und Sachen, 
Betreten von Wohnungen 

Dieser Unterabschnitt regelt die Durchsuchung von 
Personen und Sa'chen nach Zulässigkeitsvoraussetzungen 
und Verfahren sowie über die Fälle der Durchsuchung 
hinaus, das Betreten von Wohnungen. Unter Sachen 
werden dabei bewegliche Sachen als auch befriedetes Be­
sitztum, Grundstiicke, Wohnungen, Geschäftsräume, ver­
standen. Die Vereinbarkeit der Bestimmungen mit Art. 13 
GG. wird im AnschluU an die einzelnen Vorschriften 
dargelegt. 

Zu Art. 33 

Art: 33 belrifft Durchsuchungen von Personen. 

1. A h s. 1 regelt die Fälle, in denen eine Durch­
suchung zum Zweck der Sicherstellung (Art. 23) erforder­
lich ist. Nachdem es Aufgabe der Polizei ist, Gegen­
stände, von deren Beschaffenheit oder Gebrauch Ge­
fahren oder Störungen drohen, sicherzustellen (vgl. Vor­
bemerkung zu Art. 23), muR ihr auch das Recht gegeben 
werden, Personen zu durchsuchen, wenn konkrete An­
haltspunkte dafür bestehen, daß. diese derartige Gegen­
stände verborgen halten. Damit wird für die vor­
heug·ende Tätigkeit der Polizei eine Vorschrift geschaffen, 
die im wesentlichen dem entspricht, was schon bisher 
aus Art. 102 AG. StPO. hergeleitet wurde und was außer­
dem für die aufklärende uhd verfolgende Tätigkeit der 
Polizei auf Grund der §§ 102 und 103 Abs. 1 StPO. be­
reits geltendes Recht ist und in ähnlicher Weise auch nach 
§ 36 Abs. 1 des Ordnungswidrigkeitengesetzes den Ver­
waltungsbehörden und in deren Auftrag der Polizei zu­
steht. Soweit dabei Sicherstellungen nach Art. 23 Abs. 1 
in Betracht kommen, ist jedoch eine Einschränkung ge­
troffen. Zur vorbeugenden Sicherstellung von Gegen­
ständen, die zur Begehung von Übertretungen verwendet 
werden sollen, wird eine Durchsuchung nicht zug·elassen. 
Damit ist im Hinblick: auf die Schwere des mit der Durch­
suchung verbundenen Eingriffs in die Persönlichkeits­
sphäre des einzelnen wieder nach dem Grundsatz der 
Verhältnismäfügkeit eine Einschränkung der zulässigen 
Verhütungsmittel vorgenommen worden. Weiter können 
mit dieser Beschränkung auch Personen durchsucht wer­
den, die in Gewahrsam genommen und vorläufig fest­
genommen werden (Art. 23 Abs. 3). Dies ist zur Ver-

meidung von Gefahren für die Polizeibeamten dringend 
erforderlich. Im übrigen kommt es für die Zulässigkeit 
der Durchsuchung nicht darauf an, oh die durchsuchte 
Person Eigentiimer des sichergestellten Gegenstandes ist, 
wenn nur Anhaltspunkte für die Auffindung eines sol­
chen Gegenstandes vorliegen. § 103 Abs. 1 StPO. ist auf 
dem gleichen Grundsatz aufgebaut. 

2. A h s. 2 bezieht sich auf Personen, die sich in einem 
bewußtlosen oder sonst willensunfähigen Zustand be" 
finden, bei denen allein eine Durchsuchung Aussicht auf 
eine Feststellung der Persönlichkeit bietet. Die Vor­
schrift dient dem Schutz solcher Personen und ermöglicht 
es der Polizei, die betreffenden nach Hause "bringen zu 
lassen oder Angehörige zu verständig·en. 

3. A h s. 3 ist eine Verfahrensvorschrift für sämtliche 
in den Abs. 1 und 2 enthaltenen Fälle der Durchsuchung 

. von Personen. Sie entspricht der durch die Verfassung 
(Art. 100 BV„ Art. 1 Abs. 1 GG.) gebotenen Achtung vor 
der Würde der menschlichen Person, in diesem Falle ins­
besondere der weiblichen Person. Sie geht in ihrem 
Schutz solcher Personen noch über § 81 d StPO. hinaus. 
Als „sonstige geeignete Frauen", die zur Durchsuchung 
zugelassen sind, kommen z. B. Krankenschwestern und 
Ärztinnen in Betracht, die ihre Berechtigung dann au~ 
dem Auftrag der Polizei herleiten. 

ZuArt.34 

Art. 34 regelt die Durchsuchung von beweglichen 
Sachen sowie von Grundstücken und H.äumen. 

1. Hier kann eine Durchsuchung zunächst wie bei 
Personen zum Zweck der Sicherstellung gern. Art. 23 
erforderlich sein. Insoweit wird auf Nr. 1 der Bemer­
kungen zu Art. 33 Bezug g·enommen. Die Einschränkung', 
die dort für Übertretungen gemacht wurde, gilt auch 
hier und findet ihren Grund vor allem in der Absicht 
einer möglichst geringen Einschränkung des Grundrechts 
der Unverletzlichkeit der Wohnung, auf das Abs. 2 noch 
besonders Bezug nimmt. 

2. Weiter kann eine Durchsuchung im Falle des~ 
Art. 18 des Ent~vurfs zum Zweck der Ergreifung von Per­
sonen geboten sein, wenn die Verhütung einer unmittel­
bar bevorstehenden mit Strafe bedrohten oder verfas­
sungsfeindlichen Handlung oder die Unterbindung einer 
solchen Handlung die Gewahrsamnahme einer Person 
erfordert. Dies kann zutreffen, wenn die Polizei eine 
Person bei der unmittelbaren Vorbereitung oder bei der 
Begehung einer solchen Handlung überrascht, in die ein 
größerer Personenkreis verwickelt ist, und die wirksame 
Verhütung oder Unterbindung der Handlung eine Auf­
klärung der gesamten Vorgänge und deshalb eine Er­
greifung der überraschten und dem Zugriff entwichenen 
Personen erfordert. · 

3. Ferner soll eine Durchsuchung in dem weiteren 
Fall einer Gewahrsamnahme auf Grund des Art. 19 des 
Entwurfs zulässig sein. Als Beispiel kommt hier die 
Suche nach einein gemeingefährlichen Geisteskranken in 
Betracht, der sich seiner vom Gericht angeordneten 
Unterbringung in einer Anstalt von vornherein durch 
Flucht entzogen hat. Auch in einem solchen Fall erfor­
dert die öffentliche Sicherheit die Durchsetzung der rich­
terlichen Anordnung; da die Durchführung dieser An­
ordnung nach Art. 9 des Verwahrungsgesetzes Aufgabe 
der KreisverwaHungshehörde ist, handelt es sich hier 
für die Polizei um eine Hilfeleistung gegenüber der Ver­
wal tungshehörcie. 

4. Abs. 2 legt erschwerende Voraussetzungen für die 
Durchsuchung· von Wohnungen, Geschäftsräumen und be­
friedetem Besitztum fest, da durch eine solche das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 106 
Abs. 3 BV„ Art. 13 Abs. 1 GG.) berührt wird, das sich 
nach herrschender Lehre auch auf Geschäftsräume und 
befriedetes Besitztum erstreckt (vgl. Bonner Kommentar, 



Anm. H 1a zu Art. 13 GG.). Nach Art. 98 Satz 2 BV. ist 
eine Einschränkung· dieses Grundrechts durch die hier 
vorg·esehenen Maß.nahmen zulässig, da sie Z)Vingenden 
Erfordernissen der öffentlichen Sicherheit entsprechen. 
Es ist aber zu berücksichtigen, daß. nach Art. 13. Abs. 2 
GG. Durchsuchungen nur durch den Richter, nur bei 
Gefahr im Verzuge auch durch die in den Gesetzen vor­
gesehenen anderen Organe angeordnet werden dürfen. 
Dieser Bestimmung· wurde dadurch Rechnung getragen, 
daß. in Abs. 2 jede Durchsuchung von 'Wohnungen, Ge­
schäftsräumen und befriedetem Besitztum davon ab­
hängig gemacht wurde, daß. „Gefahr im Verzug·e" be­
steht; in diesem Fall bedarf es dann nicht einer richter­
lichen Anordnung", vielmehr ist auch ein anderes g·esetz­
lich vorgesehenes Organ, hier die Polizei, zur Anordnung 
befugt (vg·l. Bonner Kommentar, Anm. U 2c zu Art. 13). 

Der Fall der Wiederergreifung einer aus amtlichem 
Gewahrsam entwichenen Person, der nur für die in 
Abs. :l vorgesehene Gewahrsamnahme nach Art. 19 in 
Betracht kommt, muß. als ein besonderer Fall von Eil­
bedürftigkeit, d. h. im Sinne des Art. 13 Abs. 2 GG. von 
Gefahr im Verzug, angesehen werden. Er wurde be­
sonders erwähnt, um die innerhalb des vorbeugenden 
J-landlungsbereiches der Polizei auf diesem Gebiet er­
strebte Angleichung an § 104 Abs. 1 StPO. herzustellen. 

Diese in Art. 34 Abs. 2 getroffene Regelung macht 
Sondervorscluiften über den Schutz der Wohnung zur 
Nachtzeit, wie sie in § 104 Abs. 1 StPO. enthalten sind, 
entbehrlich; denn die hier vorgesehenen Einschränkun­
gen decken sich mit denen des § 104 Abs. 1 StPO. Die 
Polizei muß. demnach die erschwerten Voraussetzungen, 
die für ihre verfolgende Tätigkeit während der Nacht­
zeit gelten, bei ihrer präventiven Tätigkeit auch wäh­
rend der Tageszeit beachten. Der Schutz der Wohnung . 
ist somit in Ad. 34 Abs. 2 gegenüber den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung insoweit verstärkt. Dies erscheint 
sinnvoll, weil die vorbeug·enden Maß.nahmen der Polizei 
sich vor allem auf Gefahren, also lediglich bevor -
stehende Handlungen, beziehen, während der Straf­
verfolgung eine bereits verwirk 1 ich t e Stönrng der 
öffentlichen Sicherheit zugrunde liegt. 

Zu Art. 35 

Diese Bestimmung enthält Verfahrensvorschriften für 
die Durchsuchung von beweglicht;!n Sachen sowie von 
W uhnungen, Gescl1äftsräumen und befriedetem Besitz­
h~m. Abs. 1 Satz 1 und 2 entspricht fast wörtlich der 
gleichartigen Regelung in § 106 StPO. Von der vorheri­
gen Bekanntgabe des Grundes der Durchsuchung muß. 
dabei abgesehen werden können, wenn Verdunkelungs­
g·efahr besteht. Die Strafprozeßordnung enihält eine 
ähnliche· Regelung", indem sie nach § 106 Abs. 2 in den 
Fällen einer Durchsuchung bei verdächtigen Personen 
(§ 102) eii1e vorherige Bekanntgabe des Durchsuchungs­
zweckes überhaupt nicht fordert. 

Abs. 2 verpflichtet die Polizei, nach Beendigung der 
Durchsuchung auf Verlangen eine entsprechende schrift­
liche Mitteilung zu machen oder wenigstens die Maß­
nahme unter Angabe von Zeit und Ort und verantwort­
licher Dienststelle in einer Weise zu bestätigen, die dem 
Betroffenen die Einleg·ung einer Beschwerde ermöglicht. 

Z' u Art. 36 

In den Fällen des Art. 34 ist in dem Recht zm Durch­
suchung· einer Wohnung das Recht zum Betreten not­
wendig eingeschlossen; insoweit gilt Art. 13 Abs. 2 GG. 
Einer besonderen Regelung· dagegen bedarf das Recht 
zum Betreten einer vVohnung zu anderen als Durch­
suchungszwecken. Inso·weit handelt es sich um einen ge­
ringeren Eingriff in das Grundrecht der Unverletzlich­
keit der Wohnung. Für diesen gilt Art. 13 Abs. 3 GG.; 
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darnach ist dieser EingTiff zur Abwehr einer gemeinen 
Gefahr oder einer Lebensgefahr für einzelne Personen, 
auf Grund Gesetzes auch zur Vel'hütung dring·encle1.· Ge­
fahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung· zu­
lässig-. Der Entwllrf trägt diesen Voraussetzungen. in 
Abs. 1 zum Teil wörtlich Rechnung; dringende Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung sind bei 
Fällen der Gefahr im Verzuge stets gegeben, sie müssen 
aber auch in den Fällen des Abs. 2, soweit sich diese 
Bestimmung auf Wohnungen im Sinne des Art. 13 GG. 
bezieht, im Hinblick auf die Gefährlichkeit und den be­
sonderen Charakter der dort genannten Personen oder 
Orte von vornherein ang·enommen werden. Die Vorschrift 
steht daher mit dem Verfassungsrecht in Einklang. 

Im einzelnen wird zu ihr bemerkt: 

1. Ein Betreten von Wohnungen gemäfl Abs. 1 des 
Entwurfs kann sowohl erforderlich werden durch Vor­
g·änge, die sich in der Wohnung selbst abspielen, als auch 
zur Vornahme von MaHnahmen, die nur von der betref­
fenden Wohmu~g aus zur Abwehr von anderen Ge­
fahren getroffen werden können. So sind Fälle des 
Abs. 1 z. B. Gas- oder VV~ assenohrbrüche sowie Brände 
(Gemeingefahr) oder ein der Polizei bekanntgewordener 
Selbstmordversuch (Lebensg·efahr) oder bewaffnete Aus­
einandersetzungen oder Zusammenkünfte von Angehöri­
gen einer verbotenen Partei, die unterbunden werden 
müssen. Der in Abs. 1 enthaltene Hinweis auf Fälle, 
die in anderen Gesetzen geregelt sind, bezieht sich z. B. 
auf die §§ 43 Abs. 2 und 19 des Zollgesetzes vo1~1 20. März 
:1939 (RGBl. I S. 529), wonach die Polizei bei füfüllung 
der Beistandspflicht,' die ihr gegenüber den Zollbehörden 
gesetzlich obliegt, im Zollgrenzbezirk ein besonderes 
Recht zum Betreten von Grundstücken hat. 

2. Abs. 2 erweitert das· polizeiliche Recht zum Be-. 
treten von Räumen für F'älle, die auch nach § 104 Abs. Z 
StPO. einem geringeren Rechtsschutz unterliegen, weil 
bei ihnen besondere Voraussetzungen gegeben sind. Bei 
Personen, die unter Polizeiaufsicht stehen, enthält be­
reits § 39 Nr. 3 StGB. die Erweiterung des Haussuchungs­
und damit auch des Betretungsrechts. Bei Räumen, die 
jedermann zugänglich sind, wie z.B. geöffnete Gast­
häuser, ist auch der Polizei gegenilber eine Einschrän­
kung nicht angebracht. Bei den übrigen in Abs. 2 näher 

bezeichneten Herbergen, Versammlungsorten oder Schlupf­
winkeln ist ein besonderer Schutz bereits durch die miß­
bräuchlich und mit der Rechtsordnung in Widerspnich 
stehende Verwendnng der Örtlichkeiten verwirkt. Bei 
ihnen muß - wie schon erwähnt - eine dringende 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit nnd Ordnung im 
Sinne des Art. 13 Abs. 3 GG. stets als gegeben ange­
sehen werden. Hier genügt es daher, daß. 'eine Notwen­
dig·keit nach Art. 5 Abs. 2 mit Art. 6 des Entwurfs 
vorliegt, um ein Betreten durch die Polizei zu recht­
fertigen. Ein Durchsuchen dieser Räume ist da­
geg·en nur unter den besonderen Voraussetzungen des 
Art. 34 zulässig. 

· Die Aufzählung der in Abs. 2 genannten Schlupfwinl(el 
schließt sich zunächst an § 104 Abs. 2 StPO. an, fügt zu­
sätzlich aber verfassungsfeindliche Bestrebungen, Schmug­
gel und Rauschgifthandel als Betätigung·en ein, die so 
sehr im Widerspruch zur Rechtsordnung· stehen und so 
gefährlich und lichtscheu sind, claH bei ihnen ein Be­
treten der als Schlupfwinkel verwendeten Räume durch 
die Polizei zulässig sein muß. Die genannten Begriffe 
sind als solche scharf abgegrenzt; den Begriff der ver­
fassungsfeindlichen Handlungen umschreibt Art. 5 Abs. 2 
Ziff. 3 Buchst. a; den des Schmuggels verwendet die 
Abgabel10rdnung in § 193 Abs. 2 und der übe1·schrift 
zu § 401 b. 

3. Ein besonderer Schutz zur Nachtzeit erübrigt sich 
auch hier, da die Vorschrift dem § 104 StPO. weitgehend 
nachgestaltet ist und somit dessen für die Nachtzeit gel-
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tende Einschrün kungen im Bereich cles vorbeugenden 
Handelns der PolizPi auch auf clie Tageszeit ausdehnt. 
Vgl. Abs. 3 der Bemerkung 4 ;r,u ArL 34. 

Zu Art. 37 

Diese Bestimmung enthält eine Sondenegelung für 
die Durchsicht von Papieren in Fällen der Durchsuchung, 
wie sie auch die Strafprozeßordnung in § 110 für erfor­
derlich erachtet hat. Sie beruht auf der Erwäg·ung, dall 
diese Maßnahme einen besonders erhebliChen Eingriff in 
die Persönlichkeitssphäre bedeutet und deshalb gegen 
den Willen des Inhabers dem Polizeibeamten nicht ge­
stattet sein soll. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 
nmß allerdings bei Durchsuchung·en nach Art. 33 Abs. 2 
gelten, die der Feststellung der Personalien dienen und 
deshalb gerade die Durchsicht der Papiere an Ort und 
Stelle unerläfüich machen. Im übrigen aber sieht Art. ?7 
vor, daß die Polizei Papiere, deren Durchsicht der In­
haber nicht genehmigt, in Besch:lag nimmt und der Kreis­
verwaltungsbehörde vorlegt. Dieser obliegt dann die 
Durchsicht im Rahmen des Bestätig·ungsverfahrens, das 
g·em. Art. 28 wie bei jeder Beschlagnahme, so auch in 
diesem Fall durchzuführen ist. LedigliCh die besondere 
in Art. 28 Satz · 1 vorgeschriebene Anzeige der Polizei 
an die Kreisverwali.ungsbehörde wird hier durch die 
Vorlage der Papiere entbehrlich. Soweit die Kreisver­
waltungsbehörde nach Durchsieht der Papiere die Vor­
aussetzungen des Art. 23 und damit die Notwendigkeit 
einer polizeilichen Sicherstellung für gegeben erachtet, 
wird sie die Beschlagnahme bestätigen. Dies wird z.B. 
bei Papieren in Betracht kommen, mit denen erkennbar 
betrügerische Handlungen begangen werden sollen oder 
die als Beweismittel für verfassungfeindliche Handlun­
gen von Bedeutung sein können. Im übrigen sind die 
Papiere gern. Art. 29 Abs. 1 durch die Polizei zurüCk­
zugeben. 

5. Anwendung unmittelbaren Zwanges 

Das Recht zur Anwendung unmittelbaren Zwanges 
durch die Polizei ist z. Z. in dem Gesetz vom 22. No­
vember 1950 (GVBL S. 239) geregelt. Wie bereits unter· 
A III 2 e der Begründung ausgeführt ist, wird diese 
Materie im Interesse einer zusammenfassenden Kodifi­
kation des gesamten Tätigkeitsreehts de~ Polizei in den 
Entwurf mit einbezogen und damit einem Vorgang ge­
folgt, der bereits beim Polizeiorganisationsgesetz zur 
Aufnahme vorweggenommener Einzelgesetze in das Ge­
samtwerk geführt hat. 

Soweit der Entwurf dabei gegenüber dem genannten 
Gesetz Abweichungen vorsieht, beruhen sie auf folgen­
den Überlegungen: 

1. Die bayerische Polizei kommt im Grenzgebiet 
häufig in die Lage, mit der Polizei anderer Länder sowie 
mit Organen des Bundes (Bundesgrenzschutz, Zollgrenz­
dienst) zusammenzuarbeiten oder zu deren Unterstützung 
tätig zu werden; sie ist hierzu durch § 43 Abs. 1 des Z'oll­
gesetzes vom 20. März 1939 (H.GBL I S. 529) verpflichtet. 
Außerdem sieht Art. 91 GG. bei besonderen Gefahren­
lagen einen gemeinsamen Einsatz der Polizei verschie­
dener Länder vor. Im HinbliCk auf diese Fälle ist es eine 
unausweichliche Notwendigkeit, das Waffengebrauchs­
recht der Polizei der verschiedenen Länder und der 
Bundesorgane soweit wie nur irgend möglich in Über­
einstimmung zu bringen, da jeder gemeinsame Einsatz 
und jedes Zusammenwirken auf unüberwindliche Schwie­
rigkeiten trifft, wenn die verschiedenen Beamten im 
Einzelfall verschiedenen Zwangsanwendungsvorschriften 
unterliegen. Der Entwurf beruht daher in den Vor­
schriften dieses Unterabsehnittes auf dem Bestreben, 
unter Berücksichtigung aller bestehenden Ländervor­
schriften vor allem mit der Dienstanweisung des Bundes­
ministers des Innern über die ~nwendung unmittelbaren 

Zwanges durch BundesgTenzschutzbeamte vom 26. Juli 
1?52, de1: offensichtlich in erheblichem Umfang das baye­
rische Gesetz vom 22. November 19:50 zugrunde lieg·i, 
zu einer möglichst weitgehenden Übereinstimmung zu 
gelangen, ohne daH dabei Besonderheiten, die sich etwa 
aus den Verhältnissen in den bayerischen Bergen er­
g·eben, unbeachtet geblieben wären. 

2. Ein weiterer Gesichtspunkt, der bei der Neu­
fassung des Rechts des unmittelbaren Zwanges Berück­
sichtigung forderte, war das Gebot, die Vorschriften, die 
für die tägliche Dienstausübung durch die Polizei­
beamten von grundlegender Bedeutung· sind, aber auch 
den Freiheitsbereich des Staatsbürgers besonders ein­
schneidend berühren, so einfach und übersichtlich wie 
möglich zu gestalten. Je komplizierter die Vorschriften 
sind und je schwieriger ihre Anwendung· ist, um so 
größer wird die Gefahr, daH der Polizeibeamte sich in 
ihnen nicht zurechtfindet und in einer bedrängten Si­
tuation, ohne es zu wollen, gegen sie verstöfü. Es beruht 
u. a. auf dieser Überlegung, wenn in dem vorliegenden 
Entwurf davon abgesehen wurde, die bisherigen Sonder­
vorschriften für die Anwendung von Hieb- und Stoß­
waffen zu übernehmen, die den Vorschriften über die 
Anwendung von Schußwaffen nachgestaltet waren, aber 
einen weiteren Spielraum als diese lie1len und gerade 
dadurch Verwirrung und Verwechslung leicht machten. 
Es kommt hinzu, daß die Mehrzahl der anderen Bundes­
länder und der Bund keine Sondervorschriften für die 
Anwendung von Hieb- und Stoßwaffen kennen, so daH 
auch aus Gründen der Vereinheitlichung ein Wegfall 
dieser Bestimmungen geboten erscheint. Ein solcher muH 
auch als vertretbar angesehen werden, wenn man be­
l'i.icksich tigt, daß der Entwurf mit Nachdruck vorschreibt, 
daß unmittelbarer Zwang in jedem Fall nur als letztes 
Mittel in BetraCht kommt, und damit dessen Anwendung 
von vorherein soweit einschränkt, wie es mit den poli­
zeilichen Notwendigkeiten noeh vereinbai· ist. 

Durch die Bestimmungen dieses Unterabschnitts 
werden die Grundrechte der körperlichen Unversehrt­
heit und des Eigentums (Art. 101, 103 BV.; Art. 2 Abs. 2, 
Art. 14 GG.) eingeschränkt. Nach den Bestimmungen der 
bayerischen Verfassung ist dies wie bei allen einschlä­
gigen Vorschriften des Entwurfs zulässig, da ein zwin­
gendes Erfordernis der öffentlichen Sicherheit gegeben 
ist (Art. 98 Satz 2 BV.). Auch der im Grundgesetz vor­
geschriebenen Voraussetzung eines förmlichen Gesetzes 
ist entsprochen. 

Zu Art. 38 

Abs. 1 enthält eine logisch und sprachlich schärfere 
Fassung des Art. 2 des früheren Gesetzes, ohne eine 
inhaltliche Änderung· zu bringen. Die einfache körper­
liche Gewalt umfaHt jede kÖl'perliche Einwirkung auf 
Personen oder Sachen ohne Anwendung von sachlichen 
Hilfsmitteln, wie z. B. Handauflegen, Wegführen einer 
Person am Arm, Wegtragen einer Sache, auch Polizei­
griffe und Boxen. Welche Mittel (im Sinne von saChlichen 
Hilfsmitteln) die Polizei zur Einwirkung auf Personen 
oder Saehen anwenden darf, bestimmt das Staatsministe­
rium des Innern, dem dieses Recht in Art. 75 Abs. 2 des 
Polizeiorganisationsgesetzes übertragen ist; hierunter 
fallen auCh die von der Polizei verwendeten Waffen. Als 
Waffen kommen in Betracht: Hieb-, Stoß- und Schuß­
waffen (zu deren Begriff vergleiche § 1 Abs. 1 und 2 
des Waffengesetzes vom 8. März 1938, RGBI. 1 S. 265); als 
sonstige Mittel: Fesseln, Wasserwerfer, Tränengas, 
Diensthunde oder Dienstpferde. 

Abs. 2 stellt von vornherein klar, daß für den Ge­
brauch von Schu1lwaffen Sonderbestimrnung·en gelten, die 
in den Art. 42 bis 44 enthalten sind. Das gleiche er­
schien erforderlich für die Fesselung von Personen, die 
eine so fühlbare und schwerwieg·ende Art des unmittel­
baren Zwanges .darstellt, dall sie nnr unter hesoncle1'c11 
Vornussetz1mg·er1 (Art. 41) zulässig· sein soll. 



Zu Art. '.'59 

Ab~ .. 1 die::;er Hestimmirng· e1d::;1Jridil <lern Arl. 3 
Abs. 1 des früheren Gesetzes und legt den bereits er­
wähnten GrundsatZ fest, daR unmittelbarer Zwang zur 
Durchsetzung polizeilicher MaRnahmen nur als letztes 
Mittel in Betracht kommt. Zunächst ist daher gTundsätz­
lich von unmittelbarem Zwang abzusehen. Nur wenn sich 
mildere Mittel des polizeilichen Einwirkens bereits als 
unzulänglich erwiesen haben oder wenn nach dem natiir­
lichen Ablauf der Ding·e, soweit er objektiv und sub­
jektiv voraussehbar ist, das polizeiliche Ziel nur mit 
kfüperlicher oder mit W affeng·ewaH oder anderen Mit­
teln erreicht werden kann, darf zu diesen gegriffen 
werden. 

Ab s. 2 tritt an die Stelle der Abs. 2 bis 4 des Art. 3 
des früheren Gesetzes. An sich g·ilt der Grundsatz der 
Verhältnismäfügkeit (Art. 8), auf den liier hingewiesen 
wird, ohnehin für sämtliche Maßnahmen, die die Polizei· 
auf Grund dieses Entwurfs trifft, so dail es einer Wieder­
holung streng genommen nicht bedurft hätte. Es erschien 
jedoch in Anbetracht der besonders schwerwieg·enden 
Eingriffe, die dieser Unterabschnitt vorsieht, angebrachr, 
diesen Grundsatz der Polizei noch einmal besonders in 
Erinnerung zu bringen. 

DaR die Vorschriften über Notwehr und Notstand 
uuberührt 'bleiben (Abs. 3), erg'ibt sich schon daraus, 
daR sie als Bundesrecht (§§ 53, 54 StGB., §§ 227, 228, 904 
BGB.) den Vorrang vor dem Landrecht haben (Art. 31 
GG.). Dies schliefü jedoch nicht aus, dail mit den vor­
liegenden Bestimmungen weitere landesrechtliche Recht­
fertig·ungsgründe geschaffen werden, wie bereits in der 
Bemerkung 2 Abs. 2 zu Art. 32 näher nachgewiesen ist. 

Eine in einem anderen Gesetz enthaltene Bestim­
mung über die Anwendung unmittelbaren Zwanges 
durch die Polizei (Abs. 3 Satz 2) ist z. B. § 81 e Abs. 4 
StPO„ wonach der Richter die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges zur körperlichen Untersuchung von Zeugen an­
ordnen kann. 

Zu Art. 40 

Diese Bestimmung schreibt eine unmittelbar vorher­
gehende Androhung der Zwangsanwendung aus rechts­
staatlichen Gründen für alle Fälle vor und geht damit 
über das Gesetz vom 22. November 1950 noch hinaus, 
das eine solche Androhung nur heim SchuRwaffen­
gebrauch. ausdrücklich vorschrieb. Für diesen enthält der 
vorliegende Entwurf in Art. 42 Abs. 1 eine Sonder­
regelung·. Da jedoch der Zwang zur vorherigeff An­
drohung in Fällen besonderer Gefahr oder Eile den 
Zweck der polizeilichen Mailnahme in Frage stellen 
kann, ist die Androhung nur dann geboten, wenn die 
Umstände sie zulassen. · 

Zu Art. 4i 

Art. 41 enthält eine Sonderregelung über die Fes­
selung. Diese stellt ein Mittel dar, auf das in der poli­
zeilichen Praxis zum Schutz der Polizeibeamten wie auch 
zur Verhinderung von Fluchtversuchen und zum Schutz 
festgenommener Personen selbst nicht verzichtet wer­
den kann. 

Ziff. 1 läfü demgemäR die Fesselung bei Personen zu, 
die sich in polizeilichem Gewahrsam befinden, wenn ihre 
besondere Gefährlichkeit dies erfordert oder wenn ihre 
Widersetzlichkeit gegen die polizeilichen Anordnungen 
und MaRnahmen innerhalb des Gewahrsams nur so ge-

. hrochen werden kann. 
Ziff. 2 sieht die Fesselung als eine MaRnahme vor, 

mit der Fluchtverdächtige festgehalten werden können. 
Die Gefahr weiterer Fluchtversuehe muil dabei vor. 
allem auch angenommen werden, sobald eine Person 
einen Fluchtversuch unternimmt. 
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Ziff. 3 dient clem Schutz der in Gewahrsam genom-
111c11en Persoli selbst, vor allem in den Fällen des Art. .17, 
Abs. t Ziff. 2. . . 

Zu Art. 42 

Mit Al't. 42 beginnen die besonderen Bestimmungen 
für den .SchuHwafieng·ebrauch. Diese Vorschrift enthält 
zunächst die erschöpfende Aufzählung· der Fälle, in denen 
die Anwendung· von SchuHwalfon zulässig ist. Sie stimmt 
in allem Wesentlichen mit Art. 5 Abs. 1 und 5 des frü­
heren Gesetzes überein, ist aber im lnteresse größerel' 
Einprägsamkeit in einzelnen ·Ziffern noch stärker ge­
gliedert. Änderungen sind in folgenden Punkten vor­
genommen: 

1. In Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
Bundes und de1· anderen Länder soll es in A h s. 1 
Z i f L 1 und 2 nicht darauf ankommen, ob es sich bei 
der Handlung, die verhütet oder unte1·bunden oder 
deren Täter angehalten werden mull, objektiv um ein· 
Verbrechen handelt; diese Frage kann in vielen Fällen 
erst durch nachträgliche Beurteilung bei voller Kenntnis 
allßl' in Betracht kommenden objektiven und auch sub­
jektiven Tatumstände mit Gewiliheit beantwortet wer~ 
den. Für die Polizei, die zum sofo1·tigen Handeln· ge­
zwungen ist, muH es genügen, daH sich die Tat nach 
den erkennbaren Umständen für ihr pflichtgemäHes Er­
messen subjektiv als Verbrechen darstellt. 

Einern dringenden Sicherheitsbedürfnis entsprechend 
wurden in diesen Ziffern ferner den V erbrechen g·leich­
gestell t Straftaten, die unter Anwendung von .Schull­
waffen oder Sprengstoffen begangen werden. 

2. In Z' i ff. 4 wmde das Recht zum Schuilwaffen­
gebrauch erweitert gegen Personen, die sich zur .Ver­
hüllung einer Gefängnisstrafe oder wegen der Begehung 
oder des dringenden Verdachts eines Vergehens in be­
hördlichem Gewahrsam befinden. Dies sieht in Überein­
stimmung· m~t der vom Bund und von anderen Ländern 
getroffenen Regelung. 

3. In Z i ff. 3 wurden die früher an dieser Stelle 
aufgeführten Fälle des Fischfrevels unter Anwendung 
von SchuRwaffen oder SpJ,"engstoffen im Hinblick auf die 
Erweiterung der Ziff. 2 gestrichen. Das gleiche gilt von 
der früher vorg:esehenen Einschränkung, daR es sich um 
eine Flucht „vom Tatort" handeln müsse; diese Ein­
schränkung erschi'en sachlich nicht gerechtfertigt. Die Er­
wähnung des gleichfalls früher an dieser Stelle genann­
ten Schmuggels wurde schlieRlich durch die Einfügung· 
des neuen Abs. 2 gegenstandslos. 

4. Ziff. 5 des früheren Art. 5 .erschien entbehrlich und 
wurde wegg·elassen, nachdem eine nochmalige Überprü­
fung· der reichsgerichtlichen Rechtsprechung und der 
Rechtslehre zu § 53 StGB. erg·ab, daR bereits ein un­
mittelbar bevorstehender Angriff, der eine gegenwärtige 
Bedrohung für Leib oder Leben schafft, zur Notwehr 
und Nothilfe b~rechtigt· (vf:\'l. Schwarz, Anm. 1B; Schänke, 
Anm. II 3a zu § 53 StGB.). 

5. A h s. 2 enthält eine Neuregelung. Er gibt den 
mit der Überwachung und dem polizeilichen Schutz der 
Landesgrenzen beauftragten. Dienstkräften der Polizei 
(Art. 2 Abs. 1 Ziff. 6 und Ari. 34 POG.) im Zoll- und 
Zonengrenzbezirk die gleichen Befugnisse, die den Or­
ganen des Bundes zustehen. Die Regelung ist somit auf 
einen genau umschriebenen Personenkreis beschränkt. 
Sie ist im Hinblick auf die vielfach notwendige Zu­
sammenarbeit zwischen den betreffenden Stellen uner­
läillich . 

Zu Art. 43 

Während Art. 42 die Fälle erschöpfend aufzählt, in 
denen ein SchuRwaffengebrauch zulässig ist, regelt 
Art. 43, unter welchen Voraussetzungen in diesen Fällen 
von de; Waffe Gebrauch gemad1t werden darf, mit wel-
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ehern Ziel und Wie lange. Es handelt sich um Sonder­
. regelungen für den Schußwaffengebrauch, die in Art. 38 
Abs. 2 Satz 1 vorbehalten wurden. 

Abs. 1 Satz 1 ist der Dienstanweisung· für den 
Bundesgrenzschutz entnommen und betont, daß die 
Schuilwaffe das letzte polizeiliche Zwangsmittel ist. Satz 2 
entspricht dem Art. 5 Abs .. 2 des bisherigen Gesetzes und 
bestimmt, dail die Erreichung des polizeilichen Zweckes 
zunächst durch eine Waffenwirkung gegen Sachen zu 
versuchen ist, sofern eine sol'che überhaupt in Betracht 
kommt. Im übrigen g·elten für den Waffengebrauch 
gegen Sachen die gleichen Voraussetzungen wie gegen 
Personen; er ist nur in den Fällen des Art. 42 zulässig. 

Hat es sich schon bei Abs. 1 um Folgerungen aus 
dem Grundsatz der Verhältnismäfügkeit (Art. 8) ge­
handelt, so gilt das gleiche von der ersten Hälfte des 
Abs. 2 (vgl. Art. 8 Abs. 2}. Dieser bestimmt im weiteren, 
daH bei Gefährdung Dritter von der Schußwaffe grund­
sätzlich kein Gebrauch gemacht werden darf. Nur wenn 
eine solche Gefährdung bei dem nicht vermeidbaren 
Eiiischreiten gegen Menschenansammlungen zwangsläufig 
eintritt, muß sie unter Umständen in Kauf genommen 
werden. Aber auch in diesem Falle darf selbstverständ­
lich die durch den Waffengebrauch eintretende Gefähr­
dung· Dritter in keinem MiHverhältnis zu dem angestreb­
ten Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
stehen. Die Vorschrift entspricht dem bisherigen Art. 5 
Abs. 3. 

Die A h s. 3 und 4 setzen dem Schußwaffengebrauch 
Gl'enzen, die sich wiedernm aus dem Grundsatz der Ver­
hältnismäfügkeit ergehen (vgl. Art. 8 Abs. 3). Insbeson­
dere verbietet Abs. 3 jede Überschreitung dessen, was 
für den Zweck der. polizeilichen Maßnahme, der in der 
Abwehr oder Anhaltung· liegt, erforderlich ist. 

ZnArt.44 

Art. 44 regelt die Androhung des SchuHwaffen­
gebrauchs in Übereinstimmung mit der bisherigen Rechts­
lage. Lediglich beim Einschreiten gegen Ansammlungen 
wurden die Anforderungen verschärft, weil bei dem 
Lärm und Tumult, der in diesem Fall in der Regel 
herrscht, ein WarnschuH allzu leicht unbeachtet bleiben 
kann; hier sollen deshalb mindestens zwei Warnschüsse 
abgegeben werden. Eine Gefährdung de~ Sicherheit der 
Polizeibeamten ist dabei deshalb nicht zu befürchten, 
weil es in diesem FaUe stets mehrere Beamte sein wer­
den, die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Orcl­
nung eingesetzt sind. 

6. Gehiihrenpflichtige Verwarnunge11 

Zu Art. 45 

In Art. 45 wird aus dem schon mehrfach erwähnten 
Grund einer einheitlichen Kodifikation des polizeilichen 
Tätigkeitsrechts die Regelung des Gesetzes über ge­
hührenpflichtige Verwarnungen durch die Polizei vom 
?. März 1952 (GVBl. S. 99) in den Entwurf eingefüg·t. 
Es handelt sich somit um bereits· geltendes Recht. 

Die gebührenpflichtige Verwarnung ist in der Hand 
der Polizei eine MaHnahme, für die ein besonderes Be­
dürfnis besteht und die sich seit ihrer Wiedereinführung 
erneut sehr bewährt hat. Sie ko1I).mt in den Fällen in 
Betracht, in denen die Verfolgung einer mit Strafe be­
drohten Handlung auf Grund des ~ 153 Abs. 1 StPO. 
infolge der Geringfügigkeit der Tat nicht zuHissig ist, 
aber aus vorbeugenden Gründen eine nachdrüddiche 
Verwarnung des Täters, die ih11 von weiteren gleich­
artigen Straftaten ahhalten soll, geboten erscheint. 

A h s. 1 stimmt mit Art. 1 Abs. 1 des genannten Ge­
setzes fast völlig überein. Eine sachliche Abw:.eichung 
lieg;t nur insofern vor, als von dem Erfordernis ab-

g·esehen wurde, daß die verwarnenden Polizeidienst­
kräfte in Dienstkleidung sein mi.i ssen. Diese Änderung 
wurde vorgenommen, nachdem der durch das Gesetz zur 
Sicherung des Straßenverkehrs vom 19. Dezember 1952 
(BGBl. I S. 832} eingefügte § 22 des Straßenverkehrs­
gesetzes vom 19. Dezember 1952 (BGBL 1 S. 83?), der nun­
mehr die gebührenpflichtigen Verwarnungen durch die 
Polizei auf dem Gebiete des, Verkehrswesens regelt, es 
zuläHt, daH der verwarnende Polizeibeamte sich nicht 
nur durch seine Dienstkleidung, sondern auch „auf 
andere Weise" ausweist. Eine Übereinstimmung zwischen 
dem Bundesrecht und dem bayerischen Rech{ auf dem 
Gebiet der polizeilichen gebührenpflichtigen Verwarnung 
erscheint dringend geboten. Nachdem es aber eine Selbst­
verständlichkeit ist, dail ein im Außendienst tätiger 
Polizeibeamter seinen Dienstausweis mit sich führt und, 
wenn er nicht in Dienstkleidung ist, bei einer Amts­
handlung· vorweist, erschien als das einfachste und zu­
gleich mit der bundesgesetzlichen Regelung überein­
stimmende Verfahren, die Worte „in Dienstkleidung" 
ersatzlos zu streichen. 

Das Wort „Beamte" in Art. 1 Abs. 1 des bisherigen 
Gesetzes wurde in „Dienstkräfte" geändert. Dies ge­
schah, weil das POG. gnmdsätzlich von Dienstkräften 
spricht, und. dient der Herbeiführung· einer einheitlichen 
Gesetzessp1:ache 'auf dem Gebiet des Polizeirechts. Da 
nach Art. 3 Abs. 1 POG. als Dienstkräfte des ständigen 
polizeilichen Vollzugsdienstes nur Beamte und nach MaH­
gabe der Ausführungsvorschriften Beamtenanwärter ver­
wendet werden dürfen, hat die 1'\.ndernng nur geringe 
snchlirhe Bedeutung. 

In Abs. 2 ·wurde in übereinstinunung mit § 22 des 
StraHenverkehrsgesetzes auch eine Belehrung des Täters 
über sein Recht, die Annahme der Verwarnung zu ver­
weigern eingefügt. Im übrigen hat sich an dem Inhalt 
der Vorschrift nichts geändert. 

Die Abs. 3 bis 5 stimmen mit den Absätzen 3 bis 5 
des Verwarnungsgesetzes wörtlich überein. 

AJ1schnitt IV: Rechtsbehelfe 

Ein Akt, durch den ein Organ eines mit öffentlicher 
Gewalt ausgestatteten Verwaltungsträgers diese Gewalt 
unmittelbar g·eg'enüber einer bestimmten Person oder 
einer bestimmten oder doch jeweils bestimmbaren Per­
sonenmehrheit in rechtserheblicher Weise betätigt, ist 
ein Verwaltungsakt (vgl. Berner in Mang, Verwaltungs­
recht in Bay~rn, Band I S. 103). Darnach sind alle An­
ordnungen und sonstigen Mailnahmen der Polizei, die 
die Rechtssphäre natürlicher oder juristischer Personen 
berühren, Verwaltungsakte. Im Rechtsstaat brauchen 
auch Verwaltungsakte der Polizei nicht widerspruchslos 
hingenommen zu we1'den. Sie unterliegen vielmehr 
ebenso wie alle anderen Verwaltungsakte einer Kon­
trolle. Diese wird entsprechend dem Aufbau der Polizei 
und dem Grundsatz der über- und Unterordnung, der 
die gesamte Verwaltung beherrscht, im reinen Verwal­
tungsverfahren und durch die Verwaltungsgerichtsbar­
keit ausgeübt. Hierbei sind zwei verschiedene Arten von 
Rechtsbehelfen zu unterscheiden, nämlich formlose Rechts­
behelfe einerseits und förmliche Rechtsbehelfe, auch 
Hechtsmittel genannt, andererseits. 

1. Als formlose Rechtsbehelfe kommen auch 
gegen Mailnahmen der Polizei in Betracht die Geg'envor­
stellung, die Aufsichtsbeschwerde und die Dienstauf­
sichtsbeschwerde. 

a) D i, e G e g e n v o r s t e 11 u n g : Sie kann, wenn 
dies auch im Gesetz nicht ausdrücklich g·esagt ist, auch 
gegen Maßnahmen der Polizei erhoben werden, und zwar 
bei dem Polizeiheamten oder der Polizeidienststelle, der 
oder die eine vel'meintliche fehlerhafte Maßnahme ge-



troffen hat. Die Gegenvorstellung bezweckt die Auf­
hebung oder Rückgängigmachung der Polizeimaßnahme, 
soweit dies nach der Natur der Sache überhaupt möglich 
ist, durch den Polizeibeamten oder die Polizeidienststelle, 
der oder die die Maßnahme getroffen hat. 

b) Die Aufsichts beschwer de: Sie bezweckt 
eine Aufhebung oder Abänderung der Polizeimaßnahme 
durch die Aufsichtsbehörde (Art. 54). Dabei kann auch 
eine Abänderung der getroffenen Entscheidung oder 
Maßnahme aus Gründen des Verwaltungsermessens an­
geregt werden, wenn nicht die Aufsichtsbehörde auf die 
Rechts- und Pflichtenaufsicht beschränkt ist, wie z. B. 
geg·enüber den Gemeinden bei Maflnahmen der Ge­
meindepolizeien. 

c) D i e D i e n s t a u f s i c h t s b e s c h w e r d e : Sie 
unterscheidet sich von der Aufsichtsbeschwerde dadurch, 
daß sie sich nicht gegen den sachlichen Inhalt einer An- · 
ordnung oder sonstigen Maßnahme, sondern gegen die 
Person desjenigen richtet, der die Anordnung oder 
sonstige Maßnahmen getroffen hat. Mit ihr wird das Ver­
halten eines Beamten bei der Durchführung einer Maß­
nahme beanstandet. Sie will beim Dienstvorgesetzten des 
Polizeibeamten ·eine dienstaufsichtliche überprüfun g 
seines Verhaltens erreichen (Art. 55). 

Diesen 3 formlosen Rechtsbehelfen ist gemeinsam, 
daß sie ohne Bindung an eine Frist oder Form von 
jedem Staatsbürger, auch einem nicht bete i 1 i g t e n , 

. eingebracht werden können. Hierbei ist allerdings Vor- . 
aussetzung, daH dies nicht zu einer vorsätzlichen Störung 
einer Amtshandlung führt (vgl. §. 164 StPO., Art. 7 AG. 
StPO.). Die genannten Rechtsbehelfe können auch wieder­
holt und nach erfolglosem Abschlufl eines förmlichen Be­
schwerde- oder verwaltungsgerichtlichen Verfahrens ein­
gelegt werden. Allerdings gföt es bei allen diesen Rechts­
behelfen keinen Anspruch des Gesuchstellers auf Ent-
scheidung. · 

. 2. Der Gesetzentwurf sieht jedoch auch ein .f ö r m -
1 ich es Beschwerdeverfahren vor, das dann auch als 

· Vorverfahren eines sich anschlieflenden verwaltungs­
gerich tlichen Verfahrens in Frage kommen kann (Art. 46 
bis 50 des Entwurfs, § 48 Abs. 2 VGG. mit § 6a A V. VGG.). 

Zu Art. 46 

Dieser Artikel legt die Voraussetzungen fest, unter 
denen gegen Anordnungen oder sonstige Maßnahmen 
der Polizei eine förmliche Beschwerde eingelegt wer­
den kann. 

1. Darnach. sind in Anlehnung an den in § 35 VGG. 
für die Zulässigkeit der Anfechtungsklage ausg·espro~ 
'chenen Grundsatz alle Maflnahmen der Polizei be~ 
schwerdefähig-, durch die sich eine natürliche oder juri­
stische Person in ihrem Recht verletzt glaubt. Für die 
Zulässigkeit einer Beschwerde kommt es also nicht dar­
auf an, ob der Beschwerdeführer durch einen Verwal­
tungsakt der Polizei objektiv beschwert ist, ob also 
de facto und de iure in irgendeiner Form in seine subjek­
tiven (öffentlichen oder privaten) Rechte eingegriffen 
worden ist, sondern allein darauf, ob er glaubt und dem­
gemäß behauptet, daß dies geschehen sei. 

Ein Erfolg muH allerdings von vornherein den Be­
schwerden gegen die Verwaltungsakte der Polizei ver­
sagt bleibe~1, die keine oder doch keine selbständige Be­
schwerde enthalten können. Dies gilt z. B. dann, wenn 
die Polizei lediglich auf ein bestehendes gesetzliches Ver­
bot hinweist, z. B. wenn sie den Besucher eines Licht­
spieltheaters darauf aufmerksam macht, daß imZuschauer­
raum nicht geraucht werden darf (§ 33 LiVO:-j, oder 
wenn sie Gäste, die nach Eintritt der Sperrstunde trotz 
Abmahnung durch den Lokalinhaber noch in einer Gast­
stätte verweilen, zum Verlassen des Lokals auffordert 
(§ 29 Nr. 6 Gaststättengesetz). Das gleiche gilt für den 
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Hinweis .auf Verbote, die durch Allgemein- oder Einzel­
verfügungen der zuständigen Verwaltungsbehörden fest­
g·eleg·t wurden. Beispiel: Ein Polizeibeamter untersagt 
einem Kraftfahrer die Einfahrt in eine Straße, die durch 
ein entsprechendes, nach den Bestimmungen der StVO. 
aufg·estelltes Verkehrszeichen gekennzeichnet ist, oder 
die Polizei verlangt von einer unter Polizeiaufsicht ste­
henden Person die Einhaltung· der ihr auferlegten Auf­
enthaltsbeschränkungen. 

Wenn jedoch die Polizei in den angeführten Fällen sich 
nicht darauf beschränkt, ledig·lich auf die. durch gesetz­
liche Vorschrift oder durch Verwaltung·sakt festgelegten. 
Verbote hinzuweisen, sondern die Verbote durch unmittel:. 
baren Zwang durchzusetzen sucht, so sfnd diese Zwangs­
maßnahmen Verwaltungsakte, deren Begri.indetheit nicht 
allein aus dem Gesetzesbefehl oder einer zu vollziehen­
den Verfügung· der Verwaltungsbehörde abgeleitet wer­
den. kann, sondern von weiteren, für diese Maßnahmen 
beso11ders vorgeschriebenen Voraussetzungen ahhäng·ig 
ist. Hier erfordert also· die Frage der Begründetheit der 
Beschwerde die vorherige entsprechende Prüfung aller 
dieser besonderen Voraussetzungen. Eine Abweisung der 
Beschwerde a limine ist hier nicht möglich. 

2. Art. 46 räumt das Beschwerderecht gegen Maß­
nahmen der Polizei „nach den folgenden Vorsclnifteu" 
ein. Einige dieser Vorschriften, nämlich die Art. 51 
und 52, schließen ·aber für gewi~se Verwaltungsakte der 
Polizei den Beschwerdeweg· nach ·diesem Gesetz aus. Im 
einzelnen wird auf die Erläuterungen zu den Ad. 5t 
und 52 verwiesen. 

Zu Art. 47 

Abs. 1 entspricht im wesentlicl1en den einschlägigen 
Bestimmungen des VGG. (vgl. § 48 Abs. 2 · VGG. mit 
Art. 6 a Abs. 2 Satz 2 der Ausführung·sve1<ordnung zum 
VGG., §§ 48 Abs. 3 mit 39 VGG.) . 

Abs. 2 liringt eine Ergänzung der Vorschriften in 
Abs. 1 insofern, als die Beschwerdefrist auch dann als 
gewahrt gilt, wenn die _Beschwerde rechtzeitig, d. h. 
binnen 2 Wochen, bei der Beschwerdebehörde oder bei 
der Polizeidienststelle, in deren Bereich die anzufech­
tende Maßnahme getroffen wurde, eing·elegt wird. 

In Abs. 3 handelt es sich um eine Abweichung· von 
dem in § 32 · VGG. ausgesprochenen Grundsatz, wonach 
alle Verwaltungsakte mit einer Rech tsmi ttelhelehrung 
versehen sein müssen, wenn die Rechtsmittelfrist zu 
laufen beginnen soll. Diese in Abs. 3 vorgesehene Aus­

. nahme ist jedoch für Maß.nahmen der Polizei, die nur 
mündlich, durch Zeichen oder durch unmittelbares Tätig­
werden getroffen werden, wohl kaum zu entbehren, soll 
nicht ein die Rechtssichei-heit gefährdender Schwebe­
zustand ein treten. 

Zu Art. 48 

Die förmliche Bescl1werde bringt den Streitg·egen­
stan·d als ganzes vor die Beschwerdeinstanz, die berech­
tigt und verpflichtet ist, ihn hinsicht1icl1 aller Recl1ts- und 
Ermessensfragen zu überprüfen (Devolutiveffekt). ·An 
diesem Grundsatz ändert Art. 48 an sich nichts. Satz J 
dieses Artikels soll lediglich überJlüssig·e Beschwerden 
vermeiden helfen; es geschieht dies aus der überleg;ung 
heraus, daß. die Maflnahmen, gegen die sich eine Be~ 
schwerde richtet, im allgemeinen von einem einzelnen 
Polizeibeamten ausgegangen sein werden und daß. man 
deshalb im Bereich der staatlichen Polizei auch noch der 
Dienststelle, der der betreffende Polizeibeamte angehört, 
im Bereich der Gemeindepolizei dem Gemeinderat, Ge­
legenheit geben muß, die Rechtslage zu prüfen und ge­
gebenenfalls der Beschwerde, soweit dies rechtlich be­
gründet und tatsächlich möglich ist, abzuhelfen. 
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Zu Art. 49 

Die~er Artikel bringt gegenüber § 51 VGG. eine 
Sonderregelung-, deren Notwendigkeit darauf beruht, 
daß Polizeimaßnahmen der Aufrechterhaltung der öffent­
lichen Sicherheit und Ordnung, also dem öffentlichen In­
teresse, dienen und, wenn sie in die Rechte Dritter ein­
greifen, nach Art. 7 ohnehin nur dann getroffen werden 
dürfen, wenn sie unaufschiebbar sind. Es handelt sich 
also hier um Fälle, bei denen eine aufschiebende Wir­
kung der Beschwerde verhängnisvolle Folgen für die 
Allgemeinheit haben könnte; infolgedessen muß hier das 
Schutzinteresse des einzelnen gegenüber dem Schutz­
bedürfnis der Allgemeinheit zurücktreten. Abgesehen 
davon aber würcfo bei Polizeimaßnahmen in vielen, viel­
leicht sog·m- in den meisten Fällen nach der Natur der 
Sache die aufschiebende Wirkung der Beschwerde ohne­
hin völlig bedeutungslos sein, weil die polizeiliche Maß­
nahme im Augenblick det· Beschwerdeeinlegung schon 
vollzogen ist. Es muß daher genügen, wenn bei Be­
schwerden gegen Polizeimaß.nahmen die ·Beschwerde­
behörde die Aussetzung der Vollziehung und bei bereits 
vollzogenen Maßnahmen die Rückgängigmachung des 
Vollzugs oder Vorkehrungen zur Milderung ihrer Wir­
kungen anordnen kann, wie dies in Ab s. 1 vorgesehen ist. 

Was für das Beschwerdeverfahren gelten soll, mnß 
entsprechend auch für das Anfechtung·sverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten bestimmt werden (A h s. 2). Die 
Anwendung des § 51 Abs. 3 Satz 2-4 VGG. ist auch in 
Anfechtungssachen gegenüber Polizeimaßnahmen sinn­
voll; sie wird daher ausdrücklich aufrechterhalten. Ab­
weichend von § 51 Abs. 3 Satz 4 (letzter Halbsatz) VGG. 
wird in Satz 3 allerdings bestimmt, daß bei vorläufigen 
Anordnungen des Gerichtsvorsitzenden unverzüglich ein 
Beschluß des zuständigen Richterkollegiums herbei­
geführt werden muß. Dies erscheint bei den Auswirkun­
gen, die derartige Anordnungen für die öffentliche 
Sicherheit haben können, erforderlich, um dem für die 
Entscheidung zuständigen Kollegium möglichst frühzeitig 
die Herrschaft auch über den Sonderfall· dieser mög­
licherweise weittragenden Prozeßhandlung zu geben. 

Bemerkt wird noch, daß § 51 Abs. 4 VGG. den poli­
zeilichen Erfordernissen nicht genügt, so daß die Sonder­
regelung in Art. 49 dieses Gesetzes nicht entbehrlich ist. 
§ 51 Abs. 4 VGG. enthält einmal den für polizeiliche 
Maßnahmen nur bedingt zutreffenden Ausdrnck der „be­
hördlichen Anordnungen", zum anderen fordert ei' die 
ausdrückliche Bezeichnung des Verwaltungsakts als 
„Notstandsmaßnahme", was bei polizeilichen Maßnahmen 
häufig nicht möglich ist. 

Zu Art. 50 

In diesem Artikel wird bestimmt, welche Behörden 
über die Beschw'erden gegen die Maßnahmen der Polizei 
zu befinden haben. Der Entwurf entscheidet sich für die 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden. Dies erscheint 
nicht nur de,shalb gerechtfertigt, weil als Beschwerde­
instanz gegenüber Maßnahmen der Gemeindepolizei, die 
ein Teil der Gemeindeverwaltung ist, praktisch nur die 
der Gemeinde übergeordnete Rechtsaufsichtsbehörde in 
Betracht kommen kann und daher die Rechtssystematik 
gestört würde, wenn über Maßnahmen der staatlichen 
Polizei die vorgesetzte Polizeidienststelle zu entscheiden 
hätte, sondern weil diese Lösung einzig und allein der 
Stellung entspricht, die der Polizei nach dem POG. und 
nach diesem Gesetz zukommt, nämlich Vollzug·s- und 
Hilfsorgan der Verwaltungsbehörden zu sein (vgl. Art. 2 
und die Erläuternngen zu diesem Artikel). Die Zustän­
digkeit der Verwaltungsbehörden zur Entscheidung über 
Beschwerden g·egen Polizeimaßnahmen liegt aber nicht 
nur im Interesse der Einheit der Verwaltung; sie hat 
darüber hinaus den Vorzug, daß die Verwaltungsbehör­
den über juristisch vorgebildete Beamte verfüg·en. Sach-

liehe und organisatorische Bedenken, die im Bereich der 
staatlichen Polizei gegen diese Konstruktion bis zu einem 
gewissen Grade geltend gemacht werden könnten, treten 
gegenüber den erwähnten Vorzügen in den Hintergrnnd. 

1. Nach Ziffer 1 entscheidet über Maßnahmen der 
Gemeindepolizei die Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 110 GO.,) 
die zugleich zuständige Staatsbehörde im Sinn des Art. 14 
POG. ist. Soweit daher die Gemeinden hinsichtlich. der 
Durchführung von Aufgaben ihrer Polizei weisungs­
gebunden sind (Art. 14 Abs. 1 POG.), kann die Be­
schwerdebehörde auch Ermessensfragen nachprüfen. Hat 
die angefochtene PolizeimaHnahme jedoch eine Ange­
legenheit der Selbstverwaltung zum Gegenstand (vgl. 
Art. 2 Abs. 2 Satz 1 POG.), so kann die Beschwerde­
behörde nur über Fragen der GesetzesverletZung ent­
scheiden (siehe auch Eyermann-Fröhler, VGG., Amner-
kung II 2 zu § 48). · 

2. Bei der Bestimmung der zur Beschwerdeent­
scheidung zuständigen Verwaltungsbeh0rden bei Maß­
nahmen der Landpolizei, Grenzpolizei oder Bereitschafts­
polizei (Z i ff. 2) ging der Entwurf von zwei Überlegun­
gen aus: 

a) Nach den Bestimmungen des POG. (Art. 9 Abs. 1) ist 
grundsätzlich jede Gemeinde berechtigt und verpflich­
tet, eine eigene Polizei zu errichten. Wenn ausnahms­
weise in einer kreisangehörigen Gemeinde die Er­
richtung einer eigenen Polizei unterbleiben kann (vg·l. 
Art. 9 Abs. 2, Art. 69 POG.), so wird in diesem Fall die 
Landpolizei an Stelle einer nicht vorhandenen Ge­
meindepolizei tätig. Es erscheint daher gerechtfertigt, 
daß dann auch über Beschwerden gegen MaRnahme11 
der Landpolizei die gleichen staatlichen Behörden ent­
scheiden, die entscheiden würden, wenn Gemeinde­
polizei vorhanden wäre, nämlich die Landratsämter. 
Das gilt auch dann, wenn in einer kreisangehörigen 
Gemeinde Dienstkräfte der Landpolizei tätig werden, 
deren Dienstbereich über die Grenzen der Gemeinde, 
ja über die des Landkreises oder sogar des Regie­
rungsbezirks hinausreichen (z. B. Dienstkräfte der 
Verkehrsstreifengruppen und Wasserschutzpolizei­
grnppen der Landpolizeidirektionen). 

b) Kreisfreie Städte müssen immer eine eigene Ge­
meindepolizei haben. Trotzdem kann es auch hier 
vorkommen, daß staatliche Polizei im Gemeindegebiet 
tätig wird, z.B. in den Fällen der Art. 16, 21, 22, 42 
mit 44 und 58 ff. POG. Man könnte zunächst daran 
denken, in diesen Fällen den Gemeinderat der kreis­
freien Stadt, in der die staatliche Polizei tätig gewor­
den ist, über eine etwaige Beschwerde entscheiden zu 
lassen. Das wäre jedoch systemwidrig. Wenn schon -
der Gemeinderat über Beschwerden gegen Maßnah­
men seiner eigenen Polizei, abgesehen vom Fall der 
Abhilfe, nicht entscheiden kann, weil es der Sinn 
einer Beschwerde ist, den Streitgegenstand als Ganzes 
vor die höhere Instanz zu bringen, so wird auch, wenn 
dem Gemeinderat (in den Fällen des Art. 21 POG.) 
oder dem leitenden Polizeibeamten der Gemeinde (im 
Regelfall des Art. 59 Abs. 1 POG.) ausnahmsweise 
Dienstkräfte der staatlichen Polizei unterstehen, für 
Beschwerden gegen Maßnahmen dieser Polizeikräfte 
nichts anderes gelten können als für Beschwerden 
gegen Maßnahmen der Gemeindepolizei. Erst recht. 
aber wäre die Zuständigkeit des Gemeinderats zur 
Beschwerdeentscheidung systemwidrig, wenn die 
Dienstkräfte staatlicher Polizei dem Gemeinderat 
oder dem leitenden Polizeibeamten gegenüber nicht 
einmal weisungsgebunden sind (vgl. Art. 22, 59 Abs. 2 
POG.). 

Bemerkt sei noch, daß. auch bei der Bereitschafts­
polizei nicht etwa deshalb gegen die Zuständigkeits­
bestimmung des Art. 50 Ziff. 2 des Entwurfs Einwände 
erhoben werden können, weil die Bereitschaftspolizei 



nur auf Vifeisung des Staatsministers des Innern ein­
gesetzt oder sonst verwendet werden darf; denn da­
mit ist noch keineswegs gesagt, daß der Staatsminister 
des Innern im einzelnen Fall Weisungen auch für die 
zu treffenden Maßnahmen gibt. Sollte dies allerdings 
der Fall sein, so g·ilt für Beschwerden geg·en diese 
Maßnahmen Art. 52 des Entwurfs. 

3. Bei der Bestimmung des Staatsministeriums des 
Innern als Beschwerdebehörde geg·enüber Maßnahmen 
des Landeskriminalamts ( Z i ff. 3) wurde herücksich­
tig·t, daß hier praktisch nur Beschwerden gegen Maß­
nahmen der Erm ittl un gsabteil ung des Landeskriminal­
amts in Frage kommen 'verden und daß Art und Bedeu­
tung der Aufgaben dieser Abteilung (Art. 51und52 POG.), 
zu deren Erfüllung sie ohne örtliche Zuständigkeits­
schranken im ganzen Land berufen ist, eine Behörde als 
Besch\1rerdeinstanz verlangen, die ihrerseits ebenfalls 
den überblick über die Zusammenhänge im ganzen Land 
hat oder sich verschaffen kann 'i.md dann aus dieser Ge­
samtschau heraus Einzelmaßnahmen zu beurteilen in der 
Lage ist. 

Zu Art. 51 

Sqweit die Polizeibeamten, die· org·anisalorisch immer 
zur Verwa)tung gehören, materiell Hilfsdienste für die 
Justiz leisten, und zwar auf Ersuchen von Gerichtsbehör­
den oder der Staatsanwaltschaft oder - ohne ein solches 
.Ersuchen - in ihrer Eigenschaft als Hilfsbeamte' der 
Staatsanwaltschaft, unterliegen ihre Maßnahmen einer 
Hechtskontrolle in dem jeweils in Frage stehenden justi­
ziellen Verfahren. Das Beschwerdeverfahren nach diesem 
Gesetz scheidet dann aus; auch ein Verfahren vor den 
Verwaliungsgerichten kommt hiei< gern. § 22 VGG. nicht 
in Frage. In erster Linie fallen unter diese Bestimmung 
MaHnahmen auf dem Gebiet der Strafverfolgung nach 
der StPO„ Maßnahmen zur Verfolgung von Handlungen, 
die mit Geldbuße bedroht sind, nach dem Orclnungswid­
rigkeitengesetz sowie MaHnahrn.en zur Verfolgung von 
Steuer- und Zolldelikten nach den Bestimmungen der 
Reichsabgabenordnung und des Zollgesetzes. 

Wenn allerdings die Polizei auf diesen Gebieten auf 
Grund ihres allgemeinen Auftrags zur Aufklärung und 
Verfolgung von Handlungen, die mit Strafe oder mit 
GeldbuHe bedroht sind, tätig wird (§ 163 Abs. 1 StPO.; 
§ 28 Abs.1. OWiG„ § 42? Abs. l RAO.), ohne daß ein Er­
suchen von Gerichtsbehörden oder der Staatsanwalt­
schaft vorliegt und ohne daß zur Vornahme der Maß­
nahmen die Eig·enschaft eines Hilfsbeamten der Staats­
anwaltschaft erforderlich wäre, wird man den Be­
sclnverdeweg nach dem vorliegenden Gesetzentwurf so­
wie im Anschluß daran das verwaltungsgerichtliche Ver­
fahren nach dem VGG. nicht ausschließen können, weil 
es mindestens fraglich erscheint, ob diese Maßnahmen 
der Polizei in· jedem Fall einem Recl1tskontrollverfahren 
außerhalb dieses Gesetzentwurfs unterworfen werden 
können. Würde man hier das Rechtsmittelverfahren nach 
diesem Gesetzentwurf nicht zulassen°, so würde zwangs­
läufig unter Umständen der ordentliche Rechtsweg nach 
Art. 19 Abs. 4 des GG. eröffnet werden, was keinesfalls 
erwünscht wäre. 

Zu Art. 52 

Diese Bestimmung· bezieht sich auf Fälle, in. denen 
eine VerwaHungsbehörde an einer polizeilichen Maß­
nahme beteiligt ist. 

1. Nach A h s. 1 soll das förmliche Beschwerdeverfah-
. ren außer im Falle des Art. 51 auch ausgeschlossen sein 
bei Maßnahmen nach d i es e m Gesetz, die die Poli­
zei auf Ersuchen oder Anordnung einer Verwaltungs­
behörde trifft (vgl. Art. 2 Abs. 3, Art. 14 POG.). Der Ent­
wurf geht hier von dem Gedanken aus, daß in diesen 
Fällen· der Staatsbürger in Wahrheit nicht durch eine 
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Maßnahme der Polizei, sondern durch einen Verwaltungs­
akt der ersuchenden oder anordnende1} Verwaltungs­
behörde beschwert ist. Die Polizei setzt diesen Verwal­
iungsakt nur nach außen in Wirksamkeit; sie ist hier 
nur Werkzeug, so da!l die Verantwortung für den Inhalt 
des Ersuchens oder der Anordnung die ersuchende oder 
anordnende Behörde trifft. Die Verwaltungsbehörde muß 
die Maßnahme der Polizei gewissermaßen als eigene 
Maßnahme gegen sich gelten lassen; der betroffene 
Staatsbürger aber ist gehalten, in diesen Fällen sich 
nicht gegen die Polizei, sondern geg·en die die Polizei in 
Bewegung setzende Verwallung·sbehörde zur Wehr zu 
setzen. . 1 

Welcher Beschwerdeweg gegen MaHnahmen der Poli­
zei zu ergTeifen ist, die möglicherweise in Fällen außer­
halb dieses Gesetzes auf Ersuchen oder Anordnung einer 
Verwaltungsbehörde getroffen '"erden, beantwortet der 
Entwurf ausdriicklich nicht. Es wird zunächst zu priifen 
sein, oh nicl1t die anderen Gesetze eine Regelung treffen. 
Soweit dies .nicht dei- Fall ist, wird enisprechend der 
Regelung in Art. 52 zu verfahren sein, auch wenn es sich 
um Bundesgesetze handelt, nachdem den Ländern 
grundsätzlich die A usfi.ihrung der Bundesgesetze als 
eigene Angelegenheit obliegt (Art. 83 GG.). 

2. Abs. 2 dieser Bestimmung enthält eine Sonder­
regelung für den Fall der polizeilichen Beschlagnahme 
(Art. 23, 24) und einer sich daran anschließenden Bestäti­
gung durch die Kreisverwaltungsbehörde (Art. 28). Biese 
beiden Akte, die innerhalb eines Zeitraums von 3 Tagen 
erg·ehen, müssen für das Beschwerdeverfahren sinn­
vollerweise als eine einheitliche MaHnahme gelten, bei 
der die Bestätigung der übergeordneten Verwaltungs­
behörde den polizeilichen Akt absorbiert ulid ihm seine 
Selbständigkeit nimmt. In diesem Fall soll die Be­
schwerde von vornherein nur geg·en die Maßnahme der 
Kreisverwaltungsbehörde zulässig·. seiü, damit nicht in 
einer einheitlichen Sache zwei Beschwerden an zwei ver­
schiedenen Behörden laufen können„ von denen zudem 
eine gegebenenfalls als Beschwerdebehörde entscheiden 
müfüe, nachdem sie erst als Bestätigungsbehörde tätig 
geworden war. Kommt es dagegen zu einer Bestätigung 
nic;ht, weil die beschlagnahmten Gegenstände vorher zu­
rückgegeben oder verwertet oder unbrauchbar gemacht 
wurden (Art. 28 Satz 1), dm1n liegt nur eine polizeiliche 
Maßnahme vor, die als solche selbständig anfechtbar ist. 

Diese Regelung g·ilt auch dann, wenn eine Beschlag­
nahme im Zusammenhang mit der Durchsicht von Papie­
ren vorgenommen wird (Art. 37}. 

Zu Art. 53 

Art. 53 schreibt die Beteiligung d.es Dienstvorgesetz­
ten des Polizeibeamten vor, wenn mit einer förmlichen 
Beschwerde gegen eine Polizeimaßnahme eine Dienst­
aufsichtsbeschwerde verbunden ist, wenn also nicht nur 
die vorgenommene Maßnahme als solche, sondern aucl1 
die Art und Weise ihrer Durchführung und das persön­
liche Verhalten des Beamten dabei gerügt wird. Dies ist 
erforderlicl1, da einerseits eine Trennung der beiden Be­
schwerden nicht möglich ist, andererseits der Stellung­
nahme des. polizeilichen Dienstvorgesetzten zu dem per­
sönlichen Verhalten erhebliche Bedeutung zukommt. Zu­
gleich wird dadurch gewährleistet, daß der Dienst­
vorgesetzte auch in Zukunft von all den Vorg·ängen 

' Kenntnis erhält, die für die Handhabung der Dienstauf­
sicht von.Bedeutung sind. Damit dürften im wesentlichen 
die Bedenken ausgeräumt sein, die von der staatlichen 
Polizei g·egen die Zuständigkeit der Verwaltungsbehör­
den zur Entscheidung der Beschwerden auch "über Maß­
nahmen der staatlichen Polizeiverbände geltend g·emacht 
werden könnten. Wer im Einzelfall Dienstvorgesetzter. 
des Polizeibeamten ist, 'richtet sich nach den Bestimmun­
gen des allgemeinen Beamtenrechts (vgl. Art. i3 Abs. 2 
des Bayerische11 Beamtengesetzes). 
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z II Al' t. 54 

Nach dieser Vorschrift sollen über Aufsichtsbeschwer­
den g·egen Polizeimaßnahmen die gleichen Behörden ent­
scheiden wie über förmliche Beschwerden. Es erschien 
nötig, dies ausdrücklich vorzuschreiben, da beim Aufbau 
der staatlichen Polizei, die zwar weisung·smäfüg weit­
gehend den Behörden der allgemeinen inneren Verwal­
tung unterstellt, nicht aber in diese eing·eg·liedert ist, sich 
Zweifel über die zur Entscheidung zuständige Stelle hät­
ten ergeben können. Es würde in der Praxis zwangsläufig 
zu Unzuträglichkeiten führen, wenn übe.r Aufsichts­
beschwerden bei Maßnahmen der staatlichen Polizei die 
vorgesetzte Polizeidienststelle, über förmliche Beschwer­
den aber die Verwaltungsbehörde zu entscheiden hätte. 
Die Gesichtspunkte, die auch bei Aufsichtsbeschwerden 
für die Entscheidungsgewalt der Verwaltungsbehörden 
sprechen, sind dieselben wie bei den förmlichen Be­
schwerden. Insoweit darf daher auf die Ausführungen zu 
Art. 50 verwiesen werden. 

Wird mit einei· Aufsichtsbeschwerde auch das persön­
liche Verhalten des Polizeibeamten bei der Durchführung 
einer Maßnahme beanstandet, so muß wie bei der förm­
lichen Beschwerde der Dienstvorgesetzte vor der Ent­
scheidung gehört werden. Art. 53 ist deshalb ebenfalls für 
entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu Art. 55 

Dieser Artikel regelt den F'all, daH mit einer Be­
schwerde nicht eine polizeiliche Maßnahme als solche, 
sondern ausschliefilich das persönliche Verhalten des 
cl urchführenden Beamten angegriffen 'vird (vgl. Vor­
bemerkung 1 c vor Art. 46). Eine solche Dienstaufsichts­
heschwerde kann auch in der Gestalt einer förmlichen 
oder einer AufoichtsbesChwerde erscheinen. In jedem ·Fall 
aber ist zu ihrer Entscheidung allein der Dienstvor­
g·esetzte berufen, dem die dienstaufsichtliche Würdigung 
des Verhaltens des Polizeibeamten zusteht 

Abschnitt V: Entschädigungsanspriiche 

Zu Art. 56 

1. Nach Art. 2 Abs. 1 GG. hat ,jeder das ReCht auf 
freie Entfaltung seiner Persönlichkeit nur, soweit er nicht 
die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfas­
sungsmäfüge Ordnung oder das Sittengesetz verstößt 
(vgl. auch Art. J01 BV.). Verhält sich j emancl so, daß 
Polizeimaßnahmen gegen ihn gem. Art. 9 notwendig wer­
den, so hat er die durch das Grundgesetz gezogenen 
Schranken überschritten und durch sein rechts- und ord­
nungswidriges Verhalten jeden Entschädigung·sanspruch 
für einen etwaigen durCh die polizeilichen MaHnahmen 
verursachten Schaden verwirkt. Gleiches gilt nach Art. 158 
Satz 2 BV„ wenn jemand sein Eigentums- oder Besitzrecht 
mißbraucht und deshalb ein Einschreiten der Polizei auf 
Grund des Art. 10 gegen ihn geboten ist; vgl. die Aus­
führung·en unter Nr. 2 zu Art. 9-U und die Vorbemer­
kungen zu Art. 23. 

In allen anderen Fällen dagegen, in denen j emancl 
durch eine Maßnahme der Polizei c.i nen Schaden erleidet 
und nicht von einein anderen Eesah zu cdang·en vermag, 
muß eine Entschädigung· gewährt werden. Soweit sich die 
polizeiliche Maßnahme als eine Enteignung· im Sinn des 
A.rt. 14 Abs. 3 GG. darstellt, gebietet das bereits diese Be­
stimmung, Wo es sich nicht um eine E11teignung im tcch­
nisChen Sinn handelt, aber durch die polizeiliche Mafl.­
nahme dem Geschädigten ein besonderes, d. h. für ihn 
unzumutbares Opfer auferlegt 'irird, das er zmn Wohl 
der Allgemeinheit tragen muß, ist in Bayem auf Grnnd 
Gewohnheitsrechts ein sogenannter Aufopferungsanspruch 

nach den Grundsätzen anerkannt, die das Reichsg·ericlii in 
entsprechender Anwendung der §§ '1'4, 75 der Einleitung 
zum pre.ufüschen allgemeinen Landrecht entwickelt hat 
(OLG. MünChen, Urteil vom 6. November 1941, -HRR. 1941 
Nr. 1057, Bay. Verf. GH„ EntsCheidung vom 14. Juli 1951, 
Vf. 3-VII-50'1', GVBl. S.155 ff. 165; vgl. auCh BGH„ GZS„ 
B. v. 9./10. Juni 1952 JZ. 52, 622). 

2. Art. 56 g·ewährt in allen diesen Fällen einen gesetz­
lichen Entschädigungsanspruch. Er trägt damit einerseits 
dein Art. 14 Abs. 3 GG. Rechnung; andererseits gibt er 
insoweit dem gewohnheitsreChtliCh entwickelten Aufopfc­
nmgsanspruch für Bayern eine geschriebene Rechts­
grundlage. 

a) A b s. 1 betrifft die F'älle, in denen ein an sich 
Unbeteiligter durCh die Polizei ausdrücklich und unmittel­
bar auf Grund des Art. 12 zur Hilfeleistung angehalten 
wurde. Hat der Herangezogene durch die polizeiliche 
Maßnahme einen Schaden erlitten, so wird dieser Scha­
den ersetzt, soweit der GesChädigte nicht von einem 
anderen, etwa einem Versicherungsträger, Ersatz zu er­
langen vermag. 

b) Abs. 2 bezieht sich demg·eg·enüber auf Personen, 
die an sich unbeteiligt und auch nicht einer Maßnahme 
attf Grund des Art. 12 unterworfen worden sind. Werden 
solche, völlig außerhalb der RiChtung· des polizeilichen 
Hai~delns stehende Personen durch unbeabsichtigte Aus­
wirkungen einer polizeiliChen Maßnahme, z.B. durch einen 
fehlgegang·eiien Schuß, verletzt oder erleiden sie einen 
sonstigen SChaden, dessen Tragung ihnen niCht zuge­
mutet werden kann, so haben sie gleiChfalls Anspruch 
auf Entschädigung'. Hier handelt es sieh um den oben 
erwähnten Rechtsgrundsatz des Aufopferungsanspruchs, 
der damit zur Gesetzesbestimmung erhoben wird. Der 
hier vorgesehene Unterschied in den Voraussetzungen des 
Entschädigungsanspruchs beruht darauf, daß im F'allc des 
Buchstaben a) durch die Aufforderung nach Art. 12 ein 
besonderes öffentliCh-rechtliches Verhältnis zwischen der 
Polizt::i und dem Nichtstörer hergestellt ist, das zum Er­
satz jeden Schadens verpflichtet, während im Falle des 
Buchstaben b) ein solehes Verhältnis nicht besteht, viel­
mehr lediglieh Billigkeitsgründe eine EntsChädigung· for .. 
dern, wenn die Gefahren, die bei dem engen Zusammen­
leben im modernen Massenstaat zwang·släufig auftreten, 
infolge einer Maßnahme der öffentliChen Gewalt zu einem 
Schaden geführt haben, der ein unzumutbares Opfer 
darstellt. 

c) Ab s. 3 regelt den Fall, dafl eine Person, die durch 
die Polizei gem. Art. 12 herangezogen wurde, dabei zu 
Tode gekommen ist (z. B. ein Passant, der zur vorüber­
gehenden Bewachung· eines Festg·enommenen beigezogen 
wunle und von dem Häftling erstochen wird, vgl. RG. in 
JW . .1927, 441), oder daß eine polizeiliche Maßnahme (z.B. 
ein fehlgeg·angener SchuR) zur Tötung eines Unbeteiligten 
geführt hat. In diesen Fällen ist die Entschädigung an 
Personen zu leisten, die gegenüber dem Getöteten kraft 
Gesetzes Unterhaltsansprüche hatten oder haben konn­
i.en. Der Schaden, der dabei ersetzt werden muß, ist der 
entg·angene Unterhalt. Weitergehende Ansp1·üChe auf 
Grund der §§ 844, 845 BGB. bleiben gegebenenfalls 
1mberi.ihrt. 

3. Die in Art. 56 vorg·esehene Einschränkung, woüach 
Entschädigung nur geleistet wird, soweit der Geschädigte 
„nicht von einem anderen Ersatz zu erlang·ei1 vermag", 
stellt sicher, daH Ersatzleistungen, die der Geschädigte 
aus dem gfoichen Anlaß auf Grund von Verträgen oder 
sonstigen Rechtsverhältnissen von anderen Rechtsträgern, 
etwa von einer Versicherung, erhält, hei der Schadens­
herechnung berücksichtigt werden. Es würde dem Sinn 
des Aufopferungsanspruchs widersprechen, wenn er dem 
Geschädigten nicht nur Ersatz für den eingetretenen 
Schaden, sondern einen Gewinn bringen würde. 



4. Liegen die Vorm1ssefz1111gen des Art. 56 vol', so lw­
sleht ein Entschädig·ung·sauspruch fiir deu GeschädigteH 
nbue Jliicksid1t da.rauf, oh die polizeiliche MaHnahmt• 
red1tmäfüg· oder reditswiclrig· und, falls rcchtswichig·, 
schuldlos oder schuldhaft war. Darin liegt eine Besser­
stellung des durch rechtswidrig·e schuldhafte polizeiliche 
Maßnahmen Geschädigten insofern, als er nicht wie bis­
her gehalten ist, seinen Anspruch auf dem wegen der 
Beweislast schwierigeren Umweg· des § 839 BGB. in Ver­
bindung mit Art. 34 GG. zu verfolgen. Diese Gleich­
behandlung sowohl der rechtmäßig·en als auch der schuld­
los wie schuldhaft rechtswidrigen Maßnahmen zu Gunsten 
des Geschädig·ten entspricht den Grundsätzen der Billig­
keit; denn es ist nicht einzusehen, warum dieser im Fall 
eiiler rechtmäfügen Handlung der Polizei besser gestellt 
werden soll als im Fall einer rechtswidrigen, zumal der 
schwerer wieg·emle Eingriff g·erade im letzteren FaJl ge­
geben ist (vgl. dazu auch RG. 140, 2'2'6 [283] und den schon 
mehrfach angeführten Besd1luß des Grnf!en Zivilsenats 
des Bundesgerichtshofs unter IV 1). Eine solche Begünsti­
gung der reditswidrig· Geschädig·ten gegenüber dem bis­
herigen Rechtszt1stand ersd1eint auch deshalb vertretbar, 
weil sie sid1 lediglich auf den Bereich von Maßnahmen 
der Vollzugspolizei erstreckt. 

Art. 34 GG. bleibt durch die Reg·elung unberührt. Das 
gleiche gilt für § 839 BGB. Diese Vorschrift steht auch 
nicht etwa auf Grund des Art. '2'2 Abs. 1 in Verbindung 
mit Art. 74 Nr. 1 GG. der Bestimmung des Entwurfs ent­
gegen. Vielmehr gewährt Art. 56 einen zusätzlichen öffent­
lich-rechtlichen Anspruch auf dem Gebiet der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung', während es sich bei § 8?9 um 
einen rein bürgerlich-rechtlichen Anspruch handelt. 

Zu Art. 5'2' 

Ab s. 1 schließt einen Entschädigungsanspruch nach 
diesem Gesetz aus, soweit die Maßnahme der Polizei 
auch dem Schutz · des Geschädig·ten gedient hat. Dies 
kommt z.B. in Betracht, wenn herbeig·eholte Polizei im 
Kampf mit einem Einbrecher Mobiliar in der Wohnung, 
in der der Einbruch verübt wurde, zerstört. Dabei kommt 
es nicht auf die bei Vornahme der Maßnahme vorlieg·emle 
Absicht der Polizei an, sondern allein auf den tatsäch­
lichen Schutzerfo~g, der durch die 1vfaßnahme eingetreten 
ist. Diese Regelung erscheint billig, da die Polizei in sol­
d1en Fällen nicht nur in Wahrnehmung ihres gesetzlichen 
Auftrags gehandelt hat, sondern zugleich im Interesse des 
Bedrohten vorgegangen ist und dessen Person oder Ver­
mögen geschützt hat. Es ist aJJer· zu beachten, daß nicht 
etwa schon ein nebensächlicher, beiläufig·er Vermögens­
schutz 'den Entschädigungsanspruch des Geschädigten in 
vollem Umfange ausschlief!t; vielmehr reicht der A1lS­
sd1lull so weit, wie sich der Schutzerfolg eJ:streckt. 
Hierüber entscheiden nach Art. 64 im Streitfall die ordent­
lichen Gerichte. 

Ab s. 2 läßt Sondervorschriften über die Entschädi­
gungspflicht aus Anlaß von Maßnahmen der Polizei un­
berührt. Als solche kommen z. B. das Gesetz über die 
durch innere Unruhen verursachten Schäden vom 12. Mai 
1920 (RGBL S. 941) sowie das Gesetz betreffend die Ent­
schädigung wegen unschuldig erlittener Untersuchungs­
haft vom 14. Juli 1904 (RGBl. S. 321) in Betracht. 

Zu Art. 58 

1. Art. 58 bestimmt den Entschädigungspflichtigen, d. h. 
den Ansprucl1sg·eg·ner des nach Art. 56 Entschädig·ungs­
berechtigten. Dabei war es im Interesse des Staatsbürgers 
geboten, eine möglichst einfache und klare Regelung zu 
treffen. Insbesondere kann es dem Geschädigten nicht zu­
gemutet werden, selbst zu klären, ob die Polizei, durch 
deren Maßnahme sein Scliaden entstanden ist, aus eigener 
Initiative oder auf Ersuchen einer anderen Polizeidienst-
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slelle oder eiuer Verwa11.ung·sbehrirclc Hitig geworden ist, 
oh sie sich im Rahmen ihrer nrsprUng·Jiche11 ZusUindigkeit 
bewegt hai: oder die Zusfündigkeit einer nmlcrcn Polizei­
dienststelle aushilfsweise wahrgenommen hat usw. Alle 
diese internen Fragen, die dem Staatsbürger verborgen 
hleihen und beim polizeilichen Einsatz in der Regel nicht 
nach außen in Erscheinung treten, können nur im Erstat­
tu.ngsverfahren nach Art. 60 zwischen den beteiligten Kör­
perschaften ausgetragen werden;müssen für den Geschä­
digten aber, dessen Möglicl1keite11 zu ihrer Aufklärnng· 
geringer sind, ohne Bedeutung bleiben. Dieser soll sich ü1 
.fedem Falle an den Träger der Polizei halten, durclt 
deren Maßnahme er einen Schaden erlitten hat. In Abs. 1. 

wird deshalb der Triiger der Polizei für entschädigungs­
pflichtig erklärt.· Für Maßnahmen gemeindlicher Polizei 
haftet demnad1 die Gemeinde, für Maßnahmen staatliche1· 
Polizei der Staat. Die Feststellung dieses Trägers ist bei 
der Verschiedenheit der Uniformen zwischen staatlicher 
uud gemeindlicher Polizei unschwer mög·liCh. 

2. A b s. 2 bringt demgegenüber eine Sonderregelung. 
Bei einem Einsatz der Polizei wegen öffentlichen Not­
standes (Art. 58 POG.) lassen bereits die äußeren Vor­
gäng·e (Unruhen, Katastrophen) in der Regel erkennen, 
daß es sich um einen ge!neinsamen Großeinsatz der Poli~ 
zei verschiedener Träger handelt. Wenn aber bei der­
<irtigen Vorgäng·en neben staatlicher Polizei auch Polizei 
mehrerer Gemeinden tätig wird, wie es in cliesem FalI 
nicht selten vorkommen wird, kann es für den Geschiidig­
ten oft schwer sein festzustellen, welchem Verband der 
Polizeibeamte angehört, der ihm gegenüber tätig g·ewor­
den ist oder durch dessen Maßnahmen er einen unbeab­
sichtigten Schaden erlitten hat. 

Die Auferlegu.ng der Entschädigungspflicht allf den 
Staat, die Abs. 2 vorsieht, erscheint nicht nur aus diesen 
Verfahrensgründen, sondern auch sachlich gerechtfertigt, 
wenn man berücksichtigt, daß es sich in den Einsatzfällen 
auf Grund des Art. 58 POG. stets um Sicherheitsstörmigen 
überörtlichen AusmaRes und sclrwerwiegender Bedeutung· 
handelt, in denen die Verantwortung für ihre Beseitigung 
den Staat als den gemeinsamen Schutzverband der Staats­
bürger (Art. 99 BV.) treffen mu1l. Ist aber der Staat für die 
entspredienden 1\foßnahmen ·veranhvortlich, so muß er 
auch für Schäden, die diese Maßnahmen bei Unbeteiligten 
zur Folge habe1i, entschädignngspflid1tig sein. Dadurch,· 
daß für Fälle eines Versclmldens gemeindlicher Polizei 
in Art. 60 Abs. 2 und 5 eine Erstattungspflicht der Ge­
meinde vorgesehen ist, werden ungerechtfertigte finan­
zielle Belastungen cles Staates vermieden. 

3. über die endgültige Tragung der finanziellen Lak 
ist durch Art. 58 auch in den Fällen des Abs. 1 noch nicht 
entschieden. Soweit Fälle des Art. 60 Abs. 1-3 oder 5 -voi·- · 
liegen, hat der entschädigungspfüd1tige Polizeiträger Er­
stattungsansprüche; soweit die polizeilichen Mafüiahmen 
durd1 Störer im Sinn der Art. 9 oder 10 verursacht sind, 
.bestehen darüber hinaus Ersatzansprüche gegen diese auf 
Grund des Art. 62. Art. 58 regelt demnach vielfach nur 
die vorlfü1fige Kostentragung, während über die enclgUl­
tig·e finanzielle Belastung· die Art. 60 und 62 en.tscheiclen. 

Zu Art. 59 

Diese Bestimmung enthält Vorschriften über den 
Umfang des Entschädigungsanspruches und die Art der 
zu gewährenden Entschädigung. 

Abs. J stellt fest, clall nur Vermög·ensschaden ersetzt 
wird, nicht dagegen sogenannter immaterieller Schaden, 
für den auch das BGB. nue in Ausnahmefällen eine Er­
satzpflicht vorsieht. Diese Bestimmungen, wie z.B. § 847 
BGB., auf den sich der Schmerzensgeldanspruch bei un­
erlaubten Hancllung·en stutzt, bleiben unberührt. Vermag· 
ein durch die Polizei Geschädigter eine schuldhafte Amts­
pflichtverletzung eines Polizeibeamten nachzuweisen, so 

·' ' 
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kann er auf Grund der §§ 839, 84? BGB. auch Schmerzens­
geld verlangen. Im. übrigen aber entspricht es den Grund­
sätzen des J\.ufopferungsrechts uncl cler Gefährdungshaf­
tung, wie sie z.B. in den §§ ? ff„ 16 des StraRenverkehrs­
gesetzes ihren Ausdruck gefunden haben, daR der Ersatz 
immateriellen Schadens auf die Fälle nachgewiesenen Ver­
schuldens und die hierfür bestehenden Sondervorschriften 
beschränkt bleibt. 

DaR mitwirkencies Verschulden des Geschädigten nnd 
Vermögensvorteile, clie sich aus der schädigenden Maß­
nahme ergehen, wie z.B. die Ersparun"' von Auso·aben, 
bei der Bestimmung des Umfanges des

0 

Entschädi;ungs­
ansprnchs zn berücksichtig·en sind, entspricht den all­
gemeinen Grnndsfüzen des BGB. flir die Schadensersatz-
leistung (vg·l. § 254 BGB.). · 

. Al.~ s: 2 bestimmt für die Art cler zu gewährenden 
LntsclDrn:hgnng, rlafl nur Geldleistung·en in Betracht kom­
men. ies entspricht dem hergebrachten :Recht der öffent­
lich-rechtlichen Entschädigung, rlas Naturalrestitution nicht 
kennt (,·gl. BGH., uncl V. 14. Juli 1952 - NJW. 1953, 33? -
m. Anm. von Forsthoff). Soweit im Fall schuldhafter Amts­
pllichtverletzungen gern. § 839 BGB. etwas anderes gilt, 
bleibt dies unberührt. 

Zn Art. 60 

Art. 60 begri.indet in einzelnen besonders aufgeführ­
ten Fällen eine Erstattungspflicht bestimmter Polizeiträ­
ger gegenüber dem nach Art. 58 Entschärligungspflichtigen. 
Es handelt sich hierbei um einen internen Ausgleich zwi­
schen öffentlichen Körpersdrnften, der dem geschädigten 
Staatsbürger gegenüber nicht in Erscheinung tritt. Für 
dessen Ansprüche sind allein die Art. 56-58 maRgebencl. 

Art. 60 ist bei der Regelung der Erstattungsansprüche 
auf dem Grundsatz aufgebaut, daß. unter mehreren öffent­
lichen Körperschaften, die an einem Vorgang sachlich be­
teiligt sind, dessen polizeiliche Behandlung. Schäden Un­
beteiligter herbeigeführt hat, diejenige die finanzielle 
Last der Entschädigung tragen soll, der die Verantwor­
tung für die Angelegenheit letztlicl1 zukommt und in 
deren Bereicl1 die durch die Polizei wahrgenommene Auf­
gabe nach dem Polizeiorganisationsg·esetz oder anderen 
Rechtsvorschriften fällt. Es werden damit die auch im 
öffentlichen Recht g·eltenden, im BGB. ausdrücklich kodifi­
zierten Rechtsgedanken des Auftrags (in den Fällen des 
Abs. 1) und der Geschäftsführung· ohne Auftrag (in den 
Fällen der Ab~;. 2 und 3) der gesetzlichen Regelung zu­
grunde gelegt. Nach diesen Reclitsgedanken kann sowohl 
cler Beauftragte wie der Geschäftsführer ohne Auftrag 
Ersatz seiner Aufwendung·en verlangen (§§ 6?0, 683 BGB.), 
der letztere jedenfalls dann, wenn ohne die Geschäftsfüh­
rung eine Pflicht des Geschäftsherrn, deren Erfüllung im 
öffentlichen Interesse liegt, nicht erfüllt worden wäre 
(§ 6?9 BGB.); diese Voraussetzung wird bei polizeilichen 
MaRnahmen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicl1er­
heit und Ordnung stets gegeben sein. 

Dieser Gedanke, der ebenso wie im Falle der Art. 56 
Abs. 2 und 3 und 58 zu einer Art Gefährdungshaftung 
der öffentlicl1en Körperschaft führt, in deren Tätigkeits­
bereich der Staatsbürger einen Schaden erlitten hat, er-· 
fordert aber eine Einschränkung für Fälle des Verschu 1-
dens. Eine Verwendung staatlicher Polizei im Bereich 
einer Gemeinde mit eigener Polizei kann Erstattung8·­
pflichten für die Gemeinde mir dann begründen, wenn 
diese Verwendung durch ein Verschulden der Gemeinde 
notwendig geworden ist (Abs. 2). Ist sie dagegen darauf 
zurückzuführen, daR die polizeiliche Aufg·abe die Kräfte 
der Gemeinde übersteigt und diese zu ihrer Erfüllung 
ohne Verschulden nicht in der Lage ist, dann gewinnt die 
Aufgabe damit überörtlichen Charakter und geht auf 
den Staat über, so daR diesen nach dem Prinzip der Ver­
antwortung und Aufgabentragnng auch die volle Entscliä-

digungslast' ohne die Möglichkeit eines Hegresses treffen 
mufl. Umgekehrt aber muR gelten, daß. Verschulden de's 
Ern der MaRnahme beteiligten Polizeibeamten bei der 
Durchführung cler MaRnahme stets seinem Polizeitrti­
ger zur Last fallen m11R (Abs. 4 und 5). 

Im einzelnen ergibt sich aus diesen Überlegungen 
folgendes: 

1. Abs. 1 betrifft Fälle, in denen die Polizei auf Er­
suchen einer anderen Polizeidienststelle oder einer Be­
hörde tätig geworden ist. Bei diesen im Rahmen der 
Amts- oder der Vollzugshilfe ergehenden MaRnahmen 
handelt es sicli um die Wahrnehmung von Aufgaben der 
ersucl1enden Stelle oder Behörde. Diese trifft auch die 
Verantwortung für die Rechhnäfüg·keit der MaRnahmen. 
Sie muR daher auch die Entsclüidigungslast trao·en und 
ist deshalb zur Erstattung verpflichtet, wenn die MaR­
nahmen zu Scl1äden Unbeteiligter führen. Das Ersuchen 
kann dabei sowohl von Polizeidienststellen (z. B. nach 
Art. 1 Abs. 2, Art. 52, 53 POG.) als auch von Behörden 
ausgehen (wie im Falle des Art. 19 dieses Entwurfs oder 
auf Grund der Art. 21, 32, 36, 52 POG.); es kann in all­
gemeiner Form ergehen oder für· den Einzelfall gelten. 
Als Behörden kommen nicht nur Verwaltung·sbehörden, 
sondern z.B. auch die Staatsanwaltschaften in Betracht 
(§ 161 StPO.). 

Beruht die Regelung· des Satzes 1 darauf, dnR clie 
Polizei in diesen Fällen im Interesse und zur Wahrneh­
mung von Aufgaben tätig wird, die der ersuchenden 
Dienststelle oder Behörde oblieg·en, so erklärt sich 
Satz. 2 daraus, daß. eben diese Voraussetzung hier nicht 
vorliegt. Anordnung·en, die clie zuständigen Staatsbehör­
den gegenüber Gemeinden im Rahmen der Reclits- oder 
F'achaufsicht treffen, sind clazn bestimmt, die Gemeinden 
zur Erfüllung ihrer gesetzlich festgelegten oder über­
nommenen Aufgaben nncl Verpflichtungen anzuhalten 
(Art.109 GO.), mögen diese auf dem Gebiet des eigenen 
oder des übertragenen Wirkungskreises lieg·en. Sie er­
gehen in der Regel nur, wenn die Gefahr besteht oder 
sich bereits gezeig·t hat, daR clie Gemeinde sonst ihrer 
Pflicht nicht nachkommt. Was auf Grund einer solcl1en 
Anordnung der Aufsichtsbehörde dann g·egebenenfalls 
durch die Polizei veranlaßt wird, ist daher nicht eine An­
g·elegenheit der Aufsichtsbehörde, sondern eine solche der 
Gemeinde innerlrnlb ihr e s Pflichtenkreises. · 

2. Die Regelung des Abs. 2 bezieht sich auf die Fälle, 
in denen staatliche Polizei in das Gebiet einer Gemeinde 
mit eigener Polizei entsandt wurde; vgl. Art. 16, 22, 42 
und 58 POG. Ist diese Anordnung· durch ein Verschulden 
der Gemeinde notwendig geworden, so muR die Ge­
meinde auch über die in den Art. 16 und 22 Abs. 2 POG. 
vorgesehene Kostenersatzpflicht hinaus nach dem bereits 
dargelegten Verantwortungsprinzip clie finanzielle Last 
tragen, wenn die 'Wahrnehmung ihrer Aufgaben durch 
die staatliclie Polizei zu Schädigungen Unbeteiligter ge­
führt hat. 

Ein Verschulden der Gemeinde in diesem Sinn kann 
dabei darin liegen, daß die Gemeinde oder eines ihrer 
Organe einer Weisung der Aufsichtsbehörde nicht nach~ 
gekommen ist (Art. 16 POG.) oder clafl sie „nicht bereit" 
war, die ihr gesetzlich oblieg·enden polizeilichen Pflichten 
zu erfüllen (Art. 22, 58 Abs. 2 POG.). Aber auch wenn eine 
Gemeindepolizei infolg·e eines Mangels an ausreichenden 
Kräften „nicht in der Lage'.' war, ihre gesetzlichen Auf­
gaben zu erfüllen, und deshalb staatliche Polizei nach 
Art. 22 oder 58 POG. entsandt werden muRte, kann ein 
Verschulden der Gemeinde zugrunde liegen, dann nämlich, 
wenn die Gemeinde gegen die Pflicht verstoRen hat, ihre 
Polizei gern. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 POG. hinreichend auszu­
statten und leistungsfähig zu macl1en. 

Diese Regelung des Abs. 2 mttR auch für Fälle eines 
Einsatzes auf Grund öffentlichen Notstandes gelten, wenn 



cler Notstand die Verwendung· staatlicher Polizei in einer 
Gemeinde mit eigener Polizei nohvendig macht und dem 
ein Verschulden der Gemeinde zugrunde lieg·t. Damit er­
fährt Art. 58 Abs. 2 im Rahmen des internen Erstattungs­
verfohrens einen notwendigen Ausgleich. 

3. Abs. 3 begründet eine Erstattungspflicht des Trä­
g·ers der örtlich znständig·en Polizei für die Fälle, in 
denen Polizeidienstkräfte, die örtlich an sich nicht zu­
ständig· sind, aushilfsweise zur A.bwehr unaufschiebbarer 
Gefahren an Stelle der örtlich zuständig·en Polizei tätig 
g·eworden sind und damit deren eigentliche Aufg·abe 
wahrnehmen (vgl. Art. 17 Abs. 1 Ziff. 1, Art. 26 Abs. 1 
Ziff. 1, Art. 35 Abs. 2 Ziff. 1 und Art. 60 b Ziff. 1 POG„ in 
der Fassung des Art. 74 dieses Gesetzes). Die H.eg·elung 
entspricht den oben darg·elegten Grundsätzen der Ge­
schäftsführung· ohne. Auftrag·. 

4. Abs. 4 enthält einen sehr wichtigen Grundsatz, 
der gleichfalls bereits in den einleitenden Bemerkungen 
zu diesem Artikel erwähnt wurde und sämtliche in den 
Absätzen 1-3 gereg·elfon Erstattungsfälle einschränkt. Ist 
ein durCh eine polizeiliche Maßnahme vermsachter Scha­
den nicht eine notwendige Folg·e oder eine bei aller Sorg­
falt unvermeidliche Auswirkung· dieser Maßnahme, geht 
dieser Schaden vielmehr auf ein Verschulden der Polizei 
bei der Durchführung der Maf!nahme zm·iidc, so muß dies 
der Träg·er der Polizei, in dessen Diensten der schuldige 
Polizeibeamte steht, gegen sich g·elten lassen. Insoweit hat 
es daher bei der Regelung der Entschädigungspflicht gern. 
Art. 56-59 sein Bewenden und entfällt eine Erstattungs­
pflicht gern. Art. 60 Abs. 1-3. 

Das gleiche Prinzip liegt der Regelung des Abs. 5 
zugrunde. Beim Einsatz der Polizei im Falle eines öffent­
liChen Notstandes ist nach Art. 58 Abs. 2 stets der Staat 
entsChädignngspflic:htig, auch wenn die Maßnahme, die 
den Schaden verursacht hat, durch den Angehörigen einel' 
Gemeindepolizei entstanden ist. Eine erste Einschränkung 
dieses Grundsatzes enthält bereits Abs. 3, soweit infolge 
Verschuldens einer Gemeinde mit eigener Polizei in deren 
Bereich staatliche Polizei auf Grund des Art. 58 POG. ein­
gesetzt werden muß. Als weitere Einschränkung wird in 
Abs. 5 bestimmt, daß eine Erstattnngspflicht der Gemeinde 
gegenüber dem Staat besteht, wenn bei. der Durcli.füh­
rung der die Entschädigungspflicht begründenden Maß­
nahme ein Verschulden eines Angehörigen der Gemeinde­
polizei vorliegt, gleichgü.ltig ob dieser die Maßnahme im 
Bereich seiner Gemeinde oder im Bereich der Land­
polizei ·getroffen hat. 

Zu Art. 61 

Diese Bestimmung legt den Umfang der Erstattungs­
pflicht fest. Diese findet ihre obere Grenze in den Lei-

• stungen, die der entschädignngspflichtige Polizeiträger im 
Entschädigungsverfahren erbracht hat. Es sind davon je­
doch nur die notwendigen Aufwendungen zu erstatten. 
Für etwaige freiwillige Leistung·en, die darüber hinaus­
gehen, kann eine Erstattung nicht verlangt werden. Daß 
die Erstattungspflicht entfällt, soweit der Schaden durch 
ein Verschulden der Polizei bei der Durchführung der 
Maf!nalnne entstanden ist, ergibt sich bereits aus Art. 60 
Abs.4. 

Zu Art. 62 

Die Art. 56-59 betreffen das Entsclüidigungsverfahren 
zwischen dem geschädigten Staatsbürger und dem Träger 
der tätig gewordenen Polizei. Die Art. 60 und 61 regeln 
das Erstattung·sverfahren zwischen mehreren an einem 
·vorgang· sachlich beteiligten Polizeiträgern oder sonstigen 
öffentlichen Körperschaften. Art. 62 bezieht sich auf das 
Regreßverfahren zwischen der Körperschaft, die die finan­
zielle Last .der Entschädigung trifft, und dem Störnr, der 
zu der schädig·enden Maßnahme der Polizei Veranlassung 
gegeben hat. 

' .. 

J. Entschäclignng·sansprüche kommen nach Art. 56 bei 
Maßnahmen auf Grund des Art .. 12 in Betracht. Derartig·e 
polizeiliche Maßnahmen werden in der :Regel dadurch 
notwendig, claf! eine Person gegen die PfJicht verstößt, die 
Rechte anderer und die Rechte der Allg·emeinheit zu 
achten (Art. 2 Abs. 1 GG.) und dadurch Gefahren oder 
Störungen herbeiführt. Ein solcher Pflichtverstoß kann in 
dem Verhalten oder Zustand der Person selbst oder einer 
anderen Person, für die sie vernnt-wortlich ist (Kind, Ver­
richtungsgehilfe), liegen (Art. 9); er kann sich aud1 ans 
dem Verhalten oder dem Zustand eines Tieres oder dem 
Zustand einer anderen Sache ergeben, für den die be­
treffende Person die Verantwortung trägt (Art. to). Wird 
die Polizei in solchen Fällen zum EingTeifen und aus be­
sonderen Grlinden zu Maf!nahmen nach Art. J2 gezwun­
gen, so stellt sie damit an Stelle des verantwortlichen 
Störers den ordnungs- und pflichtmäfügen ZL1stancl wieder 
her und nimmt eine Aufgabe wahr, die eigentlich dem 
Störer seLbst nach den Grundsätzen der Gemeinschafts­
ordnung und den Gesetzen obliegt. In Anwendung des 
Jlechtsgedänkens, der den Vorschriften über die Geschäfts­
föhnmg ohne Auftrag im BGB. (§§ 683, 679, 670) zugrunde 
liegt. war deshalb her·eils in § 72 Pr. PVG. und isl auch in 
§ 42 Nds. SOG. ein Anspruch des Polizeiträgers auf Ersatz 
seiner Aufwendungen gegen den verantwortlichen Störe;.· 
vorgesehen. Auf dem g·leichen Grundsatz ist die vor­
liegende Relegnug aufgebaut. 

2. Der A.nspruch geht auf Ersatz der „notwendigen" 
Aufwendungen. Es kommt somit in Abweichung· von 
§ 670 BGB. nicht darauf ail, was die Polizei für erforder­
lich hielt, sondern allE!in auf eine objektive Beurteilung· 
des Notwendigen, die im Streitfall der Rid1ter vornimmt 
(Art. 64). Das Risiko, daß die Polizei durch Maßnahmen 
Schäden anrichtet, die sie zwar nach pflichtgemäßem Er­
messen für erforderlich hielt, die es aber objektiv ge­
sehen nicht waren, soll die Polizei tragen. 

Notwendige Aufwendungen sind in erster Linie dfo 
Kosten, die durch die Geltendmachung von Entschädi-. 
gungsansprüchen der auf Grund des Art. 12 herangezo­
genen Personen er"'.'achsen (Art. 56). Schäden, die auf ein 
Versclrnlden der Polizei zLLrückzuführen sind, liegen je­
dod1 außerhalb des polizeilicl1 Notwendigen. Für sie kann 
ein Ersatz von dem verantwortlichen Störer niCht ver­
langt werden. 

3. Da es sich in Art. 62 um einen Regreßansprucl1 
handelt, dessen Umfang erst nach Durchführung des Ent­
schädigungsverfaluens tmd nach Klärung etwaiger V er­
schuldensfragen in einem Erstattungsverfahren feststeht, 
ist seine Geltendmachung der Körperschaft vorbehalten,_ 
die die finanzielle Entschädigungslast in letzter Linie 
trägt. Dies ist der nach Art. 58 entschädig·ungspflichtige 
Träg·er der Polizei, 'Wenn ein Erstattungsanspruch niclit 
in Betracht kommt (Abs. 1). Ist dagegen ein Erstattungs­
verfahren durchzuführen, so steht der Ersatzanspruch 
dem erstattungspflichtig·en Polizeiträger zu, sobald er 
seiner Verpflichtung nachgekommen ist (Abs. 2). Dieser 
soll sich also an den Ersatzpflichtigen erst dann wenden 
können, wenn er seine Erstattungspflicht selbst geprüft 
und erfüllt hat; er soll sich nicht sChon auf Grund eines 
bloßen Anerkenntnisses seiner Erstattungsverpflichtung 
an dem Ersatzpflichtig·en schadlos halten können. 

Zu A. r t. 63 

Diese Bestimmung enthält eine Sonderregelung, die 
mit den vorangegangenen Vorschriften über die Entschä­
digungsansprüche und die damit zusammenlüing·enden Aus­
gleichungsfälle unmittelbar nidits zu tun hat. Gleicl1wohl 
gehört sie in diesen Abschnitt, da sie ebenfalls einen Er­
satzanspruch gegen den Störer begründet. Bezieht sicl1 
Art. 62 auf Art. 56 und damit auf die Entsd1ädigungs­
pflichten, die einem Polizeiträger znr Last fallen, weil 



rlie Polizei durch Maßnahmen zur Abwehr einer Gefahr 
oder Beseitigung einer Störung Unbeteiligte schädigte, so 
betrifft Art. 63 den Schaden, der der Polizei selbst un­
mittelbar dadurch erwiichst, daß sie eine Gefahr oder 
Störung gern. Art. lt selbst oder durch vertraglich Beauf­
tragte beseitigt. Hier gelten die gleichen Grundsätze, wie 
sie unter Nr. 1 und 2 zu Art. 62 dargelegt wurden. Der 
1rsatzanspruch des Polizeiträgers gegen den Störer be-· 
schränkt sich in diesem Fall aber auf den Ersatz der 
besonderen Aufwendungen, die der Polizei im Voll­
zug des Art. 1J in diesem Einzelfall erwachsen sind. Die 
normalen Kosten für Besoldung und Ausrüstung der 
Polizeidienstkräfte bleiben somit außer Betracht. 

Zu Art. 64 

Art. 64 legt den Rechtsweg für die in diesem Ab­
schnitt geregelten Ansprüche fest. 

L Bei den Entschädigungsansprüchen auf Grund des 
Art. 56 handelt es sich, wie bereits dargelegt, um Ent­
eignungs- oder A ufopferungsansprüche. Für diese ist der 
Rechtsweg entweder verfassungsrechtlich vorgeschrieben 
(Art. 159 Satz 2 BV., Art. 14 Abs. 3 GG.) oder auf Grund 
Gewohnheitsrechts vor.gesehen. A h s. 1 weist dementspre­
chend diese Ansprüche den ordentlichen Gerichten zur 
Entscheidung zu. 

2. Die ErstattungsansprüChe nach Art. 60 und die Er­
satzansprüche nach Art. 62 und 63 sind öffentlich-rechtliche 
H.egreßansprüche. Bei den Erstattungsansprüchen ist zu 
klären, welChes Zuständigkeitsverhältnis zwischen den be­
teiligten Polizeiträgern bestand, oh die· Vorschriften des 
POG. beamtet wurden und ob sieh die beteiligten Polizei­
beamten an ihre Pflichten nach diesem oder anderen eü1-
sChlägigen Gesetzen gehalten haben, wenn ein Verschul­
den bei. Durchführung der Maßnahme behauptet wird. 
All dies sind Fragen, die auf dem Gebiet des öffentfüheil 
llechts liegen und zu deren Entscheidung· daher nach 
Art. 93 BV. die Verwaltungsgerichte berufen sind. 

Das gleidie gilt für die Ersatzansprüche nach Art. 62 
und 63 bei denen im Streitfall zu klären ist, ob und 
inwieweit eine Verantwortung nach Art. 9 oder JO dieses 
Entwurfs bestand. Da es sich hier um rein polizeiredit­
liche Frag·en handelt, kommt ihre Entscheidung in gleicher 
Weise den Verwaltungsgerichten zu. 

Da sich die Beteilig·ten dabei im Streitfall g·leich­
berechtigt gegenüberstehen, sind die Ansprii.d1e im Partei­
streitverfahren nnch ~ 85 VGG. zu verfolgen. 

VI. S c h 1 u ß b e s t i m m u n g e n 

Z u .A. r t. 65 

Polizei im Sinne dieses Gesetzes sind nad1 Art. 1 des 
Entwurfs grundsätzlich die im Vollzugsdienst (Einzel- 1rncl 
Truppendienst) verwendeten Dienstkräfte des Staates 
und· der Gemeinden. Es erscheint jedod1 notwendig, rlie 
Befugnisse nach diesem Gesetz für bestimmte Fälle oder 
bestimmte Aufgabenbereiche noch weiteren genau um­
grenzten Personenkreisen zuzuerkennen. Von diesen 
regelt Art. 65 zwei Gruppen: 

L ZunäChst kommen die Personen in Betrad1t, denen 
die Befugnisse von Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft 
zuerkannt sind, ohne daß ihnen die Rechte von Polizei­
beamten zustehen. Nach der Neufassung des § 152 GVG. 
ist die Eigenschaft eines Hilfsbeamten der Staatsanwalt­
schaft niCht mehr zwingend an die Polizeieigenschaft ge­
bunden. So ist in Bayern diese Eigensdrnft für versChie­
clene Personengruppen vorgesehen, die innerhalb eines 
engumsChriebenen Dienstbereiches besondere Kontroll­
und Hoheitsbefugnisse ausüben, wie die Lebensmittel­

kontrolleure, die Fluß-, Damm-, Hafenmeister. Weiter ist 

den Beamten des Fahndungsdienstes der Deutschen Bun­
desbahn dJe Eigenschaft von Hilfsbeamten der Staats­
anwaltschaft zuerlrnnnt. Sie nehmen damit gegenüber 
Straftaten, die mit dem Bahnbetrieb und -verkehr in Zu­
sammenhang· stehen und besondere technisd1e und be­
triebliche Spezialkenntnisse erfordern, Aufgaben wahr, 
fiir die sonst die örtlich zuständige bayerische Polizei ein­
gesetzt werden müßte. Mit einer ähnlichen Entwicklung 
ist auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt zu reChnen. 

NaCh dem Aufbau der Strafprozeßordnung verfügen 
die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft über gewisse 
Rechte, wie z.B. das der Beschlagnahme (§§ 94, 98 Abs. tl 
oder der I)urehsuclrnng (§ 105 Abs. 1), die ihnen vorbehal­
ten sind und den Polizeibeamten, denen diese Eigenscliaft 
fehlt, nicht zustehen. Sie haben also ein Mehr gegenüber 
den Rechten der Polizeibeamten. Bei dieser Sachlage er­
scheint es sinnvoll und gerechtfertigt, den Personen, die 
Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft, niCht aber auch Poli­
zeibeamte sind, die Befugnisse der Polizeibeamten nach 
diesem Entwurf zuzubilligen, da sie sonst zur Erfüllung 
der Aufgaben, für die sie speziell eingesetzt sind, nicht 
hinreiChend in der Lage wären. Sie haben diese Befug­
nisse aber nach dem Entwurf nur „zur Erfüllung; ihrer 
besonderen Dienstaufgaben", d. h. innerhalb ihres 
speziellen örtliclien und sacl1lichen Zuständigkeitsberei­
ches, der durch Gesetz oder Organisationanordnung be­
grenzt ist; a 11 gemeine polizeiliche Befugnisse stehen 
diesen Personen daher in keinem Fall zu. 

2. Weiter erscheint es notwendig, die Befugnisse nach 
diesem Gesetz auch den Personengruppen ausdrücklich 
zuzubillig·en, denen durd1 Gesetz (Bundes- oder Landes­
gesetz) die Befugnisse von Polizeibeamten zuerkannt sind, 
ohne daß sie zur Polizei im Sinn des Art. 1 zählen. Damit 
wird nur eine Folgerung aus den betreffenden soncler­
g·esetzlid1en Bestimmungen gezogen und klargestellt, 
welche Bedeutung eine solche Verleihung der Befugnisse 
von Polizefüearnten hat. Ein einschläg·iger Fall findet sich 
z.B. in § 25 Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes vom 29. No­
vember 1952 (BGBL 1 S. 780). Alich hier gilt aber die Be­
schränkung der Befugnisse auf den besonderen Dienst­
bereich. 

3. Befug·nisse allerdings, die in diesem Entwurf von 
bestimmten persönlichen Voraussetzung·en oder einem be­
sonderen A11ftrag· abhängig gemacht sind, wie z.B. die 
besonderen der Grenzpolizei eingeräumten Befug·nisse 
zum SChußwaffengebrauch nach Art. 42 Abs. 2 des Ent­
wurfs können von Personen, die lediglich allgemein mit 
den Rechten der Polizeibeamten ausgestattet sinrl, nicht 
ohne weiteres wahrgenommen werden; hier wäre viel­
mehr erforderlich, daß auch auf solche unter Art. 65 fal­
lende Personen die besonderen Voraussetzung·en zuträfen, 
unter denen diese polizeilichen Befugnisse wahrgenom­
men werden können. Die Befugnisse nad1 Art. 42 Abs. 2 ' 
des Entwurfs stünden also nur solchen Personen im Sinne 
des Art. 65 zu, die ebenfalls mit der Überwachung und 
dem polizeilichen Schutz ·der Landesgrenzen beauftragt 
sind. · 

ZuArt.66 

Diese Bestimmung .bezieht sic:h auf die Tätigkeit 
außerbayerischer polizeilicher Dienstkräfte in Bayern, 
mag es sich clabei um Dienstkräfte eines anderen Landes 
oder solche des Bunc!"es, wie z.B. den Bundesgrenzschutz, 
handeln. 

1. Abs. 1 betrifft den Einsatz auf Grund des 
Art. 91 GG. Diese Bestimmung unterscheidet zwei Fälle: 

.a) das Tätigwerden außerbayerischer Polizeidienstkräfte 
auf Grund eines von Bayern ausgehenden ErsuChens 
(Art. 91 Abs. 1. GG.); vgl. dazu Art. 60 a POG. in der 
Fassung des Art. 74 Nr. 12 dieses Gesetzes; 

b) das Tätigwerden auflerbayerischer Polizeidienstkräfte 
auf Grund einer Weisung der Bundesregierung (Art. 91. 



Abs. 2 GG.). Das dem Bund in dieser Bestimmung· ein­
geräumte Weisungsrecht bezieht sich nach der Auf­
fassung Bayerns lediglich auf die Org·anisation, die 
Leitung um den Einsatz. Dagegen umfaßt es nicht die 
Befugnis, auch das Tätigkeitsrecht der gesamten im 
Vollzug des Art. 91 A0bs. 2 GG. zur Verwendung kom­
m.enden Polizeidienstkräfte gesetzlich zu regeln. Es 
bedarf daher in den materiellen Polizeigesetzen der 
Länder insoweit einer Regelung", soll nicht der Voll­
zug des Art. 91 GG. überhaupt in Frage gestellt 
werden. 
Die Befugnisse, die der Entwurf in diesen Fällen der 

auRerbayerischen Polizei einräumt, sind die Befugnisse, 
die der bayerischen Polizei nach diesem Gesetz zustehen 
sollen. Damit s'ieht sich der Staatsbürger einem einheit­
lichen polizeilichen Tätigkeitsrecht g·egenüber. Befugnisse, 
die sich aus Gesetzen des Bundes für alle oder für seine 
besonderen Dienstkräfte ergeben, bleiben unberührt. Da­
gegen konnte eine Verweisung auf das Polizeirechi 
anderer Bundesländer nicht vorgesehen werden, da dieses 
in Bayern nicht verkündet ist, gegebenenfalls erst später 
erlassen werden wird und im einzelnen auch mit der 
Bayerischen Verfassung nicht in Einklang stehen kann. 
Gleichwohl ist mit Schwierigkeiten im Fall eines gemein­
samen Einsatzes der Polizei verschiedener Bundesländer 
kaum zu rechnen, da jedenfalls auf dem Gebiet der 
RechtseiI~griffe weitgehend die gleichen Grundsätze gel­
ten, soweit nicht überhaupt das Bundesrecht der StPO. 
zur Anwendung kommt, und insbesondere beim Waffen­
gebrauchsrecht eine Koordinierung von allen Ländern er-
strebt wird. ' 

2. Abs. 2 regelt die Befugnisse auRerbayerischer 
Polizei, wenn diese aushilfsweise im Grenzbereich die 
Aufgaben bayerischer Polizei wahrnimmt, weil diese nicht 
zur Stelle ist oder nicht rechtzeitig zur Stelle sein kann, 
oder wenn es sich um den Schubverkehr handelt. Hierzu 
wird ·auf die Bemerkungen zu Art. ?4 Nr. 12 Bezug ge-
nommen. 

3. Abs. 3 ist eine lediglich deklaratorische Vorschrift, 
die auf dem Gebiet des Tätig·keitsrechts der Zuständig­
keitsbestimmungen des Art. 33 POG. entspricht. 

Zu Art. 6? 

Dieser Bestimmung liegt folgender . Sachverhalt zu­
grunde: Im bayerischen Grenz·bereich geg·enij.ber Hessen 
gibt es ~irrige kleine Gebietsteile in'I. Gebirge, in denen 
sich keine eigene Polizeidienststelle befindet, die aber 
auch infolge ihrer Abgelegenheit von Bayern aus für 
Fahrzeuge nicht zugänglich sind. Die polizeiliche Be­
treuung dieser nur zum Teil bewohnten Gebiete wird 
aushilfsweise von hessischer Polizei wahrgenommen. 
Dieser Zustand bedarf nunmehr einer rechtlichen Rege­
lung. Es ist daran gedacht, .diese durch ein Verwaltungs­
abkommen mit Hessen zu treffen. Dies ist jedoch nur 
möglich, wenn hiefür in dem vorliegenden Entwurf eine 
entsprechende Ermächtig·ung erteilt wird. Andernfalls 
müßte ein eigener Staatsvertrag abgeschlossen werden, 
was .fedoch der geringen Bedeutung der Angelegenheit 
nicht angemessen wäre. 

Abs. 1 sieht demgemäR vor, daR das Staatsministe­
rium cies Innern in bestimmten Einzelfällen die Wahr· 
nehmung von Aufgaben des ständigen polizeilichen Voll­
zugsdienstes den Dienstkräften der Polizei eines <tnderen 
Bundeslandes einräumen kann. Das gleiche ist für ent­
sprechende Dienstkräfte des Bundes vorgesehen, da auch 
insoweit eine praktische Notwendigkeit im Grenzbereich, 
etwa für eine aushilfsweise Überwachung· durch Zoll­
organe, eintreten kann. Im Fall eines entsprechenden 
l'erwaltungsabkommens mit dem Nachbarland oder dem 
Bund haben die betreffenden Dienstkräfte dann die Be­
fugnisse, die der bayerischen Polizei in Bayern nRch die­
sem Gesetz zustehen. 
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Ab s. 2 schreibt vor, daR bei Gebieten, die dem Be­
reich einer Gemeinde mit eig·ener P_olizei angehören, vor 
einer derartigen Regelung· das Einvernehmen mit der 
Gemeinde herzustellen ist. Staat und Gemeinden stehen 
nach Art. 1 Abs. 1 POG. ·als Polizeiträger selbständig 
nebeneinander. Es kann daher der Staat über die Polizei­
hoheit einer GemeincJe mit eigener Polizei nicht ver­
fügen, ohne deren Zusti.mmung dazu erhalten zu haben. 

ZuArt.68 

Diese Bestimmung ergänzt die Abschnitte IV und V 
dieses Gesetzes für die Fälle der Art. 66 und 6?, indem sie 
die erforderliche Zuständigkeitsregelung für Beschwerden 
und Entschädigungsansprüche vorsieht. Im übrigen gelten 
hierfür die allg·emeinen Vorschriften dieser Abschnitte. 

1. Ab s. 1 bestimmt die Beschwerdebehörde und lehnt 
sich dabei an die Reg·elung des Art. 50 Ziff. 2 an. Aus­
gehend von der Erwäg~ng, daR es sich bei MaRnahmen 
nach Art. 66 Abs. 2 und 3 und Art. 67 um eine hilfsweise 
Tätigkeit der fremden Polizeidienstkräfte handelt, wird 
die Behörde zur Beschwerdebehörde bestimmt, die be­
rufen wäre, wenn die an sich zuständige Polizei tätig ge­
worden wäre. Für den Sonderfall des Art. 66 Abs. 1, der 
in seiner sachlichen Bedeutung dem Einsatz der Bereit­
schaftspolizei oder dem Einsatz im Fall eines öffentlichen 
Notstandes entspricht, ist die Beschwerdebehörde im Er­
gebnis in gleicher Weise bestimmt wie in Art. 50 Ziff. 2. 
Sie ist von dem Ort abhängig gemacht, an dem die MaR­
nahme getroffen wurde. Die Ausführungen unter 2) zu 
Art. 50 gelten auch hier; insbesondere darf auch auf die 
Bemerkungen über die Beschwerden beim Einsatz der 
Bereitschaftspolizei Bezug genommen werden, die für den 
Fall des Art. 91 GG. entsprechend heranzuziehen sind. 

2. A ·b s. 2 legt de_n Träger der Entschädigungspflicht 
für die Fälle des Art. 66 Abs. 2 und 3 sowie des Art. 6? 
fest und tritt insoweit an die Stelle des Art. 58. Da es sich 
hier, wie bereits ausgeführt, um eine a11shilfsweise Tätig­
keit fremder Polizei handelt, muR die Entschädigungs­
pflicht nach dem Grundsatz der sachlichen Verantwortung 
den Träger der Polizei treffen, die an sich zuständig .ge­
wesen wäre. Dies ist zwar eine Abweichung von dem 
Prinzip des Art. 58 Abs. 1; wonach zunächst der Träger 
der Polizei einzutreten hat, die die schädigende MaR­
nahme getroffen hat; es ist hier aber unumgänglich, da 
durch ein bayerisches Gesetz auRerbayerischen Behörden 
und Polizeiträgern eine Entschädigungspflicht nicht auf­
erlegt werden kann, und entspricht im Ergebnis dem Ge­
danken, der den Erstattungsvorschriften des Art. 60 des 
Entwurfs zugrunde liegt und damit den endgültigen 
Träger der Entschädigungslast bestimmt. 

Von einer Bestimmung der· Entschädig·ungsverpflich­
tung in den Fällen des Art. 91 GG. (Art. 66 Abs. 1) wurde 
abgesehen, da es sich hier um Fragen handelt, die einen 
Ausgleich zwischen Bund und Ländern erforderlid1 
machen und deshalb durch bayerisches Gesetz allein 
nicht geregelt werden können. Insoweit wird es noch 
besonderer Abmadnmg im Zusammenhang mit dem 
Art. 91 GG. bedürfen. Gleichwohl ist der betroffene Staats­
bürger aud1 in der Zwischenzeit nicht red1tlos. Der 
Gegner etwaiger Entschädigungsan'sprüche bestimmt sich 
insoweit nach den ungeschriebenen Grundsätzen de~ 
A ufopferungsrechts. 

Zu A:i;t. 69 

Diese Vorschrift tritt an die Stelle des Art. 6 Nr. 2 
und 3 des Gesetzes über die Anwendung unmittelbare!! 
Zwanges durch die Polizei vom 22. November 1950 (GVBL 
S. 239). Sie bestimmt, welche Personen, die an sich nicht 
zu den im Vollzugsdienst verwendeten Dienstkräften der 
Polizei des Staates und der Gemeinden gehören, das Recht 
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haben sollen, unmittelbaren Zwang nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes anzuwenden. · 

1. Da die Personen, denen die Befugnisse von Hilfs­
beamten der Staatsanwaltschaft zuerkannt sind, ohne dafi 
ihnen gleichzeitig die Rechte von Polizeibeamten zustehen, 
sowie die Personen, denen die Befugnisse von Beamten 
des Polizeidienstes zuerkannt sind, nach Art. 65 bereits 
sämtliche Befugnisse nach diesem Gesetz haben, brauchen 
sie in Art. 69 nicht mehr aufgeführt zu werden. 

2. Die bestätigten Jagdaufseher haben, sofern sie 
Berufsjäger oder forstlich ausgebildet sind, nach § 25 
Abs. 2 des Bundesjagdgesetzes bereits die Befugnisse der 
l·'olizeibeamten und damit gem. Art. 65 des Entwurfs die 
der Polizei nach diesem Gesetz zukommenden Rechte. Die 
im Jagdschutz verwendeten Beamten und Angestellten 
des öffentlichen Dienstes sind Angehörige des Forstdien­
stes; sie brauchen daher im Art. 69 als im Jagdschutz 
verwendete Beamte und Angestellte nicht mehr ausdrüd(­
lich erwähnt ZU Werden. 

· 3. Der Kreis der im Forstschutz verwendeten Be­
amten, Angestellten und sonstigen Personen, dem das 
Recht zm: Anwendung unmittelbaren Zwanges zustehen 
soll, wurde in Anlehnung an die bisherige Fassung iu 
A;rt. 6 Nr. 3 des Gesetzes über die Anwendung unmittel­
baren Zwanges durch die Polizei, jedoch unter besonderer 
Berücksichtigung der Rechtslage nach dem bayerischen 
Forstgesetz vom 28. März 1852 (GVBI.1851/52 S. 69) festgelegt. 

4. Die verpflichteten Fischereiaufseher sind nach Art. 86 
Abs. 2 des Fischereigesetzes vom 15. August 1908 (GVBI. 
S. 527) Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft und fallen 
daher als solche bereits unter Art. 65 Nr. 1 des Entwurfs. 
Die im Fischereischutz verwendeten Beamten und An­
gestellten des öffentliche.n Dienstes sind Angehörige de~ 
Forstdienstes und werden daher von Art. 69 Nr. 2 mit umfaRt. 

Die in Ziff. 3 der Erläuterungen zu Art. 65 gemachten 
Ausführungen gelten auch hier. 

Zu Art. 70 

Soweit der Entwurf polizeiliche Maßnahmen gegea 
verfassungsfeindliche Handlungen . vorsieht, ist hierfür 
nach Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. a Voraussetzung, daß e~ 
sich um die Unterstützung einer gern. Art. 9 Abs. 2 GG. 
verbotenen Vereinigung handelt. Für die Entscheidung 
darüber, welche Vereinigungen unter diese Bestimmung 
des Grundgesetzes fallen, fehlt den Verwaltungsbehörden 
der unteren und Mittelstufe sowie der Polizei der not­
wendige Ueberblick. Auch ist die Feststellung dieser Ver­
einigungen eine Maßnahme von erheblicher rechtlicher 
und politischer Bedeutung, die den Verwaltungsbehörden 
und der Polizei nicht zugemutet werden und nicht über­
lassen bleiben kann. Es erscheint deshalb erforderlicl1 
und gerechtfertigt, diese Entscheidung für den Bereich des 
vorliegenden Entwurfs allein der Staatsregierung als dem 
höchsten politisch verantwortlichen Organ der Exekutive 
vorzubehalten. · 

Die Zuständigkeit der Staatsregierüng wurde in be­
wußter Abweichung von § 129a StGB. vorgesehen; sie 
begründet - anders als die des Bayerischen Verwaltungs­
gericlitshofs oder des Bundesverwaltungsgerichts nach 
§ 129 a StGB. - für sich allein nicht die Strafbarkeit der 
an der verbotenen Vereinigung .Beteiligten, ist aber not­
wendige Voraussetzung für ein polizeiliclies Einschreiten 
nacli dem vorliegenden Entwurf. 

Zu Art. 71 

In diesem Artikel wurden im Hinblick auf Art. 19 
Abs. 1 GG. die im Grundgesetz geschützten Grundrechte 
unter Angaibe des Artikels aufgezählt, in die die Polizei 
unter Umständen bei der Durchführung ihrer im öffent­
lichen Interesse gelegenen, zur Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Sicherheit und Ordnung notwendigen und 
unaufsclliebbaren Maßnahmen eingreifen muß. Die Auf­
zählung auch der entsprechenden Grundrechte der Bayeri­
schen Verfassung ist an sich verfassungsrechtlich nicht vor­
geschrieben, entspricht aber der bisherigen Übung in der 
bayerischen Gesetzgebung seit Inkrafttreten des Grund­
gesetzes (vgl. Art. 1 des Gesetzes über die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges durch die Polizei, Art. 12 des Ver­
wahrungsgesetzes vom 30. April 1952 - GVBI. S. 163 -). 

Zu Art. 72 

Diese Vorschrift dient der terminologischen Bereini­
gung im Gebrauch des Wortes „Polizei" in der Gesetz­
gebung des Landes, des Reiches und d~s Bundes. Die 
früheren Gesetze des Landes Bayern und des Deutschen 
Reiches, aber auch die neueren Gesetze des Bundes be­
rücksichtigen im allgemeinen nicht die seit 1945 eingetre­
tene Beschränkung des institutionellen und funktionellen 
Polizeibegriffs (vgl. A III 2 dieser Begründung), sondern 
gehen fast immer von dem. früheren Polizeibegriff aus, 
der unter „Polizeibehörden" die Behörden der allgemei­
nen inneren Verwaltung, soweit sie auf dem Gebiet der 
sogenannten Gefahrenabwehr tätig wurden, sowie die 
„staatlichen Polizeiverwaltungen" ve;rstand. · 

Staatliche Polizeiverwaltungen, in denen reclitset­
zende, rechtsprechende und rechtsbegründende Befug­
nisse mit Befugnissen des polizeilichen Vollzugs ver­
mischt waren, gibt es 'in Bayern nicht mehr. Dagegen 
gibt es zwar noch die Behörden der allgemeinen inneren 
Verwaltung und diese haben auch nach wie vor Zustän­
digkeiten auf dem Gebiete der Gefahrenabwehr, nämlich 
der früher sogenannten „Verwaltungspolizei" und „höhe­
ren und niederen Sicherheitspolizei". Aber diese Zustän­
digkeiten werden von ihnen ·- entsprechend ihrem Auf­
bau - mit Mitteln der administrativen Verwaltung, nicht 
mit Mitteln des polizeilichen Vollzugs wahrgenommen, 
weshalb in der Tat nicht einzusehen ist, warum insoweit 
noch von „Polizei". gesprochen werden soll. Der Entwurf 
sieht daher vor, daß die in bundes- oder landesrecht­
lichen Bestimmungen den „Polizeibehörden" übertragenen ' 
Aufgaben und Befugnisse nur dann von der Polizei im 
heutigen Sinn, also den im polizeilichen Vollzugsdienst 
verwendeten Dienstkräften des Staates und der Gemein­
den wahrzunehmen sind, wenn es durch Verordnung des 
Staatsministeriums des Innern im Einvernehmen mit dem 
jeweils sachlich beteiligten Ministerium ausdrücklicli be­
stimmt wird. Sonst treten an die Stelle der früheren 
„Polizeibehorden" die Behörden der allgemeinen inneren 
Verwaltung, es sei denn, daß andere Gesetze eine be­
sondere Regelung treffen. 

So werden z.B. heute in der Regel die Aufgaben und 
Befugnisse der „Ortspolizeibehörden" von den Gemeinde­
räten - in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
von den Bürgermeistern -, die Aufgaben und Befug­
nisse der „Kreispolizeibehörden" von den Kreisverwal­
tungsbehörden· wahrgenommen. Kreisverwal tungsbehör­
den sind in den kreisfreien Städten die Stadträte, iil den 
Landkreisen die Landratsämter. 

Zu Art. 73 

Im Hinblick darauf, daß die Polizei nach Art. 2 Abs. 1 
dieses Gesetzes nicht nur Vollzugsorgan der Behörden 
der allgemeinen inneren Verwaltung, sondern auch Hilfs­
organ anderer Verwaltungsbehörden ist, sieht diese Be­
stimmung vor, daß Rechtsverordnungen, die zur Ausfüh­
rung dieses Gesetzes erforderlich sind, von der Staats­
regierung erlassen werden. Die Zulässigkeit sokher 
Rechtsverordnungen ergibt sich unmittelbar aus Art. 55 
Nr. 2 Satz 2 der bayerischen Verfassung. Sie sind auf 
reine Durchführungsbestimmungen beschränkt und dür­
fen keine selbständigen neuen Rechtssetzungen mit ver­
bindlicher Kraft für alle enthalten, da das Gesetz eine 



besondere Ermächtigung im Sinn des Art. 55 Nr. 2 Satz 3 
nicht enthält. 

Der Erlaß von innerdienstlichen Verwaltungsvor­
schriften zur Ausführung des Gesetzes kommt dem 
Staatsministerium des Innern als dem allgemein für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung· verantwortlichen und 
in allen die Polizei betreffenden Angelegenheiten feder­
führenden Ministerium zu, ohne daß es hierüber einer 
besonderen Vorschrift bedürfte. 

Zu Art. ?4 

Ziff.1: Die Einfügung des Wortes „Unterbindung" in 
der Neufassung des Art. 2 Abs. 1 Ziff. 1 POG. ist 
notwendig im Hinblick auf den im vorlieg·enden 
Entwurf des P AG. eingeführten Sprachgebrauch, 
der in Anlehnung an die Unterscheidung in 
Art. 102 Abs. 1 AG. StPO. die „Unterbindung" 
neben der „Verhütung und polizeilichen Verfol­
gung" der größeren Klarheit halber als Aufgabe 
der Polizei besonders heraushebt. Die Ergänzung 
bezüglich der mit Geldbuße bedrohten Handlun­
gen ist im Hinblick auf den im P AG. festg·elegten 
Aufgabenbereieh der Polizei notwendig ge­
worden. 

Ziff. 2 hring·t die sprachliche und damit auch inhaltliche 
Angleichung des Art. 2 Abs. 1 Ziff. 2 POG. an 
Art. 5 Abs. 2 Ziff. 3 Buchst. a des vorliegenden· 
Gesetzentwurfs; beide Gesetze müssen insoweit 
aufeinander abgestimmt sein. 

Ziff. 3 ergänzt Art. 2 Abs. 2 Satz 1 POG. im Hinblick auf 
die mit GelO.buße bedrohten Handlungen; auf die 
Begründung zu Ziff. 1 wird insoweit verwiesen. 

Ziff. 4: Der vorliegende ·Entwurf des Polizeiaufga:ben­
gesetzes regelt die Befugnis der Polizei zur Be­
kämpfung verfassungsfeindlicher Bandlungen im 
einzelnen. Art. 2 Abs. 4 POG., der diese Regelung 
in: allgemeiner Form vorweggenommen hatte, um 
eine fühlbare Lücke der Polizeigesetzgebung zu 
schließen und der von vornherein nur als eine 
vorläufige Lösung gedacht war, wird damit ent­
behrlieh. 

Ziff. 5: Die Neufassung des Art. 1? Abs. 1 POG. bringt 
in Ziff. 1 den Grundsatz der örtliehen Zuständig­
keit für Sofortmaanahmen, auf den bereits bei 
den Gesetzgebungsverhandlungen zum Erlaß des 
POG. wiederholt hingewiesen wurde. Dieser 
Grundsatz steht in innerem Zusammenhang vor 
allem mit Art. 60 b POG. (vgl. nachstehende 
Ziff. 12), der aus den in der Begründung zu die­
ser Vorschrift näher erläuterten Erwägungen erst 
in den vorliegenden Entwurf aufgenommen wer­
den konnte. 

Art. 1? Abs. 1 Ziff. 2 POG. bringt in der jetzigen 
Fassung im Wortlaut, was in der bisherigen Fas­
sung dieser Vorschrift teilweise durch die Ver­
weisung auf § 16? GVG. ausgedrückt und im üb­
rigen durCh § 12? StPO. gedeckt war. 

Art. 17 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 waren in der bis­
herigen Fassung des Art. 1? bereits enthalten. 

Im Aufbau ist Art. 1? nunmehr den ihm inhalt­
lich entsprechenden Art. 26 Abs. 1 und 35 Abs. 2 
POG .. (vgl. nachfolgende Ziffern 6 und 8) ange­
gliehen. 

Ari.1? Abs. 2 enthält c;lie Benachrichtigung·spflieht 
für die in Abs. 1 teilweise neu aufgenommenen 
Ziffern 1 und 2. Die BenachriChtigungspflicht er­
scheint hier angebracht, weil es sieh in diesen 
Fällen um Maßnahmen handelt, in denen nur 
ersatzweise in eiligen Fällen Zuständigkeiten der 
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örtlichen Polizeidienststellen wahrgenommen 
werden. 

Ziff. 6: Zu den Ziffern 1 und 2 der Neufassung des Art. 26 
Abs. 1 POG. wird auf die BegTündung zu den ' 
entspreehenden Ziffern der Neufassung des Art.1? 
Abs. 1 (ygl. o. Ziff. 5) Bezug genommen. Die Zif­
fern 3 und 4 entspreehen im Wortlaut den Ziffern 1 
und 2 der bisherigen Fassung des Art. 26 Abs. 1 
POG. In Ziff. 3 der Neufassung sind lediglich die 
in Ziff. 1 der bisherigen Fassung in Klammern 
angeführten Beispiele als entbehrlich weggelas-. 
sen worden. 

Ziff. ?: Dem bisherigen Art. 26 POG. wird ein neuer 
Abs. 3 angefüg·t aus den g·leichen Gründen, aus 
denen Art. 1? POG. einen neuen Abs. 2 erhalten 
hat (vgl. Ziff. 5). 

Z'iff. 8: Dem Art. 32 Abs. 1 POG. wird dureh die Neu­
fassung ein neuer Satz 1 vorangestellt, der, um 
Zweifel auszuschließen, klar zum Ausdruck 
bringt, daß die in Art. 32 Abs. 1 POG. genannten 
Aufgaben neben den allgemeinen Aufgaben 
der Landpolizei nach Art. 24 und 31 POG. wahr­
zunehmen sind. Im übrigen ist die bisherige Fas­
sung inhaltlich unverändert geblieben und 'nur 
redaktionell insoweit geändert worden, wie es 
die Voranstellung des neuen Satzes 1 notwendig 
macht. 

Ziff. 9: Die Änderung der Verweisung in Art. 32 Abs. 2 
POG. ergibt sieh zwangsläufig durch die unter 
Ziff. 8 erläuterte Ergänzung des Art. 32 Abs.1 POG. 

Ziff. 10: Die Neufassung des Art. 35 Abs. 2 POG. ent­
spricht der Neufassung des Art. 1? Abs.1 una 26 
Abs. 1 POG. Auf die Begründung hierzu (vgl. 

\ oben Ziff. 5 und 6) wird Bezug genommen. 

Ziff.11: Auf die Begründung zu Art. 1? Abs. 2 und Art. 26 
Abs. 3 in der Neufassung (vgl. oben Ziff. 5 und ?) 
wird verwiesen. 

Ziff. 12: 

Zu Art. 60 a POG. 

Art. 91 Abs. 1 GG. lautet: „Zur Abwehr einer 
drohenden Gefahr für den Bestand oder die frei­
heitliche demokratische Grundordnung des Bun­
des oder eines Landes kann e i n L a n d die 
Polizeikräfte anderer Länder anfordern". Für 
den rasChen und klaren Vollzug dieser Vorsehrift 
ist es notwendig, durCh Landesgesetz festzulegen, 
wer im Namen und Auftrag des Landes diese 
Anforderung an die anderen Länder riehten 
kann. Der in das POG. neu aufzunehmende 
Art. 60 a stellt fest, daß diese Befugnis dem 
Bayer. Ministerpräsidenten zukommt. Die Rege­
lung stützt sich auf Art. 4? Abs. 3 BVerf., wo­
naeh der Ministerpräsident Bayern nach außen 
vertritt. Auch im Hinblick auf die Schwere der 
Entseheidung naeh Art. 91 Abs. 1 GG. erscheint es 
angemessen, hier die Zuständigkeit des Minister­
präsidenten festzulegen. Bei einer Maßnahme 
von solcher Tragweite, wie sie das Herbeirufen 
von Polizeikräften anderer Länder darstellt, 
wird im allgemeinen auch die Staatsregierung 
als oberstes Gremium der Exekutive in Bayern 
mit der Angelegenheit zu befassen sein. Es liegt 
aueh aus diesem Grund nahe, den Ministerpräsi­
denten, der nach Art. 4? Abs. 1 BVerf. den Vor­
sitz in der Staatsregierung führt und nach Abs. 2 
des gleichen Artikels die Richtlinien der Politik 
unter Verantwortung gegenüber dem Landtag 
bestimmt, mit dem Vollzug des Art. 91 Abs. 1 GG. 
zu betrauen. · 



42 

Zu Art. 60 b POG. 

Die Erfahrung der letzten Jahre hat gezeigt, 
daß die oft unübersichtlichen Verhältnisse im 
Grenzgebiet es wünschenswert erscheinen lassen, 
auch den Polizeidienstkräften benachbarter Bun­
desländer die Befugnis zu Amtshandlungen in 
Eilfällen ausdrücklich einzuräumen. Z'iff. 1 des 
Art. 60 b enthält die entsprechende.Vorschrift. Sie 
dient dem Schutz der Bewohner grenznaher Ge­
biete und entspricht dem gleichen Grundsatz, der 
zur Neufassung der Art. 1? Abs. 1Ziff.1, 26 Abs. 1 
Ziff. 1 und 35 Abs. 2 Ziff. 1 POG. geführt hat. 
Räumlich ist die Befugnis beschränkt auf den in 
Art. 35 Abs. 1 Satz 1 POG. festgelegten Gebiets­
streifen von 30 km entlang der Landesgrenze. 
Den Rahmen für die Befugnisse der Polizei­
dienstkräfte benachbarter Bundesländer oder des 
Bundes enthält auch für die hier geregelten 
Fälle Art. 66 Abs. 1 und 2 des vorliegenden Ent­
wurfs. Damit ist in den Fällen des Art. 60 b ge­
währleistet, daß auf bayerischem Gebiet nur 
Maßnahmen rechtlich zulässig sind, die den Vor­
schriften der in Bayern geltenden Polizeigesetze 
en tsp rechen. 

Art. 60 b Ziff. 2 enthält die rechtliche Bestätigung 
einer seit längerer Zeit im innerdeutschen Schub­
verkehr bestehenden Praxis. Insbesondere bei 
Eisenbahnsammeltransporten werden die Um­
läufe der einzelnen Schubtransporte vielfach bis 
zu größeren Eisenbahnknotenpunkten im Gebiet 
eines angrenzenden Landes durchgeführt. So 
werden z.B. Gefangene, die von München nach 
Stuttgart transportiert werden müssen, vom 
bayerischen Begleitpersonal in Ulm den baden­
württembergischen Stelle;n übergeben und von 
Stuttgart nach München zu befördernde Gefan­
gene dort übernommen. Noch stärker ist das Be­
dürfnis für die hier vorgesehene Zuständigkeit 
außerbayerischer Polizeidienstkräfte bei Einzel­
transporten im Rahmen des Schubwesens, die 
von den Dienstkräften des Ausgangslandes bis 
zum Zielort durchgeführt werden. Es würde eine 
wesentliche Erschwerung und Verteuerung des 
Schubwesens bedeuten, wenn alle Schubgefan­
genen jeweils an den innerdeutschen Landes­
grenzen von der Polizei des Landes übernommen 
werden müßten, durch dessen Gebiet der Trans­
port fortgesetzt werden muß. Gegenwärtig sind 
mit den übrigen Bundesländern Verhandlungen 
über eine Festlegung der bisherigen übung 
durch Staatsvertrag oder Verwaltungsabkommen 
im Gang. 

Der Inhalt des Art. 60 b entspricht im übrigen 
einem Anliegen der Innenministerien aller west­
deutschen Bundesländer. Danach ist zu hoffen, 
daß entsprechende Regelungen auch in das Poli-

zeirecht der übrigen Bundesländer Eingang 
finden. 

Zu Art. ?5 

Die Bergämter haben nach Art. 248, 253 des Berg­
gesetzes vom 13. August 1910 u. a. die Aufgabe der Ge­
fahrenverhütung. Die Leiter der Bergämter und ihre 
Vertreter haben ferner seit 1880 (GVBL 1880 S. 545) die 
Eigenschaft von Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft. 
Nach Art. 65 Nr. 1 des Entwurfs erhalten sie damit zur 
Erfüllung ihrer besonderen Dienstaufgaben auch die Be­
fugnisse nach dem Polizeiaufgabengesetz. Es erscheint 
lediglich erfo.rderlich, diese besonderen Dienstaufgaben 
auf dem Gebiet der Strafverfolgung näher abzugrenzen. 
~arüber hinaus sollen die Bergämter (es handelt sich 
msgesamt um 9 Personen in Bayern) auch die Befugnisse 
erhalten, die die StPO. den Polizeibeamten zuerkennt 
die nicht Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft sind. Damit 
wird eine bereits bestehende Praxis in der Verfolgung 
von Straftaten unter Tage anerkannt. 

Zu Art. ?6 

Mit Rücksicht darauf, daß, abgesehen von verschie­
denen Stimmen in der Literatur, auch der Bayer. Ver­
fassungsgerichtshof in der unter A III 2 c dieser Begrün­
dung angeführten Entscheidung vom 13. Oktober 1951 
anscheinend von der Auffassung ausgeht, daß die Polizei 
auch in Bayern Befugnisse zum Handeln kraft Gewohn­
heitsre?it habe, erscheint es empfehlenswert, vorsorglich 
alles diesem Gesetz entgegenstehende oder mit dem Ge­
setz gleichlautende Recht, also auch Gewohnheitsrecht 
ausdrücklich außer Kraft zu setzen. Der Sinn des Ge~ 
setzes ginge verloren, wenn riach seinem Erlaß etwa die 
Auffassung vertreten werden könnte, neben den Bestim­
mungen dieses Gesetzes gelte immer noch eine gewohn­
heitsrechtliche polizeiliche Generalklausel (vgl. allerdings 
VGHE. Bd. 50 S. 18). 

In Satz 2 werden darüber hinaus noch eine Reihe 
von Bestimmungen des geschriebenen Rechts ausdrück­
lich als außer Kraft gesetzt erklärt. Die noch geltenden 
Bestimmungen des Polizeistrafgesetzbuches können noch 
nicht aufgehoben werden, weil sie vorerst noch für die 
Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung von Be­
~eu t~ng sind. Erst wenn das bereits in Vorbereitung be­
fmdhche Gesetz über die Anordnungs- und Vollzugs­
befugnisse der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiete 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung erlassen ist, 
werden die erste und zweite Abteilung sowie zahlreiche 
Vorschriften der dritten Abteilung des Polizeistrafgesetz­
buches entbehrlich. Soweit die besonderen Strafbestim­
mungen des Polizeistrafgesetzbuches dann noch eine Be­
deutung haben, werden sie in einem weiteren Gesetz, 
nämlich einem Landesstrafgesetz, zusammengefaßt werden. 

Zu Art. n 
Diese Bestimmung beruht auf Art. ?6 Abs. 2 BV. 


